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AIB-Aktuell:Schmidt -"ärmer dran"als die Dritte Welt? 
Plattheiten und rhetorische Rüpeleien in Sachen Entwicklungspolitik 
sind bei Bundeskanzler Helmut Schmidt nicht pn~ neu. Vor Jahren 
bereits forderte er von der Dritten Welt unter dc:m Slogan "Entwick­
lungspolitik ist keine Einbahnstraße", diese solle auf ihre Kemfordc­
rungen nach einer Neuen Internationalen Wirtschaftsordnung kurzer­
hand ven:ichten, wenn sje mehr Entwicklungshilfe bekommen wolle. 
Jeu! gab der Kanzler erneut Spruche zum besten, die in dner Runde 
bundesdeutscher Stammtischpolitiker nicht prägnanter hätten aus­
faUen können. AU5gereehnet vor der nun wirklich redlich um einen 
Ausweg aus der Sackgasse d~ sog. Nord-Süd-Dialogs bemühten 
Brandt-Kommission, die Ende Mai/Anfang Juni 1981 in ßerlin·West 
zUlammenkam, holte H. Schmidt - "ur die Un.achcn der kapitalisti­
schen Wcltwinschafukrisc zu sprechen kommend - zu einem Rund· 
ums<:hlag aus: gegen die OPEC-5taaten wegen ihrer zu hohen 01-
preise und gegen den Re$t der Dritten Welt wegen ihrer zu hohen 
Geburtenraten; die Entwicklungsländer seien nichl einmal in der 
Lage jene Schwierigkeiten zu lÖ$Cn, die nur sie selbst und nicht die 
"Reichen" lösen könnten. Und im übrigen sei selbst die Bundes­
republik gegenwärtig auf dem Weg, ein armes Land zu werden -
"änner dran" womöglich, als so manches Entwicklungsland? 

Willy Brandt, der den Vorsitz der Nord·Süd·Kommission führt, war 
verärgert: ,,Die meisten Leute haben hierzulande nichts begriffen, die 
deuuche Politik ist rückständig, und die Intelligenz noch mehr, die 
politische wie die ökonomis<:he." Die Kommissionsmitglieder Lai<· 
Ihmi Jha (Indien) und Lajascru JaI<ir (A1gerien) drohten gar an, ihren 
Regierungen von der Teilnahme an der für Oktober 1981 geplanten 
Nord·SUd·Konferenz in Meltiko abzul'1lten. Sie hätten dafür allen 
Grund, wenn die sog. Offenheit des Bundeskanzlers vor den Kommis· 
sionsmitgliedern - wie Entwicklungshilfeminiuer Rainer Offergeld 
es verstand - "eine GeßCl'1Ilprobe fUr den Nord·Si,id-Gipfel" gewesen 
sein sollte. 

Für diesen Nord·Süd-Gipfel, bei dem etwa 20 Staatschefs zusammen· 
kommen sollen, hat die Brandt·Kommission jetzt in Berlin-West 
"vol'1lusscha.ucnde Schritte" auf vier Gebieten empfohlen, die seit der 
Vorlage ihres Berichts Anfang 1980 noch dringlicher geworden sind: 
eutens ein globales Nahrunpmittelprogramm zur Bekämpfung des 
Welthungcrs, zweitens eine weltweite EnergiC'Strategie, die den 
SichCT~.eiubediirfniHCn der Erzeuger und VerbrauchCT gleichermaßen 
Rechnung trägt, drittens ein zU$litzliches finanzielles Hilfsprogramm 
vor allem für jene SUlaten, die sich mit großen Zahlunphilanzschwie· 
rigkeiten und Schuldenproblcmen konfrontiert sehen, und viertens 
eine Reform der intemationalen Finanzierungsinstitutionen wie 
Weltbank und Weltwähnmpfonds. 

So begrenzt in ihrer Reichweite die'sc Vorschläge sind - auch ihre 
Verwirk lichung wäre wahrscheinlich nicht mehr als kun:fristiges Kri· 
senmanagement zur mühsamen Obcrbrückung aufk laffender welt· 
wirtschaftlicher Gegensätze -, ihre Autoren haben wenigstens die 
Notwendigkeit zum Handeln erkannt. Andernorts, vor allem bei den 
ultralibernlen Okonomen, die heute mehr und mehr die wirtschafu· 
politischen Konzepte für die westlichen Regi~rungen lidern, wird 
längst jene brutale Rettungsboot·Theorie gehandelt, wonach die Welt 
~nwinig nicht mehr als eine bestimmte Anzahl Menschen tragen 
könne und die Überzähligen, sprich die heute 400-500 Mio Hungern· 
den, s<:hlieht hinausgeworfen, also dem Hungertod preisgegeben wer· 
den müßten, wenn nicht das ganze Boot untergehen solle. 

Am Rockzipfel R. Reagans 

Wie die Lage heute ist, machen einige nackte Zahlen deutlich (siehe 
auch Rede Fidel Ca,strO$ vor dem ökonorncnkongreß von Havanna in 
diesem Heft). Das Wachstum des Bruttosozialproduku der ärmeren 
Entwicklungsländer ging 1979 auf 1,5%, 1980 auf I,. zurück und 
dürfte 1981 voraussichtlich in den Minus·Bereich absinken.. Dabei 
wächst die Bevölkerung dieser Länder weiterhin um durchschnittlich 
2,5% pro Jahr. Die Verschuldung der Entwicklungsländer bei den 
kapitalistischen Industrieländern belid sich) 980 auf etwa 450 Mrd 
Dollar. Dies wäre nur halb so schlimm, wenn die Dritte Welt wenig· 
stens in der La(C wäre, die sich daraus ergebenden Schuldendienst· 
verpflichtungen aus ihren Exporterlösen zu bezahlen. 

Daß dies nicht mehr möglich ist, liegt sowohl an den vor den Gren· 
un der imperialistischen Länder aufgctünnten Handelsbarrieren als 
auch daran, daß der überwiegende Teil der Entwicklunpländerschul· 
den inzwischen auf private Banken (mit entsprechend hohen Zinsen) 
entrallt. So braucht selbst ein "Schwellenland" wie MeKiko 13,8 
Monatscxporte, um den jährlichen Schuldendienst bezahlen zu 
können. Aus dieser Situation heraus könnte es schon bald, womög· 
lich über Nacht, zu einem gigantischen Finarn:krach kommen, der 
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den "Schwanen Freitag" des Jahres 1929 mehr als in den Schatten 
stellen würde. 
Es ist kaum vonteIlbar, da.B Politikern vom Schlage eil\Cs Helmut 
Schmidt derartige Szenarios nicht bekannt sind. Da.B sie nicht bereit 
sind, Konsequenzen daraus zu ziehen, liegt an etwas ganz anderem. 
Alles deutet darauf hin, daß Bonn auf dem Wege ist, auch in der 
Entwicklungspolitik dem von der neuen US·Administration unter 
Ronald Reagan vOTgCzeichneten Kun zu folgen. Diese hat die Ent· 
wicklungshilfe inzwischen um 113 gckiint und verteilt künftig nur 
noch Gelder an solche Regimes, die bereit sind, Washingtons Kon· 
frontationskurs gegcn das sozialistische Lager u.U. mitzumachcn. 
Das Hochrüstungsprogramm, dem H. Schmidt bei seinem Washing­
ton· Besuch Ende Mai dJ. erneut seine bedingungslose Unterstützung 
zugesichert hat, versperrt - zusammen mit dem Konfrontationskurs 
gegen fortschrittlichen Entwicklungen in Afrika, Asien und Latein­
amerika - jeden Weg rur Kooperations· und Kompromißlösungen, 
wie die Brandt·Kommlssion sie vorschlägt. Es in eine traurige, aber 
wahre Tauache, daß Länder mit dem stärksten Wirtschaftspotential 
bei den Rüstungsausgaben Spitzenpositionen einnehmen, während sie 
bei der Entwicklungshilfe weit hintcn rangieren. Gemessen am Anteil 
am Bruttosozialprodukt liegen die USA unter den 17 kapitalistis<:hen 
Industricnationen an letzter, die Bundesrcpublik an unrühmlicher 
zehnter Stelle. 
So kann auch das Entwicklunpproblem heute nicht mehr diskutiert 
werden, ohne auf die Abrüstung zu sprechen zu kommen. Und es ist 
gut, daß dieser Zusammenhang zwischen Abrüstung und Entwicklung 
international immer stärkCTe Anerkennung findet, geradeso wie im 
Innern der Bundesrcpublik in weiten Kreisen der Bevölkerung die 
Erkenntnis wächst, daß der forcierte Riistungskurs heu te unmittelbar 
zu Lasten des errungenen Wohlstands geht. Hier schlie6t sich der 
Kreis. 
Es liegt im gemeinsamen Oberlebensinteresse der Menschheit, die 
Rüstungslasten einzuschränken und die freiwcrdenden Gelder rur 
Zwecke der friedlichen Entwicklung hien:ulande wie in der Dritten 
Welt zu verwenden. Daß inzwischen der I Mio Menschen in der 
Bundcsrcpublik den Krefelder Appcll gegen die Stationierung der 
neuen NATO·Mittclnrcckenraketen unterzeichnet haben und sich 
ebenso in Holland, Belgien usw. machtvolle Antiatomrakcten·Bewe· 
gungen fonnicrten, in ein ermutigendes Zeichen. Daß unter etablier· 
ten Bonner Politikern inzwischen Warnungen vor einer neuen außer· 
parlamentarischen Oppositionsbewcgung in Gestalt ocr Friedens­
bewegung um sich greifen, zeigt, da6 ,,die da oben" doch niCht ganz 
über den Willen "der da unten" hinwegsehen können. 
H. Schmidt und die sozialliberale Bundesregierung müsscn diesen 
Lebensinten:ssen Rcchnuna: tragen, müssen dem Reagan'schen Abcn· 
teurerkurs der Raketenriistung, der Verweigcnrng von Abriistunpver· 
handlungen hzw. Entspannungsschritten und des Ausschlagens gegen 
die Dritte Welt abschwören - oder sie werden sich selbst noch größe· 
n: Schwierigkeiten einhandeln.. Es liegt also bei ihnen selbSt, sollten 
sie künftig noch "ärmer dran" sein - wenngleich auch nicht ganz so 
arm wie die Hungernden der Dritten Welt_. 
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Libanon - Naher Osten 

Wolfram Brönner 

Die neue Libanonkrise 

Als ein kriegerischer Akt, der d ie ohnehin explosive Lage im 
Nahen Osten noch verschärfe, wurde der israelische Bom­
benangriff vom 7. Juni dJ. auf den irakisehen Atomreaktor 
nahe Bagdad in aller Welt verurteilt. SeibSi die Reagan­
Administration, die laut Menachim Begin vorher "informiert 
gewesen" sein soll, distanzierte sich von dem "Luft überfall". 
Präsident Reagan tat allerdings kurz darauf sein "Verständ­
nis" für den Oberfall kund. 1 

Der dre iste Aggressionsakt wurde denn auch in den arabi­
schen Hauptstädten als "Herausforderung der gesamten ara­
bischen Nation" - so der Generalsekretär der Arabischen 
Liga Chadli Klibi - aufgenommen. Die in der israelischen 
Regierungserklärung bemühte Rechtfertigung, mit der fer­
tigs tellung der Atomanlagen hätten ansonsten zwei west­
europäische Regierungen (die Frankreichs und Italiens) dem 
Irak zum Bau von Atomwaffen und deren Einsatz gegen 
Israel verholfen, sind eine ähnliche und erneute Herausfor­
derung auch Westeuropas_ Anfang Mai dJ. hatte M. Begin 
rüde Attacken gegen den Bundeskanzler und Frankreichs 
Präsidenten wegen geplanter Waffenexportgeschäfte mit 
Saudi Arabien gerichtet 2 - und damit gegen die in der 
Palästinafrage konussionswilligere EG-Nahost-Position aus­
geschlagen. 
Die Venuche zur Rechtfertigung dieses Banditenstreichs ge­
gen den Irak aber sind geradeso unglaubwürdig (anders als 
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längst das atomwaffenpotente Israel läßt Bagdad die Inter­
nationale Energie-Agentur ungehindert kontrollieren und 
hat 1969 den AlOmwaffensperrvertrag unterzeichnet) wie 
das seit Anfang der neuen Libanonkrise andauernde Gerede 
des Premier- und Verteidigungsministers Begin von einer an­
geblichen existentiellen .,Bedrohung" Israels und der libane­
sischen Christen, die es durch israelische ,.Präventivschläge" 
abzuwenden gäl te. 

"Bedrohung Israels" durch Syriens SAM-Raketen? 

Seit Anfang April 1981. als die israelische Armee mit massi­
ven Angriffen auf libanesisches Territorium - den intensiv­
sten seit ihrem Kriegskurs vom März 1978 - die neuerliche 
Krisenzuspitzung im Land der Zedern ins Rollen brachte, 
stößt das Begin-Regime die Konfliktparteien immer wieder 
an den Rand des 5. Nahostkrieges. 
Auf den Siedepunkt trieb die Krise, nachdem Israel am 28. 
April 1981 im zentraUibanesischen Bekaa-Tal erstmalig die 
Arabische Friedensstreitmacht angegriffen und dabei zwei 
syrische Hubschrauber abgeschossen hatte. Syriens Präsident 
Hafez al-Assad beorderte daraufhin mehrere Batterien an 
SAM-Luftabwehrraketen in dieses Gebiet. 
H. al-Assad bezeichnete diese Maßnahmen berechtigterweise 
als legitim, da Syriens Streitkräfte - als Teil der Arabischen 
Friedensstreitmacht (30.000 Mann) - auf den Beschluß der 
Arabischen Gipfelkonferenz vom .Oktober 1976 hin im 
Libanon stationiert seien. Und nun habe Syrien mit den 
nahe den syrischen Grenzen aufgebauten Raketen zur 
.,Selbstverteidigung mit Defensivwaffen" gegriffen. da sich 
"Israel die Freiheit genommen hat, unsere Streitkräfte anzu­
greifen ... " Er fügte hinzu, daß "diese Raketen keine Ziel· 
punkte innerhalb Israels treffen können". Der Präsident un-



terstrich ferner, Syrien werde den Versuchen Israels, seine 
Intervention in die inneren Angelegenheiten des Libanon 
und seine Aj:greuionsakte auszuweiten, Widerstand lei­

sten.3 
M. Bqin ,JCtZle dem das kuriose Argument entgegen, die 
SAM-Raketen im Libanon bedeuteten eine "Bedrohung der 
Sicherheit Israels". Er forderte ultimativ, wenn Damaskus 
sie nicht unverzüglich aus dem Libanon abzöge, "würden 
israelische Flugzeuge die Order erhalten, loszuschlagen". 
Mitte Mai dJ. erhärtete M. Begin die Androhung eines all­
gemeinen Krieges gegen Syrien und seine Verbündeten im 
Libanon: "Von Zeit zu Zeit müssen wir uns dazu entschei­
den, unsere Söhne in den Krieg zu schicken." InJerusalemer 
Rcgierungskreisen verlautete zeitgleich, nur noch "ein Wun­
der" könne eine diplomatische Beilegung der $Og. Raketen­
krise zwischen Israel und Syrien zustandebringen.4 

Wie M. Begin später in einer turbulenten Knesset-Debatte 
ausplapperte, war es tatsächlich nur einem Zufall zu danken, 
daß nicht schon am 30. April dJ. ein israelisch-syrischer 
Krieg ausgebrochen war. Für diesen Tag nämlich hatte der 
Premier bereits den Befehl an die Luftwaffe ausgegeben, die 
syrischen Raketenstellungen im Libanon anzugreifen_ Nur 
aufgrund der zu miserablen Weuerverhältnisse war die At­
tacke abgeblasen worden ... 
Unterdessen hatte US-Präsident Ronald Reagan einen Son· 
derbotschafter, den ehemaligen Vizeaußcnminister Phillip C_ 
Habib, auf Vermittlungnour in den Nahen Osten geschickt. 
Doch Ph. Habibs Mission zeitigte bis Mitte Juni dJ. kein 
konkretes Ergebnis - außer Zeit zu gewinnen_ Die Frage ist 
nur wofür. Zur effektiveren Kriegsvorberei tung Israels? 
Oder zur Sondierung bei den Verbündeten? Syrischerseits 
wurden die US-Vorschläge kritisiert, sie hätten keine spezi­
fischen Kompromißpunkte, nichts als "israelische Forderun­
gen" enthalten. 

M.ission Habibs: nichts als Zeitgewinn 

In der Tat hatte sich R. Reagans Sonderbotschafter die is· 
raelische Position zueigen gemacht. Syrien müsse den 
Rückzug zum vorherigen Status quo antreten. Das wäre: 
• der Abzug der syrischen Luftabwehrraketen aus dem 
Bekaa-Tal und auch aus dem Grenzgebiet auf syrisc hem Ter­
ritorium bzw. die Zusage, nicht mehr auf israelische Kampf­
und AufldärungsOugzeuge über dem Libanon das Feuer zu 
eröffnen (seit 28.4.1981 wurden sechs dieser Flugzeuge. da-

M !kiln (1) y,"" US-Sondc,kun<:' H.bob(2. v. ,.) II,Jc,y>akm 

von eines über syrischem Hoheitsgebiet abgeschossen); 
• Räumung jener strategisch wichtigen Stellungen um die 
Stadt Zahle und auf dem Sannin-Gipfel, welche die Ara­
bische Friedensstreitmacht in den Kämpfen vom April dJ­
den libanesischen Rechumilizen wieder abgerungen hatte.6 

Zweifellos zielt der erste Punkt dieses israelisch-amerika· 
nischen Erpressungsversuchs gerade auch darauf ab, daß 
Syrien der israelischen Luftwaffe einen Freibrief für die 
künftig noch ungehindenere Terrori!ierung der libanesisch· 
palästinensischen Zivilbevölkerung wie für die Eliminierung 
der Basen der Palästinensischen Befreiungsbewegung (PLO) 
im Libanon ausstellt. R. Reagans Nationaler Sicherheiubera­
ter Richard Allen hatte am 31. März dJ. in diesem Sinne die 
israelischen Bombcnnüge auf Ziele im Libanon als .. gerecht· 
fertigt", da zu r Verfolgung der "Terroristenorganisation" 
PLO bestimmt, erklärt.1 

Der zweite Punkt des israelisch-amerikanischen Erpressungs­
versuchs zielt darauf ab, die Positionsverluste der libanesi­
schen Rechtsmilizen (Kataeb) vom April dJ. im Nachhinein 
wieder wettzumachen.1a 

Geheimpakt Israel - PhaJange 

In dieser ersten Phase der neuen Libanonkrise waren die 
Rechumilizen der Libanesischen Front, die seit 1975 unter 
Beshir Gemayels (Sohn des Führers der faschistischen Pha­
lange-Partei Pierre Gemayel) Oberkommando vereinigt sind, 
zur Eroberung von Positionen außerhalb des von ihnen be­
herrschten sog. "Phalangistan" (Zone unmittelbar nördlich 
von ßeirut) offensiv geworden. Wie inzwischen u.a. durch 
M. Begins Erzählungen bekannt wurde, kam der Anstoß ftir 
den phalangistischen Versuch, Zahle und die gebirgige Ver­
bindungsstraßc nach Beirut fest in den Griff zu nehmen, aus 
Israel. 

Tm März dJ. hatte demnach Israels Generalstabschef Ehan 
bei einem Treffen mit Beshir Gemayel auf einem Kriegs. 
schiff nahe der libanesischen Küste weitgehende militärische 
Absprachen getroffen. Zu diesem Zusammenspiel gehört be­
kanntlich schon seit dem Libanonkrieg 1975/76 eine um­
fangreiche israelische Ausbildungs- und Aufriistungshilfe rur 
die Libanesische Front. Neu aber war das Eingeständnis, daß 
die Begin.Regierung bereits im August 1978 ihren christlich­
maronitischen Verbündeten im Nordlibanon in einer Ober· 
einkunft zugesichert hatte, die israelische Luftwaffe würde 
im Falle von Luftkämpfen mit syrischen Streitkräften inter-
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venierend eingreifen. Diese Garantie war von Eitan im März 
dJ. und in einer Verlängerung des Abkommens vom 8. 
April 1981 von der Begin-Regierung verlängert worden_ 8 

Israels strategischer Hintergedanken: Im Fall einer vollen 
phalangistischen Kontrolle über die gebirgige Verbindung 
Beirnt - Zahle hätten künftig israelische Truppen im Be­
darfsfall rasch vom Mittelmeer her bis zur syrischen Grenze 
vorstoßen können; und Zahle liegt keine 50 km von Syriens 
Hauptstadt Damaskus entfernt. 
Analog waten Anfang April dJ. von der Grenzenklave des 
Separatistenmajors Saad Haddad aus israelische Truppen 
und rechtslibanesische Milizen zu Angriffen gegen das UN­
Friedenskontingent FINUL wie gegen Stellungen der PLO 
und der Libanesischen Nationalbewegung (LNM-Einheits­
front der nationalprogressiven Kräfte unter Führung Walid 
Djoumblaus, des Vorsitzenden der Sozialistischen Fort­
$chrittspartei) angetreten. 

Neben der Absicht, die militärpolitische Präsenz dieser revo­
lutionären Kräfte im Süden des Libanon zu dezimieren, gibt 
es hier offenbar ein weiteres strategisches Kalkül Israels! 
Ober die Kontrolle von Zahle könnte es gelingen, eine direk· 
te Verbindung zwischen dem "Freien Libanon" des Majors 
Haddad (proklamiert 1978 nach Israels Besetzung des Ge­
bietes südlich des Libanon) und dem verbiindeten "Phalangi­
stan" im Norden herzustellen. 

Damit könnte man künftig sowohl die PLO/LNM effektiver 
in die Zange nehmen als auch die Verteidigungsfähigkeit 
Syriens stark beeinträchtigen. Beides aber sind essentielle 
Ziele, welche die libanesische Ultrarechte, Israel und die 

W. Uenbru<kr m Sudbba"",,: s. Haddad { I.) uM , .... hscher F"v"'.'d,&"ngs.l'"n, .. ~r 
W.""".nn 

USA im Versuch der Destabilisierung des Libanon zusam­
menftihrten. 
Der vorläufige Ausgang der neuen Libanonkrise aber geriet 
gar nicht nach dem Geschmack ihrer Urheber. 
Die angestrebten Positionsgewinne um Zahle und im Bekaa­
Tal blieben aus. Zwar gab Anwar al-Sadat beim Treffen mit 
M_ Begin am 4_ Juni dJ. die Zusicherung, Ägypten werde im 
Fall einer weiteren Eskalation im Libanon bzw. eines israe­
lischen Krieges gegen Syrien diesem keinen militärischen 
Bdstand leisten. Zwar forderte Präsident Sadat aus einem 
Munde mit Washington, Tel Aviv und der Phalange, die syri­
schen Streitkräfte bzw. die Arabische Friedensstreitmacht 
müßten aus dem Libanon abziehen, da sie angeblich Aus­
löser der Krise seien. 9 Doch mit dieser Position blieb 
Ägypten in der arabischen Welt allein, während Syrien ent­
gegen den Erwartungen des Alexander Haig seine vorherige 
relative Isolierung (den letzten Arabischen Gipfel hatte 
Syrien wegen Spannungen mit Jordanien und seiner Ableh-
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nung des irakischen Krieges gegen den Iran boykottiert) 
durchbrecllr:n konnte_ 
Syriens Standhaftigkeit in der Raketenkrise und der heraus· 
fordernde Kriegskurs M_ Begios bewirkten nun im Gegenteil 
eine seit 1978 nicht mehr dagewesene Solidarisierung der 
arabischen Staaten mit dem arabischen Frontstaat, der PLO 
und dem Libanon. Das machte die außerordentliche Gipfel. 
konferenz der Arabischen Liga vom 22./23. Mai dJ. in 
Tunis deutlich. Sie sicherte Syrien und dem Libanon ver­
stärkte finanzielle und gegebenenfalls auch militärische Un­
terstützung zu. 

Arabischer Gipfel - eine überraschung 

Sie bezeichnete die ungelöste Palästinafrage und Israels 
Libanonstrategie als eigentliche Ursachen der aktuellen 
Krise. Sie bekräftigten ferner ihre Ablehnung des Camp­
David-Prozesses. Sie warnten die USA vor der Fortsetzung 
ihrer Unterstützung Israels. Und gerade Saudi Arabien stellte 
in Tunis klar, daß angesichts dieser Krisenentwicklung an 
den von A. Haig Anfang April 1981 in Riad geforderten 
"strategischen Konsens" zuguruten der USA (siehe nach­
stehenden Beitrag von A. Kapeliuk) nicht zu denken sei. 10 

Die arabische Frontstellung gegen Israel hat sich mit dessen 
Aggressionsakt gegen den Irak noch verhärtet. 
Das von der Arabischen Liga mit Vermittlungsanstrengun­
gen im Libanon betraute Viererkomitee - mit Vertretern 
Syriens, Saudi Arabiens, Kuweits und dem Liga-General­
sekretär Ch. Klibi - mhrte dann am 8. Juni dJ. einen Waf­
fenstillstand zwischen Syrien, der Libanesischen National­
bewegung und den libanesischen Rechtsmilizen herbei. Die­
se Ubereinkunft enthält allerdings noch keine detaillierten 
militärischen Vereinbarungen, klammert die PLO und di e im 
Südlibanon postierten Haddad-Milizen aus. Außerdem wird 
sie durch P. Gemayels Weigerung, alle Verbindungen zu Is­
rael aufzugeben - diese Forderung hatten Syrien und W. 
Djoumblatt nachdrücklich erhoben - beeinträchtigt. Und 
schließlich ist da noch M. BegißS Drohung, Israels "Geduld" 
gegenüber der Vermittlungsmission des Phillip Habib "hat 
Grenzen".ll 
Der PLO-Vorsitzende Yassir Arafat warnte also nicht von 
ungefahr in einem Rundfunk-Interview: "Ich erwarte, daß 
Israel einen ständigen Aggressionskrieg führen wird ... Wir 
erwarten einen großen Krieg. Er wird derzeit vorbereitet, 
und ich denke nicht, daß die Amerikaner wirklich irgend­
weIche Anstrengungen unternehmen, um die Situation zu 
beruhigen_ Sie nehmen daran teiJ."12 

Anmerkungen: 
1) Zil. nach: Westdeutsche Allgemeine Zeitung, 9.6.1981 und in­

ternational Herald Tribune (IHT), Zürich, 9.6_1981; Frankfurter 
Allgemeine Zeitung, 16_6.1981 

2) Siehe Kommentar in: AlB 6/1981, S. 60 
S) IHT, 21. und 29.5.1981 
4) Afrique Asie, Paris, Nr. 240/25.5.1981; Le Monde, Paris, 

12.5.1981; llfT, 11.5.1981; Time, New Y ork, 25.5.1981 
5) Ebenda 
6) Vgl. IHT, 18. und 21.5.1981; Time, 25.5.1981; Frankfurter All­

gemeine Zeitung (FAZ), 2.6_1981; Stern, 11.6.1981; Afrique 
Asie, Nr. 241/8.6.1981 

7) So R. Allen in einem ABC-Fenuehinterview vom 29_S_1981. 
Zit. nach: Palatine, Beimt, Nr. 6/1. - 15.4.1981 

7a) Zur inn~n Kräftekonstellation im Libanon und den ökono­
mi$<:h-$Ozialen Krisenursachen seit 1975/76 siehe: AlB 9/1976, 
1/1977, 5{l978, 9/1979 und 10/1980 sowie W. Brönner, Der 
Nahost-Konflikt und die Palästina-Frage, Frankfurt 1979. S. 
192ff. 

8) Slem, 11.6_1981 und IHT, 25.5.1981 
9) Ebenda, 5.6.1981 und Time, 15.6.1981 

10) Nach: Afrique Asie, Nr. 241/8_6.1981 
11) IHT,2.6_1981 
12) Ebenda, 1.6.1981 



Amnon Kapeliuk 

Kriegsstimmung gegen die 
letzte Bastion der Palästinenser 

Während seiner Reise durch den Nahen Osten Anfang April 
d.]. erinnerte General Alexander Haig daraß, daß sein Land 
fest entschlossen sei, gegenüber Moskau eine Haltung der 
Stärke zu zeigen und gleichzeitig den proamerikanischen 
Regimes der Region verstärkte Unterstützung anzubieten 
mit der Perspektive, sie zu einigen. 
Der israelische Premierminister Menachem Begin zog folgen­
de Schlüsse aus seinem Treffen mit General Haig: "Wir wer­
den zusammen ftir die Menschlichkeit kämpfen." In Kairo 
gab Präsident Sarlat fast die gleichen Töne von sich. Dagegen 
ließen die Gesprächspartner des amerikanischen Staatssekre­
tärs in Amman und Riad wissen, daß sie nicht dieser Mei­
nung seien und daß die Hauptgefahr Hir den Frieden im 
Nahen Osten heute nicht von der Sowjetunion, sondern von 
der antipalästinensischen Haltung Israels ausginge. 

Haigs "grünes Licht" für Israels Falken 

General Haig riskiert also einige Schwierigkeiten bei der Ver· 
wirklichung seines Versuchs, eine regionale Viererallianz zu 
schaffen, bei der sich Agypten, Jordanien und Saudi Ara· 
bien um Israel gruppieren sollen. Vor allem, weil Begin und 
seine Partner von der nationalistischen Rechten sich wei· 
gern, ihren Teil zur Realisierung des neuen Verteidigungs· 
systems zu lidern: eine Lockerung ihrer Haltung in der Palä· 
stinafragc:. 

Die Perspektive, daß ihre Armee: eine Rolle im GoIr spielen 
könnte, weckt jedoch die Aufmerksamkeit der verantwort· 
lichen Israelis. Der Chefredakteur der Tageszeitung Haaretz 
bemerkte in einem Kommentar zu dieser Möglichkeit: "Die 
Entsendung einer Brigade oder gar einer Division der israeli· 
schen 'Armee nach Abu Dhabi zum Beispiel könnte nicht 
improvisiert sein; man müßte ein ganzes System schaffen, 
um Streitkräfte solchen Umfangs aufnehmen zu können. "1 

Zur Rolle Syriens im Libanon hatte General Haig in Jerusa· 

km sehr "harte" Erklärungen abgegeben. Er sprach von ei· 
ner "Besatzungsarmee", von "Brutalitäten" usw. Die israeli· 
·chen "Falken" interpretierten diese Äußerungen sofort als 
,,grünes Licht" ftir eine Intervention großen Ausmaßes im 
Libanon. In einem Telegramm an scinen syrischen Amtskol· 
legen Hafez EI Assad anläßlich des syrischen Nationalfeier· 
tags am 17. April dämpfte.Präsident Reagan allerdings die· 
sen Eifer: "Syrien könnte eine zentrale Rolle bei der Errich· 
tung eines gerechten Friedens im Nahen Osten einnehmen", 
schrieb er nun. 
In der eigentlichen Libanonkrise verfolgen die Israelis seit 
langem zwei Ziele 2 : Einen gnadenlosen Kampf gegen die 
Palästinenser zu nibren und den syrischen Einfluß im Lande 
durch die Unterstützung der christlichen Konservativen zu 
schwächen. Doch hat, seit dem Machtzuwachs durch die 
Rechten 1977, der Kampf gegen die im Libanon stationier· 
ten Palästinenser gewaltige Ausmaße angenommen, bei dem 
sowohl die Luftwaffe, als auch die Marine und die Land· 
streitkräfte eingesetzt werden. 

Denn der Libanon ist die letzte Bastion der Palästinenser in 
der arabischen Welt geworden. General Raphael Eitan, Is· 
raels Generalstabschef, der gegenwärtig der Hauptverant· 
wortliche ftir die Durchführung dieser Politik ist, stellte dazu 
klar: "Die (militärischen) Aktivitäten gegen die Feddayin im 
Libanon haben das Ziel, sie so stark zu schwächen, daß sie 
eines Tages, wenn wir zum entscheidenden Schlag ausholen, 
zusammenbrechen. Das kann sehr schnell passieren, in zwei 
Wochen, in einem Monat oder gar in einem Jahr. Auf jeden 
Fall bereiten wir uns darauf vor. "3 

Der General präzisierte ebenfalls, daß der libanesische Luft· 
raum von nun an ausschließlich ftir die israelischen Flug. 
zeuge reserviert sei: ,Jede Maschine, die sich einzumischen 
versucht, wird abgeschossen werden." Der stellvertretende 
Verteidigungsminister Mordehai Zippori ließ seinerseits 
mehrmals verlauten, daß der Kampf gegen die palästinensi. 
sehen Feddayin von nun an über das gesamte libanesische 

7 



Territorium au.sgeweitet würde. 
Gegenüber Syrien verändeM sich die israelische Politik je 
nach der Haltung, die Damaskus gegenüber den Palästinen­
sern einnimmt. Im Sommer 1976, ab die syrischen Truppen 
die Feddayin bekämpften (inmitten des Libanonkrieges 
1975/76; d. Red. ), bc:griißte der damalige Premierminister 
Itzha.k Rabin diese Intervention, ohne sich übermäßig dar­
über zu beunruhigen, daß die Syrer die bekannte "rote 
Linie" (entlang dem südlibanesischen Fluß Litani; d. Red.) 
überschritten hatten - was unter anderen Umständen als ein 
casus belli (Anlaß zum Krieg; d. Red.) angesehen worden 
wäre. 
Die Drohungen begannen erst wieder, als Syrien das Lager 
wc:cluelte. Obrigens hatten die Israelis schon 1976 im liba­
non intervenieM und zwar zugunsten der konservativen 
Christen sowohl im Norden (Phalangisten unter Pierre Ge­
mayel und Chamounisten4 ) als auch im Süden (zuguruten 
des Exkommandanten Haddad). Seitdem hörte der Trans­
port von Waffen und Munition in die christlichen Arsenale 
nicht mehr auf. 
Es ist gewiß nicht das erste Mal, daß sich der Staat Israel in 
die inneren Angelegenheiten der arabischen Welt einmischt. 
Das war besonders der Fall beim Irak , als man zur Zeit der 
Schah-Regierung den Kurdenrebellen unter Barsani von in­
nischem Territorium aus Waffen lieferte (im Kurdenltrieg 
1974/75; d. Red.) und im Sudan, wo man den christlichen 
Stämmen im Süden von äthiopischem Territorium aus zu 
Zeiten Haile Selassies (vor 1974 also; d. Red.) Beistand lei­
stete. Das Neue ist die Offenheit der Einmischung im liba­
non und, daß der israelische Premierminister diese öffentlich 
zugibt. 

Austreibung der Palästinenser und Syriens 

Die israelische Strategie zielt heute auch darauf ab, den 
Libanon von der syrischen Präsenz freizumachen. Die israeli­
schen Führer hatten in der Vergangenheit die Teilung des 
Landes als kJeinere:s übel angesehen. Doch jetzt verwahrt 
man s ich injerusalem dagegen, weil man darin eine Möglich­
keit sieht, die syrische Präsen:oe: im Libanon zu verewigen und 
eventuell sogar seine Ausdehnung im Süden zu favorisieren, 
wo die Mehrheit der Bevölkerung (ungefähr 60%) Schiiten 
sind. 5 

Von daher rührt die Versuchung der israelischen "Falken", 
mas.!liv zu intervenieren, um den PhalangiSlen die Machtüber­
nahme zu ermöglichen. Seit der Beseitigung der Chamouni­
Slen im Viertel Ein Roumana in Ostbeirut hoffen die Pha­
langisten des Beschir Gemayel darauf, zur ersten militäri­
schen und politischen Macht im Land im llinblick auf die 
Präsidentschaftswahlen 1982 zu werden. Und die Israelis 
geizen nicht mehr mit Hilfe nir sie. 
Zur Rechtfertigung einer möglichen massiven Intervention 
liefern die Gegenwart der Feddayin und ihre Operationen 
gegen Israel den idealen Vorwand. So war im März 1978 
dem Anschlag der Palästinenser auf der Autostraße Tel Aviv 
- Haifa (32 tote Israelis) unmittelbar die Invasion im Süd· 
libanon gefolgt, und am Ende die Defacto-Teilung dieser 
Region zwischen den Kräften des Exkommandanten Had­
dad, der UNO-Truppe und den weiter nördlich plazierten 
palästinensischen Feddayin (siehe Libanon-Karte). 
Die Kämpfe um Zahle zwischen Phalangisten und syrischen 
Truppen (vom April 1981; d. Red.) nährten in Israel die 
Pläne ftir eine massive militärische Intervention im Norden, 
wohin die Israelis noch nie ihre direkte Kampfflihrung aus· 
dehnten. Und alles deutet darauf hin, daß die Medien die 
Köpfe der Menschen darauf einzustimmen suchten, indem 
sie erschütternde Beschreibungen von der christlichen Ge· 
meinschaft lieferten, die von den "barbarischen Moslems" 
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ausgelöscht würde, welche die Luftwaffe und sogar Boden­
Boden-Raketen gegen die gesamte Stadt Zahle einsct:oe:ten. 
Eine wahre Het:oe:kampagne sollte ein Klim a schaffen, das die 
Entsendung israelischer Soldaten in den Nordlibanon favori· 
sierte. 6 

Moshe Arens, Vorsit:oe:ender der Parlaments kommission für 
auswärtige Angelegenheiten und Verteidigung zögerte nicht 
zu erklären, daß die Welt "seit dem 2. Weltkrieg" kein sol­
ches Massaker gesehen habe. Israel müsse sich "bewegen", 
nigte er hinzu, um die christliche Gemeinschaft zu retten. 
Für General Ariel Scharon, Landwirtschaftsminister und 
wohlbekannt flir seine harte Position, müßte eine israelische 
Intervention erfolgen, sobald die Syrer "einen einzigen zu· 
sät:oe:lichen Schritt im Libanon machen"~ 1 Der Kandidat des 
Verteidigungsre:ssorts in einer :oe:ukünftigen Arbeiterpartei­
Regierung, General I-Iaim Bar-Lev, erklärte seinerseits, daß 
"die Hilfe fUt die Christen im Libanon ebenfalls eine direkte 
Intervention der israelischen Annee im Norden des Landes 
einschließen könne".' Zuguterletzt läßt auch General 
Avigdor Ben Gal, Kommandant der Region Nordisrael und 
verantwortlich für alle Aktivitäten an der libanesischen 
Front keine Zweifel aufkommen: "Das christliche Lager hat 
das gleiche politische Interesse wie wir. Es wäre eine Dumm ­
heit, nicht mit ihm zu.sammenzuarbeiten. Sie möchten sich 
von der syrischen Besat:oe:ung bef re:ien und den christlichen 
Libanon wiederherstellen. Wir auch. Wenn sich die Christen 
mit dem Status quo und dem 'Einfrieren' abfinden, 
schwächen sie sich. Ihre militärischen Ini tiativen sind ge­
rechtfertigt, und sei es nur aus internen psychologischen 
und außenpolitischen Gründen. Würde drei jahre Ruhe herr­
schen, könnte man die Existenz der Christen vergessen. "SI 
Dieser Logik gehorchend brachen die Phalangisten durch 
ihre Operation auf der Brücke von Bardani, nahe Zahlc, die 
Feindseligkeiten wieder vom Zaun. Die Unterstüner einer 
direkten Intervention (Israels) sahen sich durch die kaum 
verschleierten Appelle seitens der Phalangisten ermutigt, die 
sie aufforderten, die 30.000 syrischen Soldaten der FAD 
(Arabische Friedensstreitkräfte; d. Red) und die palästinen. 
sischen Feddayin zu verjagen. 

Eine ganze Reihe von Konsultationen und Beratungen lenk­
ten daher die Aufmerknmkeit des politisch-militärischen 
Establishments von jerusalem auf sich. Die " libanesische 
Lobby" in der Annec sprach sich fUt eine militärische Inter­
vention aus; aber andere zeigten ihre Ablehnung eines sol· 
chen Projekts. Sowohl die eine als auch die andere Seite 
stUtzte sich dabei jedoch auf rein praktische Oberlegungen. 
Von Seiten derer, die den Finger auf dem Ab:oe:ug haben, 
werden 8 Gründe vorgebracht: 

• 
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• Israel hat von jetzt an einen ausgezeichneten Vorwand 
moralischer Art um massiv zu intervenieren: die Christen im 
Libanon zu retten; 
• Syrien sei im arabischen Lager isoliert, so daß es möglich 
sei, ihm den entscheidenden Schlag zu versetzen; weder Jor­
danicn noch der Irak würden ihm zu Hilfe kommen und der 
Krieg würde nur an einer Front zu fUhren sein; 
• ein Krieg gegen Syrien würde erlauben, die Absichten 
Präsident Sadats zu usten. Falls er sich an die Seile der 
Syrer stellen würde - was wenig wahrscheinlich ist -, wäre 
das das Ende des Friedensvertrages mit Ägypten und der 
westliche Teil des Sinai müßte nicht mehr evakuiert werden; 
• nach Meinung israelischer Experten wird die syrische 
Armee gegenwärtig in beeindruckender Weise gestärkt und 
könnte instandgesetzt werden, ab 1985 einen Abnutzungs­
krieg gegen Israel zu führen: der Moment ist gekommen, es 
zu schlagen; 
• die Gelegenheit sei da, sich der im Libanon befindlichen 
palästinensischen Organisationen zu entledigen, vor allem im 
Gebiet südlich Beiruts, wo die von ihnen unterhaltene In­
frastruktur mir einem Schlag hinweggefegt werden könnte; 
• ein von den Phalangisten kontrollierter Libanon wäre 
völlig von Israel abhän~ig und man würde einen neuen Ver­
bündeten im arabischen Lager finden, neben den Ägyptern; 
• in Wirklichkeit widersetzen sich die Amerikaner nicht der 
Vertreibung der Syrer und Palästinenser aus dem Libanon; 
• schließlich und endlich - aber hier handelt es sich um 
Vertraulichkeiten - könne ein "guter Krieg" dem Likud­
Block in seinem Wahlkampf helfen, indem er die Aufmerk­
samkeit der Öffentlichkeit von der israelischen Wirtschafts­
krise und der galoppierenden In nation weglenkt. 
Andere innerhalb desselben Establishments legen mehr Vor­
sicht an den Tag und finden eine ganze Reihe von Argumen­
ten, die gegen einen Krieg mit Syrien sprechen: 
• wer würde überhaupt glauben, daß Israels Anspruche ein­
zig von humanitären Beweggründen geleitet sind? 
• ein Angriff auf Syrien könnte seine Isolierung aufheben, 
undJordanien und Saudi Arabien dazu bewegen, ihm Unter­
stützung zu leisten . Und vielleicht käme sie sogar vom Irak, 
der auf diese Weise einen guten Vorwand für eine Beendi­
gung seines ruinösen Krieges mit dem Iran finden könnte. 
Von neuem würde sich dann die gesamte arabische Weh 
gegen Israel ausr ichten; 
• selbst in Ägypten würden starke Kräfte von der Regierung 
fordern, im Falle eines syrisch-israelischen Krieges entspre­
chende Maßnahmen zu ergreifen. Die gesamten von Präsi­
dent Reagan unternommenen Anstrengungen zur Reorgani­
sierung der Sicherheit in der Region würden damit in Frage: 
gestellt : 

• falls die syr ische Militärrnacht zerstört würde, würden die 
Sowjets aufgefordert, sie wie in der Vergangenheit schnellst­
möglich wieder aufzubauen; 
• wie oft haben die israelischen Militärbefehlshaber nicht 
schon damit geprahlt, die Feddayin im Libanon liquidiert zu 
haben? Man kann sicher einen schweren Schlag gegen die 
palästinensischen Kräfte führen; aber sie: erscheinen jedes 
Mal wieder auf der Bildnäche. Also, ,Ja" zu militärischen 
Aktionen, .. nein" zu einem richtigen Krieg; 
• man muß auch die Risiken einer Internationalisierung 
abwägen. Schon die Gegenwart der "Blauhelme" im Süden 
des Libanon erschwert die Aufgabe Israels. Was wäre, wenn 
eine neue internationale Interventionsstreitmacht im ganzen 
Libanon verteilt würde? 
• kann man jede Gefahr einer sowjetischen Intervention in 
der Region ausschließen, wenn Syrien , das mit der UdSSR 
durch einen Sicherheits- und Freundschaftspakt (vom Okto­
ber 1980; d. Red.) verbunden ist, wirklich bedroht würde? 
• im Falle hoher Verluste unter den Angreifern würde die 
Regierung nicht den erhofften Prestigegewinn in der öffent­
lichen Meinung erhalten. Die Bevölkerung, die sich noch 
nicht von dem Trauma des Oktoberkrieges 1973 erholt hat, 
reagiert besonders empfindlich auf j eden Verlust auf ihrer 
Seite. 
Während sich diese Debatte bei verschlossenen Türen inner­
halb der Regierung abspielte, gingen die Verantwortlichen 
aus dem Militär (wie die Generäle Eitan oder Ben Gal) in die 
Offentlichkeit, um die Intervention zu predigen. Erst die 
genaueren Angaben des Generals Yehoshoua Sagui, Chef des 
militärischen Nachrichtendienstes, konnten die Geister be­
ruhigen. Während einer Pressekonferenz legte er den Akzent 
darauf, daß die Phalangisten für die Zuspitzung der Situa­
tion in Zahle die Verantwortung trugen. Und er zitierte die 
Zahl der Opfer: 150 Libanesen gegenüber 60 Syrern 10 , -
was von der angeblichen syrischen Massakrierung einer gan­
zen Stadt weit entfern t ist. 
Ygal Yadin, stellvertretender Premierminister, verurteilte 
seinerseits öffentlich die Israelis, die versuchten, ihr Land in 
Operationen großen Ausmaßes im Libanon hineinzuziehen. 
Er verlangte sogar von der Regierung, die Aktivitäten des 
abtrünnigen Kommandanten Haddad zu kontrollieren, "der 
auf die Zivilbevölkerung der Städte Tyr und 5aida mit Ge­
schossen israelischer Herkunft schießt ". 
Schließlich zeigten sich drei Tageszeitungen in ihren Edito­
rials davon a larmiert, daß eine Intervention in Betracht ge­
zogen werden könne. ll Trotz dieser Zurückhaltung ist die 
Gefahr, daß Israel die Kämpfe direkt in den Norden Liba­
nons trägt, nicht vorüber. Aber die Amerikaner haben natür­
lich ein Wort mitzureden. 
(Quelle: Le Monde Diplomatique, Paris, Nr. 326/Mai 1981) 
Anmerkun~n: 

I) Haaretz, 10.2.1981 
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schen Staatspräsidenten CamilLe Chamoun geführte Nationallibe­
rale Partei nebst Milizen, die der rechtslibanesischen Allianz 
Libanesische Front angehören. Ihnen wurde 1980 in blutigen 
Auseinandersetzungen von den faschistischen Phalangiuen 
(Miliz Kataeb) deren Alleinführungsanspruch aufgezwungen. D. 
Red. 

5) Der Autor spielt hier darauf an, daß die Staatsorgane Syriens 
von den ebenfalls Ichiitischen A1awiten dominiert werden. D. 
Red. 

6) A1-Hamishmar, 10.4.1981 
7) Haaretz, 10.4.1981 
8) Davar, 14.4.1981 
9) Ebenda, 17.4.1981 

10) Haaretz. 15.4.198 1 
11) Ebenda, 14.4. 1981; Davar, 8.4.198\; AI-Hamishmar, 3.4.198 t 
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Palästina 
Im April cLf. fond in Darmu/uJ.S/Synen die 15. Tagung des Poliistinensischcn Nationalrats des palästinensischen Exilparlaments 
statt (Ergebnisse dtr letzten Nationalratssitzung vor zwei Jah rt:n siehe in A lB 3/ 1979, S. 25/26). Den Rechenschaftsbericht der 
Fiihnmg der Palästinensischen Befreiu.ngsorgunisation (PLO) hielt Faroll.lI Kaddouml~ Leiter der Politischen Abteilung der PLO. 
Der Bericht bezog eingehend Stellung zur RoUe der Reagan.Administration im arabischen Raum: Die USA betrieben eine 
.Jejndulige, offensive PolitiA" im Nahen und Mittleren Osten, um ihren Einfluß zu erweitern, die Reichtiimer zu kontrollieren 
und ausbeuten zu können. lVashington habe vor, so der Bericht weiter, "militärische Blöcke und aggressiv#! Stützpunlrte zu 
bilden, um sich jedl" vorgeblithen sowjetisthen Gefahr in diesem Gebiet entgegenzustellen ". Die Anfang April d.J. IIOn 
US-Außenminister A. Haig veranstaltete erste Nahostreise wurde kritisiert als Versuch der USA, eine regionale Mjfitära//ian.z zu 
schmieden, der Israel, Agypten, Saudi Arabien, jordanien. Oman und dit Türkei angehörtn solJten. Dilses Vorhaben sei aber an 
der abweisenden Haltung einiger arabisther Liinder gestheiter/. 
lur westeuropiiisthen Nahostkonuption konstatierte der Beritht, daß sie einen gewissen. aber bislang unzureithenden Fort· 
uhritt in der Haltung der EG zur Palästinafrage anuige. Die von der EG 1980 in Venedig (ugl. AlB 7-8/1980, S. 5/6) 
verabschiedett Nahost·/nitiative müsse sich erst einmal von amerikanischer Bevormundung freimachen. Als derzeit einzig 
gangbaren Afternativweg fiir eine Lösung des Nahostkonflikts sicht die PLO den von L. Breschnew im Februor 1981 gemathten 
Vorschlag, eine internationale Nahoslkonferenz unter Teilnahme aller Beteiligten und unter der Schirmherrschaft der UNO 
ein.zuberufen. Diese und andere prinzipielle PLO·Positionen sind in der hier dokumentierten A bschlußerkfärung der 15. Tagung 
des Paliistinensischen NalionlJlrots zusam mengefaßt. 
lu dtn bemerkenswertesten ResultlJlen der Tagung zählt der lI'iedereint";/t der Volksfront für die Befreiung Palästinas (PFLP) 
unter G. lfabbash in dlJS wichtigste PLO-Leitungsorgan, das Exekutivkomitee (die PFLP war 1974 au.sgeschieden). Es wurde auf 
15 Mitglieder erhöht, wobei Al Fatah mit 3 Vertretern (Y. Arafat, F. Kaddoumi, Abu Maun) das größte Kontingent stellt. 
Yassir Arafat wurde in Damasku.s als Vorsitzender des Exekutivkomitees bestiitigt. 

15. Tagung des Palästinensischen Nationalrats 

Politische Abschlußerklärung 
Die 15. Tagung des Palästinensischen Nationalrates fand 
vom 11. bis 19. April 1981 in Damaskus. der Hauptstadt der 
Syrischen Arabischen Republik statt. Der Präsident der 
Syrischen Arabischen Republik, Hafez al·Assad, eröffnete 
die Tagung. Er unterstrich die enge Verbundenheit des 
Kampfes des syrischen und des palästinensischen Volkes so­
wie die Verpflichtung Syriens flir den Kampf um die Befrei· 
ung Palästinas. 
An der Tagung des Nationalrates haben 92 Delegationen aus 
arabischen Bruderländern und befreundeten Staaten, von 
nationalen Befreiungsbewegungen und politischen Organisa­
tionen einer Reihe von Staaten teilgenommen. 
Die Tagung fand zu einer Zeit statt, in der die palästinensi· 
sche Revolution einen verstärkten Kampf unter Führung der 
PLO auf allen Ebenen, in den besetzten Gebieten und außer· 
halb, gegen die kolonialistische, zionistische und imperia­
listische Aggression. flir BefTC'iung und Rückkehr fUhrt. Die· 
se Aggression hat die verschiedensten Formen angenommen 
- angefangen bei den täglichen Angriffen der zionistischen 
Luft-, See· und Landstreitkrähe auf den Südlibanon unter 
Anwendung der schrecklichsten amerikanischen Waffen bis 
hin zur Politik der Unterdrückung, des Terrors und der Be· 
siedlung, die die zionistischen Besatzer gegen das palästinen­
sische Volk in den besetzten Gebieten anwenden. Hinzu 
kommen die Versuche der USA, der arabischen Heimat und 
den angrenzenden Regionen mit Militärbasen und neuen 
Militärpakten unter dem Deckmantel der sog. sowjetischen 
Gefahr ihre Hernchaft aufzuzwingen. 
Der Rat bekräftigte die Bildung von lIohen Räten auf demo­
kratischer Grundlage zur Ausarbeitung von Plänen der Insti­
tutionen der PLO auf militärischem, informatorischem und 
finanziellem Gebiet sowie die Kontrolle über deren Verwirk· 
lichung. Der Rat betrachtet die Notwendigkeit der natio· 
nalen Einheit unter Teilnahme der Abteilungen der Revolu· 
tion und der nationalen palästinensischen Kräfte in allen 
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Insti tutionen und aUen Mauenorganisationen ab Grundlage 
flir die demokratische Einheit. 
Der Rat ruft zu einheitlichen militärischen Aktionen unter 
Verantwortung des Obersten Militärrates und des Exekutiv· 
komitees auf, um der gegenwärtigen gefahrlichen Lage en t· 
gegentreten zu können. Der Rat bekräftigte die Bedeutung 
der Bildung von Beratungskomitees, die mit den Büros der 
PLO dort zusam menarbeiten, wo (S palästinensische Ver· 
einigungen gibt. 
Der Rat beschloß die Verkündung der aUgemeinen Alarm­
bereitschaft für alle Schichten unseres Volkes innerhalb und 
außerhalb der besetzten Heimat. Er rief die arabischen und 
befreundeten Staaten auf, den Palästinensern auf ihrem Ter­
ritorium zu gestatten, den Streitkrähen der palästinensi. 
schen Revolution beizutreten. 
Der Rat betonte, daß die einzige Alternative zur Regelung 
des Palästinaproblems die palästinensische Altemath'e ist. 
Aus diesem Grund wies der Rat die imperialistischen und 
zionistischen Aktivitäten sowie die subversiven Umtriebe 
zurück, die hinsichtlich des Palästinaprob!ems unternommen 
worden sind. I 

Der Rat unterstrich, daß kein Staat das Recht hat, das palä. 
stinensische Volk zu vertreten, über seinen Boden, sein Vok 
und seine R«hte zu verhandeln. Nur die PLO hai das Recht 
auf eine Alternative zu einer geTC'chten und umfassenden 
Regelung, die die unveraußeriichen nationalen Rechte des 
palästinensischen Volkes vollständig gewährleistet. 
Der Rat hob die Notwendigkeit einer nationalen palästinen­
sischen Front in der beset:t.ten Heimat hervor - als Basis für 
die PLO. das nationale Orientierungskomitee und alle Mas· 
senorganisationen im nationalen Kampf gegen die Okku­
panten und ihre Pläne. Der Rat forderte die Unterstützung 
der Gewerkschafts-, Studenten- und Frauenorganisationen . 
der Berufsvereinigungen und der Gemeindevertretungen bei 
der Stärkung der Standhaftigkeit unseres Volkes auf seinem 



PLO·Filhre, (v. r. n. I.) Y. Ararat, N. Ha ... atmch. A. lyad 

Boden, die Festigung seiner Einheit und die Forderung sei· 
nes Kampfes gegen die zionistischen Machenschaften und 
die :tionistische Expansionspolitik. 
Der Rat unterstreicht die Bedeutung der Bündnisbeziehun­
gen zwischen der Syrischen Arabischen Republik und der 
PLO als Grundlage für die Standhaftigkeit der arabischen 
Nation gegen ihre Feinde. Er unterstreicht die Notwendig. 
keit der Festigung dieser Schicksalsbeziehungen sowie der 
Schaffung von Mitteln für die Verwirklichung der gemein. 
samen arabischen nationalen Kampfbeziehungen. 
Der Nationalrat betont die Bedeutung der festen Kampf. 
beziehungen zwischen dem palästinensischen und dem jor. 
danischen Volk. Er bekräftigt auch seine Unterstützung für 
die jordanische nationale Bewegung auf allen Gebieten, ins· 
besondere in ihrem nationalen Kampf gegen jeden Versuch, 
jordanien zu einem Abweichen von den Beschlüssen der 
arabischen und islamischen Gipfelkonferenzen zu bewegen. 
Der Rat unterstreicht die Notwendigkeit der gemeinsamen 
politischen und militärischen Position der palästinensischen 
Revolution und der libanesischen nationalen Bewegung so­
wie aller anderen patriotischen libanesischen Kräfte. Von 
Bedeutung ist der gemeinsame Kampf gegen alle Versuche, 
die Kräfte der palästinensischen Revolution auf libanesi· 
scher Ebene zu schwächen, den Libanon zu teilen, ihn seines 
arabischen Charakters zu berauben und seine Sicherheit zu 
bedrohen. 
Der Rat weist auf die Notwendigkeit der sofortigen Einstel­
lung des irakisch·iranischen Krieges hin. Er begrüßt die An­
strengungen der Führung der PLO :tur Einstellung dieses 
Krieges. Es gilt, alle Potenzen der beiden Staaten für den 
Kampf gegen die imperialistisch·zionistische Aggression in 
unserer Region sowie für die Befreiung Palästinas und des 
heiligen jerusalem einzusetzen. Die Fortsetzung dieses Krie­
ges schadet unserer Sache und dient den Feinden unserer 
arabischen Nation und der islamischen Völker. 
Der Rat erklärt, daß die militärischen Provokationen des 
Imperialismus im Arabischen Golf und im Roten Meer Be· 
standteil der imperialistischen Strategie sind, die nationale 
Befreiungsbewegung zu zerschlagen. die Naturreichtümer 
unter ihre Herrschaft zu stellen sowie der Region die polio 
tische, militärische Wld wirtschaftliche Abhängigkeit aufzu· 

zwingen. Er unterstreicht die Notwendigkeit, diese Region 
zu einem Gebiet frei von amerikanischer Militärpräsenz, 
Stützpunkten und militärischen Pakten zu erklären, um das 
Recht der Staaten dieser Region auf Souveränität und Unab· 
hängigkeit zu gewährleisten. 
Der Rat unterstreicht die BedeutlUlg des festen Bündnisses 
zwischen den Kräften der Revolution in der Welt. Er bringt 
seinen Willen zum Ausdruck nach Festigung der Beziehun· 
gen der Freundschaft und Solidarität mit den sozialistischen 
Staaten, insbesondere der befreundeten Sowjetunion, mit 
den nationalen Befreiungsbewegungen sowie allen demokra· 
tischen und fortschrittlichen Kräften, die in den kapitalisti· 
sehen Staaten gegen Imperialismus und Zionismus kämpfen. 
Der Rat begrüßt die Äußerungen Leonid Breshnews auf dem 
XXVI. Parteitag zur Nahostkrise, in denen er die Rolle der 
PLO bei der Verwirklichung einer gerechten Lösung der 
Krise sowie die Verwirklichung der nationalen Rechte des 
palästinensischen Volkes, einschließlich seines Rechts auf 
Grtindung eines nationalen unabhängigen Staates auf der 
Basis der Beschliisse der UNO zum Palästinaproblem, sowie 
die Rolle der UNO bei der Regelung dieses Problems hervor· 
hob. 
Der Rat bringt seine Wertschätzung für die politische, mate­
rielle und moralische Unterstützung zum Ausdruck, die die 
sozialistischen Staaten der palästinensischen Revolution und 
dem Kampf des palästinensisehen Volkes gewähren. 
Der Rat betont, daß die PLO zunehmend internationale 
Anerkennung findet. Er weist auf die Aktivitäten der Euro· 
päischen Gemeinschaft hin und bekräftigt die Pflicht der 
palästinensischen Revolution, ihre politischen und diploma­
tischen Aktivitäten auf internationaler Ebene, einschließlich 
Westeuropas, fortzusetzen. Der Rat beurteilt die Richtigkeit 
jeder internationalen Initiative danach, ob sie die Verein· 

. barungen von Camp David (seitens der USA, Israels und 
Ägyptens im September 1978; d. Red.) als Grundlage für die 
Regelung zurückweist. Eine solche Initiative muß von der 
Anerkennung der PLO als der einzigen legitimen Vertreterin 
des palästinensischen Volkes und von dem Recht des palästi· 
nensischen Volkes auf Rückkehr, Selbstbestimmung und Er· 
richtung seines unabhängigen Staates auf seinem nationalen 
Boden ausgehen. 
Der Rat verurteilt auf das schärfste jeglichen Terror, insbe­
sondere den offiziellen und organisierten zionistischen Ter· 
ror gegen das palästinensische Volk, gegen die PLO und das 
libanesische Volk, sowie den Terror des US·Tmperiaiismus 
gegen die Befreiungsbewegungen in der Weit. 
Der Rat unterstreicht sein Festhalten an der UN·Charta, am 
Völkerrecht, die die nationalen Rechte des palästinensischen 
Volkes anerkennen. 
(QueUe: Horizont, Berlin, Nr. 19/1981, S. 25f26) 
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Mongolei 
Vor 60 Jahren, am 11. Juli 1921, siegte die mongolische VoJltlreuolution unter Führung der MongQlischen Volkspartei, die sich 
1924 in Mongolische Revolution':ire VolksfXlrtei (MRVP) umbenannte. Die damalige Proklamation der Volksmacht im Lande 
Tschingis-Charu durch Suche Bator in der Hauptstadt Urga (später Ulan-Ba tor ) leitete einen jahrzehntelangen Obergangsprozeß 
ein, wu'hrend dem die Mongolei aus einem Zustand mittelalterlicher Apathie herausgeführt wurde. 
Heute ist die Mongolische Volksrepublik (MVR) ein ansehnlicher Agrar-Industrie-Staat und Bestandteil des sozialistischen 
Lagers. Die MRVP steckte sich Ende Mai 1981 (W,f ihrem XVIII. Parteitag für die kommenden fünf jahre die Aufgabe, die 
Industrieproduktion um jährlich über 10% und die Arbeitsproduktivitiit um jiihrlich 5% anzuheben_ Sie kommt damit ihrem 
gropen liel der Umwandlung des einst so rückständigen Landes in einen entwickelten sozialistischen Industrie-Agrar-Staat ein 
weiteres gutes Stück näher. Das soll kein Selbstzweck sein, sondern wird - wie der wiedergewiihlte Erste Sekretär der MR VP, 
jumshagin ledenbal, zum Abschluß des Parteitages erklärte - von den Erben Suche Bators als Voraussetzung fiir die weitere 
kontinuierliche Anhebung des Lebensniveaus des mongolischen Volkes angesehen. 
Gelegijin Adjaa, Sekretär des MR VP-lentralkomitees, bilnnziert den vor 60 Jahren eröffneten Revolutionsprozep, an dessen 
Anfang Berge von Problemen standen. 

Gelegijn Adjaa 

60 Jahre mongolische 
Volksrevolution 

Eine entscheidende Wende vollzog sich nach der Oktober­
revolution (1917) in Rußland auch im Schicksal des mongo­
lischen Volkes. Mit dem Sieg der Volksrevolution im J ahre 
1921, die unter dem ideologischen Einfluß des Großen 
Oktober vollzogen wurde, befreite sich unser Volk vom 
Joch der eigenen FeudalhelTen und der ausländischen Er­
oberer, eröffneten sich vor ihm die klaren Horizonte der 
freien En twicklung. 
Doch damals ging es und konnte natürlich nicht darum ge­
hen, unverzüglich den Aufbau des Sozialismus in der Mongo. 
lei in Angriff zu nehmen, halle doch die Revolution das sehr 
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schwere Erbe der Vergangenheit angetreten: Die jahrhunder­
telange ökonomische und kulturelle Rückständigkeit des 
Landes_ In der ökonom ischen Entwicklung befand sich die 
Mongolei im Mittelalter. Es gab keine Industrie·, Landwirt­
schaflS- und andere Betriebe im heutigen Sinne des Wortes. 
Unwissenheit, Unterdrückung und Analphabetentum ohne 
Grenzen - das war das Schicksal des einfachen mongoli­
schen Araten (viehzüchtende Bauern bzw. Nomaden; d. 
Red_)_ Nur 1% der Bevölkerung konnte schreiben und lesen. 
Alles das war erstens die direkte Folge der feudalistischen 
Verhältnisse, die uneingeschränkt sieben bis acht Jahrhun­
derte lang geherrscht hatten, zweitens der zwei J ahrhunder­
te währenden kolonialen Versklavung durch die mandschu­
risch-chinesischen Feudalherren und drittens des sehr star­
ken Einflusses der buddhistischen Religion unter der gesam­
ten Bevölkerung der Mongolei. 

Vom Feudalsystem zum Sozia1ismus 

Welch tückischer Methoden sich in jener Zeit die Herrscher 
Chinas bedienten, um ihre Kolonialpolilik gegenüber der 
Mongolei durchzusetzen! Nachdem sie verstanden hatten, 
daß sie die Mongolei nicht mit Waffengewalt unterwerfen 
konnten, gingen sie zu einer anderen Taktik über und began­
nen den Buddhismus in der Mongolei zu verbreiten, um mit 
seiner Hilfe die SelbSlvemichtung der Mongolen zu errei­
chen_ Dabei bauten sie auf die bekannten Dogmen der 
buddhistischen Religion, nach denen es den Lamas (Geist. 
lichen; d. Red.) nicht gestattet war, eine familie zu grunden. 
Wozu fUhrte das? Zu dem Fakt, daß 45 % oder nahezu die 
Hälfte der gesamten männlichen Bevölkerung der vorrevolu­
tionären Mongolei Lamas wurden. Das wiederum bewirkte 
eine fortschreitende jährliche Verringerung der Bevölke­
rungszahL Die chinesischen Herrscher setzten die Taktik der 
allmählichen Liquidierung der ~Iongolen ein. 
Kurz gesagt, d ie mongolische Volksrevolution siegte zu einer 
Zeit, da sich das Land am Rande der Katastrophe befand 
und dringliehst entschiedener und grundlegender Verände-



rungen in allen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens be· 
durfte. Völlig klar ist, daß der kapita listische Weg keinesfalls 
den Interessen des gerade erst freigewordenen Volkes ent­
sprach, da er es nicht von den Fesseln der Ausbeutung des 
Menschen durch den Menschen befreit hätte. Man durfte 
auch nicht zulassen, daß durch die Aufstellung der unrealen 
Losung vom unmittelbaren Ubergang zum Sozialismus :w 
weit vorausgeeilt wurde. 

Deshalb proklamierte die Mongolische Revolutionäre Volks­
partei (MRVP, gegr. 1921; d. Red.), geleitet von der Lehre 
Lenin!, die Generallinie der Entwicklung zum Sozialismus 
unter Umgehung des Kapitalismus. Wie die Ergebnisse der 
darauffolgenden J ahre zeigtcn, war das der einzig richtige 
Weg, der voll und ganz den dringenden In teressen der Volks­
massen, den Aufgaben der Volksrevolution entsprach. 

Unsere Partei, das mongolische Volk brauchten etwa 40 
Jahre, um die antiimperialistischen, anti feudalistischen und 
allgemeindemokralischen Umgestaltungen zu vollziehen, die 
Grundlagen des Sozialismus aufzubauen und insbesondere 
solche sozialpolitischen und ökonomischen Schlüsselfragen 
zu lösen wie die Oberwindung der feuda listischen Verhält· 
nisse, die Erringung der ökonom ischen Unabhängigkeit, den 
Aufbau und die Entwicklung neuer Wirtschaftszweige. die 
Kollektivierung der Landwirtschaft und die Verwirklichung 
der Kulturrevolution. Mit der erfolgreichen Lösung diesel 
Aufgaben wurde der Sprung vom Feudalismus zum Sozialis­
mus vollzogen. Doch dieser historische Sprung hatte n ichts 

A<bellennl'H:n ,n "l'H:t l<:olctf.l>n~ ,n tllan-Balot. \.lfe "'k"~ .. "nl'H:n (vortIC) ''"ren M< 
Kippeh<" 

gemein mit dem maoistischen Abenteuer des "Großen 
Sprungs" ( 1958 von MOlO Tsetung proklamierte Konzeption 
einer beschleunigten Wirtschaftsentwicklung, siehe AlB 
5/1979, S. 4ff.j d. Red.). 
Der Sprung vom Fe udalismus zum Sozialismus, der das 
Wesen der Politik der nichtkapitalistischen Entwicklung aus­
machte, war gleichbedeutend mit weitreichenden und quali­
tativen Veränderungen im ganzen Lcben der Gesellschaft. 
Die Struktur der Volkswirtschaft beispielsweise wurde von 
Grund auf verändert. Anstelle der extensiven Viehhaltung, 
des einzigen Wirtschaftszweigs der vorrevolutionären Mon­
golei, entstand ein festgefügtes Volkswirtschaftssys tem. 
Immer mehr Gewicht erlangt darin die Industrie. Auf die 
Industrie entfallen heute 41% des gesellschaftlichen Brutto-

produkts sowie mehr als 70% der Gesamtproduktion von 
Industrie und Landwirtschaft. Das Programm der MRVP, 
das auf dem XV. Parteitag imJah~ 1966 angenommen wur­
de, sieh t vor, die MVR aus einem Agrar-Industrie-Staat zu 
einem Industrie-Agrar·Staat zu entwickeln. 

Mit dem Sieg der Genossenschaftsbewegung auf dem Lande 
erfuhr der alte und tradit ionelle Zweig - die Landwirtschaft 
- wesentliche Veränderungen, wurden das einheitliche so­
zialistische Wirtschaftssystem geschaffen und die ökono-

Valentin Scharow 
Auf den Spuren Suche Bators 

Als vor 60 Jahren mongolische Revolutionäre heimlich bei Kjachta 
die sowjetisch·mongolische Grenze überschritten, um in Rußland 
Verhindung mit der Partei der Bolschewiki aubunehmen, setzten 
sie dabei ihr Leben aufs Spiel. Unter ihnen war Suche BatoT, frohe­
rer Wachtmeister einer MG--5chwadron, Setztr in einer Orockerei 
von Urga, wie Ulan-Bator. die Hauptstadt der MVR, damals hieß. 
Eine Zeitlang lebte und arbeitete er in Kjachta, schloß gemeimam 
mit seinen Kampfgefmrten revolu tiofÜre Groppen zusammen und 
gründete die Partei, die im Kampf der Werktätigen für ihre natio­
nale und soziale Befreiung die Führung iibemahm. Hier, in Kjachta, 
begann Olm I. Män 1921 der erste Paneitag diesc:r Partei. 
Wer die hcutige Mongolei kennt, kann sich nicht vorstellen, womit 
sie die Gestaltung des neuen Lebens beginn~n mußte, nachdem im 
Juli 1921 die Volksrevolution gesiegt haue. Ich erinnere mich mei· 
ner Zusammenkünfte mit Galsan, einem Sohn Suche Sators. Er ist 
!Chon iiber 70, hat sich aber seine militäriS<.h straffe Haltung be· 
wahn. Er hat Lange)n der Mongolischen Volksarmee gedient und 
nahm an den Kämpfen gegen die japanischen Mi1kuisten am Chal­
chin-Gol (1939), in der Wüste Gobi und im Chmgan-Gebirge (1945) 
leiL 
Im Zentrum von Ulan·BalOr, auf dem Hof der Schule Nr. 23, zeigte 
mir Galsan, wo 1920 die Jurte - das Filu.e\1 - seiner ~ltern stand. 
Damals kam Suche BatoT selten nach l'laus. Er be tät , ~te sich in 
tiefer Illegalität. Die chinesischen Militaristen, die damal;, die Mon­
golei besetzt hielten, balten einen Kopßohn von 10 M,o Dollar auf 
ihn ausgesetzt. 
Dann verweil ten wir vor dem Hotel Ulan-Bator. Auch an dieses 
Stadtviertel hat mein Ikgleiter Kindheitserinnerungen. "HIer stand 
früher eine Schule, die die Volksmacht nacb der Revolution eröff· 
nete", enählte er mir. "Ich gehörle zu den ersten 40 Schillern. 
Damals bestanden in der Mongolei nur diese eillC Schule und ... ber 
700 buddhi$li!IChe Klöster." 
Wir streiften lange durch die Stadt, und seine Enählungen toe· 
schworen vor mir die alte Mongolei herauf. Es gab da keinen Ik· 
trieb, kein Krankenhaus und keinen Ant. Auch keinen einzigen 
Tierant noch Tiemeilgehilfen in diesem Land mit vorwiegender 
Viehzucht. 
Es gab auch keine allgemeingültige Währung. Die Beamten bekamen 
ihr Gthalt in gehackten Silberstücken oder in ZiegeHee. Oie Vieh· 
züchter mußten fllT den Unterhalt der keinerlei produktive Arbeit 
leistenden etwa 100.000 Lamas aufkommen. Der Dichter und Pro­
saiker der neuen Mongolei Nazagdorsh schrieb über die Zeit vor der 
Revolution: "Eintönig etog sich tagaus, tagein das Leben in der 
Steppt hin, finster wie unter einem übcrgc,tülpten Kochkesscl." 
Das Land mußte ans Licht, auf den soetialistischen Entwicklungs· 
weg gefiibn werden. 
(QueUe: Neue Zeit, Moskau, Nr. 9/1981, S. 10, Ausschnitte) 
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Mongolei-Daten 
Territorium: 1.565.00 qkm (mehr ab zwölffache Fläche der Bun­
dcsrc:publik Deutschland) 
Durchschnim höhe des u ntnlasiatischcn Binnenlandes ist 1580 m 
über dem Meeresspiegel. Höchste Erhebung ist der Mönch Chair­
chan Uul im Mongolischen Alta; mit 4363 m 
Natürliche BedingUngen: Trockenes Kontinental.llima mit eXIrC­
fien Tempcraturschwankungen (+40 Grad C. im Sommer, -50 Grad 
C. im Winte r). 2/3 des Landes werden von Gebirgsmassiven geprägt. 
1/3 nimmt die im Silden gelegene Wü$tcnzone Gob; cin 
Bevölkerung: 1,6 Mio (Stand 1979). Jährliches Bevölkerungs­
wachstum 2,9%. Im Zeitraum 1927-79 erhöhte sich der Anteil der 
Stadtbevölkerung an der Gcsamtbcvölkcrung von U% auf 51""­
Ober 87% der Bevölkerung sind Mongolen, 6,5'" sind Turkvölker 
(überwiegend Kasachen), 6.5'1'0 andere Nationalitäten 
Hauptstadt: U1an-Bator, mit über 400.000 Einwohnern 
Sprache: Mongolisch 
Währung: Tugrug (T); I T '" 0,9 DM (Stand Mai 198 1) 

Staatdonn: Die Mongul ische Volksrepublik (MVR) ist gemäß der 
3. Verfassung vom juli 1960 ein sozialistischer Staat der Arbeiter, 
Genossenschaftsaraten und werktätigen In telligenz. Die gewählten 
Hurale (Räte) der Volksdeputierten sind die Volksrnachtorgane. 
Höchste Organe der Staatsmacht sind der alle vier jahre neugcwähl· 
te Große Volkshural und das Präsidium deI Großen Volkshurals. 
Sein Vorsitzender ist seit 1974 Jumshagin Zedenbal, der Erste 
Sekretär des Zentmlkomitees der Mongolischen Revolutionären 
Volkspartei (MRVP). Höchstes Exekutivorgan ist der Ministerrat 
der MVR, dessen Vorsit1: seit 1974 Shambyn Batmunch innehat 

Wirtschaft/Sozial~: Die MVR ist heute ein Agrar·lndustrie-Staat 
mit zwei Spc;r:ifika, verfu(I sie doch über den in der Welt höchsten 
Prokopfbestand an Vieh und über den in Asien größten Prokopf. 
Bestand an Holzressoureen. 
1921 besaßen die Feudalherrcn (weltliche und Klöster) über 57'!'O 
des Viehbesunds, der Ackerbau war so gut wie nich t verbreitet. 
Damals existierte so gut wie keine Indusuie und kaum handwerk­
liche Produktion_ Seit den 60tr jahren ist das staatlich-genossen· 
schaft liche Eigentum durchgängig. Die Industrie erbringt heute 1/3 
des Brolloinlandsproduktcs (BIP)_ Der relativ hoch mechanisierte 
Ackerbau (Getreide, Gemiisc) trägt nun zum Brottoprodukt der 
Landwirtschaft etwa 20% bei. Dominant bleibt dennoch die Vieh­
winschaft (Schale, Ziegen, Rinder, Pferde, Kamde) mit ihrem An­
teil von 8~ am Landwirtschaftlichen Brouoprodukt und von 50% 
an den mongolischen Gesamtexporten. 
Wichtigste Exportgüter sind Wolle, Felle, Leder, Fleisch, Wodka 
und Weizen. Ober 95% des Außenhandels der MVR wird mit dem 
sozia li stischen La~r abgewickelt. Größter Handelspartner ist die 
benachbarte Sowjetunion. 
An Bodenschätzen sind bedeutend: Braun- und Steinkohle, Wolf­
mm, Mangan, Zinn, Kupfer, Go ld, Silber, Flußspat, Graphit, As­
bat, Schiefer, Gips und Quan. 
In der MRV gibt es keine Arbeitslosigkeit, einen 8-Stundentag und 
ein passab les Sozialversicherungsnetz_ Das Analphabetentum , das 
192 1 bei 99,510 lag, ist beseitigt. Die Lebenserwartung wurde auf 
65Jahre erhöht 
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Geschichte: 
1206 

IS·/I4.Jhdt 
1579 
1691 
1905/ I1 

1911 
1915 

1919 

1920 

1921 

1924 

1925 
1926 
1927 
1929 
1938 

1939 

1940 

1945 
1946 
1960 

1961 
1962 
1966 

1976 

1979 

Vereinigung mongolischer Stämme unter Tschingis­
Chm 
Entstehung und Zerfall da mongolischen Weltreiches 
Annahme des Lamaismus durch Abatai..(;han 
Die Mongolei wird Vasall des Maooschureiches 
Befreiung'$bewegung der mongolischen Amten unter 
Aju,ch 
Mongolische Unabhängigkeitserklärung 
Russisch-chinesisch-mongolisches Abkommen über 
die Autonomie der Mongolei 
Aufhebung der mongolischen Autonomie durch 
China 
Gründung erste r revolutionärer Gruppen durch Suche 
Bator und Tschoibalsan 
Einfall weißgardistischer rossische r Banden unter 
Ungem-Sternberg 
Im März. Griindung'$parteitag der Mongolischen Volks­
parte i (MVP) und Bildung Provi$Orischer VoLks regie­
N"8 
Im J uli Befreiung Urgas (Ulan-Baton) durch die 
Revolu tionäre Volksarmee und die sowjetische Rote 
Anncc. Sieg der mongolischen VoLlurevolution 
Im September Erklärung naatlicher Unabhängigkeit 
Im November Freundschaftsvertrag mit Sowjetregie­
N", 
Im Dezember Aufhebung der Leibeigenschaft 
Proklamierong der Volk5republik und Umbc:nennung 
der MVP in Mongolische Revolutionäre Volkspartei 
(MRVP) 
Erste demokratbche Verfassung 
Einführung einer nationalen Währong 
Trennung von Kirche und Staat 
Griindung von Gewerkschaften 
Enteignung der weltlichen Feudalherrn 
Konfiszierung des Besittes höherer Lamas, damit Be­
seitigung der Feudalherm als Klasse 
japanische Aggressoren werden mit $Owjetischer Hilfe 
zurückgeschlagen 
X. MRVP-Parteitag nimmt Programm zur Schaffung 
der Grundlagen des Sozialismus an 
Annahme zwei ter Verfa.$sung durch Volkshural 
Teilnahme an Zersehlagung japanischer Annee 
China erkennt Unabhängigknit der MVR an 
Nach Abschluß der Kollektivierung auf dem Land 
Annahme der dritten Verfassung der MVR 
Aufnahme in die UNO 
Beitritt zum Rat rur Gegenseitige Wirtschaftsbilfe 
Verlängerong dei FreundschaftJ- und Beistandsver­
trages mit der UdSSR um weitere 20 Jahre 
XVII. MRVP·Parkitag steckt Obergang vom Agrar· 
Industrie-5taat zum Industrie-Agrar-5taat ab 
Ab Antwort auf Chinas Aggression gegen Vietnam 
schließt die MVR Freundschaftsverträge mit Vietnam 
und Laos 
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mische Grundlage der Ausbeutung des Menschen durch den 
Menschen endgültig liquidiert. Eine echte Revolution voll· 
zog sich in der Kultur: Mit dem einstigen allgemeinen Anal· 
phabetentum unter der Bevölkerung wurde Schluß gemacht, 
der starke Einfluß der Religion gehört der Vergangenheit an, 
Volksbildung, Wissenschaft, Ku.ltur und Gesundheitswesen 
wurden umfassend entwickelt. 
Diese Veränderungen wirkten sich auf die soziale und Klas­
senstruktur der Gesellschaft aus: Die Arbeiterklasse und die 
Volksintelligenz bildeten sich heraus und entwickelten sich, 
das soziale Antlitz der Bauern hat sich grundlegend geän· 
dert. Interessant ist das soziale Bild der heutigen Arbeiter­
klasse, der vergenossenschaftlichten Aratenschaft und der 
Volksintelligenz. Als Beispiel soll die Arbeiterklasse dienen, 
die unter den Bedingungen der Volksmacht entstand, ohne 
daß ihr Antipode, die Bourgeoisie, vorhanden war, und die 
deshalb keine Erfahrungen im Klassenkampf hatte. Außer­
dem ist sie ihrer sozialen Herkunft naeh aus der Bauern· 
schaft hervorgegangen und weist deshalb im bestimmten 
Sinne Wesenszüge der Bauernschaft auf. Davon ausgehend, 
legt die MRVP in ihrer Eniehungsarbeit unter den Arbeitern 
den Schwerpunkt vor allem darauf, ihnen solche traditio· 
nellen Merkmale der Arbeiterklasse zu vermitteln wie Orga. 
nisiertheit, Kollektivismus, Diszipliniertheit usw. 
Diese ziemlich intensiven Veränderungen sowohl in der 
Struktur und im Verhältnis der Klassen und Schichten der 
Bevölkerung in der Gesellschaft als auch in ihnen selbst 
können unserer Meinung nach zu den Besonderheiten der 
nichtkapitalistischen Entwicklung gezählt werden. 
Für unsere Partei ist der Begriff der Triebkräfte und der 
sozialen Basis der Volksrevolution daher natürlich nichts 
Starres, ein ftir allemal Gegebenes. Während die Triebkräfte 
in der Volksrevolution von 1921 die werktätigen Araten 
und die übrigen progressiven Kräfte waren, wirkte bei den 
allgemeindemokratischen Umgestaltungen nicht die gesamte 
Klasse der Araten als diese Kraft, sondern dies waren die 
Klein- und Mittclbauem sowic die im Entstehen begriffene 
Arbeiterklasse. Beim Aufbau des Sozialismus bildeten dann 
die Arbeiterklasse, der die Führungsrolle zufällt, die zu Ge­
nossenschaften zusammengeschlossenen Araten und die 
sozialistische Intelligenz die Triebkraft. 

Diese dialektische Veränderung dcr sozialen und Klassen· 
struktur der Gesellschaft, der Rolle und der Stellung der 
Klassen und Schichten im gesellschaftlichen Leben wirkt 
sich auf die Festigung der sozialen Struktur der Partei, die 
Erhöhung ihrer Kampfr;ihigkeit und letztendlich auf die 
Entwicklung der Partei selbst aus (siehe Kasten mit J. 
Zedenbal). Was war nun die entscheidende Kraft, die die 
E.rfolge im Kampf des mongolischen Volkes fUr die natio­
nale und soziale Befreiung, fUr den sozialen Fortschritt be­
wirkte? 
Das war vor allem die fllhrende Rolle der Partei, ihre gren­
zenlose Treue zum Banner des Marl'tismus·Leninismus und 
proletarischen Internationalismus. "Die mongolischen Revo· 
lutionäre", betonte Genosse J. Zedenbal, "die die eng mit 
der internationalen kommunistischen Bewegung verbundene 
revolutionäre Partei schufen, gaben den Werktätigen des 
Landes das, was zuvor gefehlt hatte, um erfolgreich fUt ihre 
Befreiung vom Joch ausländischer Kolonialherren und der 
Feudalherren im eigenen Lande zu kämpfen." 
Die MRVP stellte engen Kontakt zur Komintern (Kommuni. 
stische Internationale, 1919·43; d. Red.) und zur Partei 
Lc:nins her und vereinte so die nationale Befreiungsbewe. 
gung im eigenen Lande mit der internationalen kommlUlisti· 
schen Bewegung, was sich giinSlig auf die Vertiefung des 
revolutionären Kampfes in der Mongolei auswirkte. 
Die MRVP, die die Ideen des Manismus·Leninismus 
schöpferisch auf die Bedingungen in der Mongolei anwandte 
und sich auf die ideologische und theoretische Hilfe der 
internationalen kommunistischen Bewegung stützte, arbei· 
tete die Generalrichtung rur die Entwicklung der MVR für 
die jeweiligen Etappen der Revolution aus und legte die 
Ziele und Aufgaben sowie die Wege und Mittel fest, mit 
denen sie verwirklicht wurden. 
Aus den Erfahrungen der MRVP ergibt sich die Schlußfolge· 
rung, daß die Volksmassen ihre revolutionäre Mission erfolg. 
reich erfUlien können, wenn sie die Ziele des Kampfes und 
die Aufgaben klar sehen, die es zu lösen gilt. Nachdem die 
Partei in ihrem ersten Programm die Aufgabe der nationalc:n 
und sozialen Befreiung des Volkes definiert hatte, leistete 
sie eine umfangreiche Arbeit, um die Massen auf den kom· 
menden Kampf vorzubereitcn und sie aus einer spontan han­
delnden Masse, die sich gcgen die feudalistische und kolo· 
nialistische Ausbeutung auflehnte, zu einer organisierten, 
festgefiigten Kraft zu entwickeln, die bewußt fUr die Klas· 
senziele kämpft. 

Enge Verbindung MR VP - Massen 

Diese Arbeit unter den Massen verlieh dem Befreiungskampf 
des Volkes bewußten, zielgerichteten Charakter und festigtc 
die Verbindung zwischen der Partei und den Massen, was 
cbenfalls den Einfluß und das Ansehen der Partei im Volk 
stärkte. Eine prinzipielle Frage der MRVP war und bleibt es 
stets, die Verbindung zu den Massen ständig zu festigen und 
eine Schwächung dieser Verbindung zu verhindem, nach· 
drücklich und strikt die kollektiv ausgearbeitete Linie zu 
verwirklichen und sie gegen jegliche Revisionsversuche zu 
verteidigen. 
Der Aufbau des Sozialismus in der MVR ist durch die Ver· 
stärkung der fUhrenden Rolle der Partei gekennzeichnet. 
Gegenwärtig löst die MRVP die großen und verantwortungs­
vollen Aufgaben, die sich aus dem Abschluß der Schaffung 
der materiell-technischen Basis des Sozialismus, aus äer Ver· 
vollkommnung der gesellschaftlichen Verhältnisse und der 
Erziehung des neuen Menschen ergeben. 
Eine weitere entscheidende Voraussetzung für den Erfolg im 
Kampf des mongolischen Volkes ftir die nationale und sozia­
le Befreiung, fUr den Aufbau der neuen Gesellschaft waren 
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das Klassenbündnis und die Solidariüh, die intemationalisti­
sche Hilfe und Unterstützung durch die Völker der Sowjet­
union und der anderen sozialistischen Länder. Es gibt bei 
uns keinen Volkswirtschaftszweig, der sich nicht mit ent­
scheidender Hilfe des Sowjetlandes entwickelt hätte. Die 
Geschichte erinnert ständig daran, daß Abspaltung und Iso­
lierung einzelner Abteilungen von der internationalen Ar­
beiterbewegung, insbesondere von der Welt des Sozialismus, 
abenteuerlich und die Hauptursache für bittere Niederlagen 
und Mißerfolge in ihrem Freiheitskampf sind. 

Unbestreitbar ist beispielsweise folgende Tatsache: Hätte 
sich die revolutionäre Mongolei nicht auf die Hilfe und 
Unterstützung des Landes gestützt, in dem das Proletariat 
gesiegt hatte, sondern nur auf die eigenen Kräf1.e, dann hätte 
sie wahrscheinlich bis heute nicht jene großen Zielc: erreicht, 
die bereits bewältigt sind. 

Die komplizierten Aufgaben des übergangs des Landes vom 
Feudalismus zum Sozialismus konnten nur durch die enge 
brüderliche Zusammenarbeit mit dem ersten sozialistischen 
Land gelöst werden, dessen gesellschaftspolitisches System 
die Unterjochung schwach entwickelter und rückständiger 
Völker ausschließt. Oie allseitige Zusammenarbeit mit der 
Sowjetunion, ihre uneigennützige, vielfältige Hilfe spielen 
auch beim Abschluß des Aufbaus des Sozialismus in der 
MVR eine entscheidende RoUe. 

Art "'n ,,,' do. W~"Jc: 

Der Hauptteil der sowjetischen Wirtschaftshilfe ist darauf 
gerichtet, das Land zu industrialisieren, die Landwirtschaft 
zu intensivieren sowie das Lebens- und Kulturniveau des 
mongolischen Volkes ständig zu heben. In den mithilfe der 
Sowjetunion gebauten oder rekonstruierten mongolischen 
Betrieben werden gegenwärtig 80% der Elektroenergie er­
zeugt und der Kohle gefördert, 90% der Erzeugnisse der 
Metallbearbeitung, nahezu 90% des Mehls usw. produziert. 
Dier MRVP verfolgt gegenwärtig die Politik der größtmög­
lichen Annäherung der MVR an die Sowjet union und die 
anderen Länder der sozialistischen Gemeinschaft in Politik, 
Wirtschaft und Kultur. 

Als absolut wichtige Voraussetzung f"tir die erfolgreiche 
Führung des revolutionären Kampfes des Volkes und seines 
Aufbauwerkes, als ihre dringende Pflicht betrachtet die 
MRVP das Studium und die Anwendung der welthistori-
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sehen Erfahrungen der KPdSU. Unsere Partei konnte sich in 
ihrer 60jährigen Geschichte davon überzeugen, daß die Er­
fahrungen der KPdSU internationale Bedeutung haben. 
In den letzten sechs Jahrzehnten ist unser Land weit voran· 
gekommen. Doch die Erfolge beim Aufbau des neuen Le­
bens kosteten uns große Anstrengungen im beharrlichen 
Kampf gegen die unterschiedlichsten SChwierigkeiten, die 
mit der jahrhundert langen Rückständigkeit, dem Einfluß der 
Religion sowie dem Widerstand der inneren und äußeren 
Feinde verbunden waren. 
Als Beispiel soll die ständige Drohung durch China dienen. 
Peking fUgt dem Aufbau des Sozialismus in der MVR Scha­
den zu, da es ununterbrochenen militärischen, politischen 
und ökonomischen Druck auf unser Land ausübt. 

Ständiger Druck Pe kings 

Peking strahlt ständig antimongolische Rundfunksendungen 
aus, in denen alles, was die Sowjetunion betrifft, alles, was 
sozialistisch ist, mit Schmutz beworfen wird, in denen Ver­
suche unternOmmen werden, die Massen von ihrer Vorhut, 
der MRVP, loszulösen, und in denen der internationalisti­
sche Charakter der Politik der MRVP entstellt wird. Die 
Spionagetä :igkeit gegen die MVR ge t weiter. Entlang der 
mongolisch rhinesischen Grenze werd.:n Sprengarbeiten vor­
genommen, Straßen und Verbindungslinien f"tir militärische 
Zwecke angelegt und andere milit;irische Objekte gebaut. 
Die chinesische Führung läßt nichts unversucht, um das Vor­
wärtsschreiten der Mongolei auf dem Wege des Aufbaus des 
Sozialismus zu behindern. 
Dabei nimmt sie ihre Zuflucht selbst zu solchen Formen der 
antimongolischen Aktionen, deren sich seinerzeit nicht ein­
mal der japaniSChe Militarismus bedient hat, als er den Nord· 
osten Chinas besetzt hielt. So hat Pe king wiederholt ver­
sucht, bakteriologische Diversionsakte zu unternehmen. Ich 
darf ein Beispiel nennen. 
Im August 1974 trieben chinesische Grenzsoldaten 134.000 
mit einer sehr ansteckenden Krankheit infizierte wilde Step­
penziegen über den Ostabschnitt der mongolisch-chinesi­
schen Grenze auf unser Territorium. Was sie damit bezweck­
ten, war völlig klar. Sie wollten unser Vieh mit einer epide­
mischen Krankheit infizieren. Wir mußten aus diesem 
Grunde e iligst eine Regierungskommission bilden, Quaran­
täne verhängen und unsere Viehbestände in das Landes­
innere evakuieren. 
Auf jedem Lagerplatz ließen diese Wildziegen Zehntausende 
verendeter Tiere zurück. Den Herbst und Winter über mußte 
unser Land diese 134.000 verendeten Tiere einsammeln, sie 
mit Benzin übergießen und verbrennen. Dabei wurde jede 
Stel1e, an der eine tote Ziege gelegen hatte, durch Feuer 
desinfizien, damit die Viren im kommenden Frühjahr nicht 
wieder aktiv werden konnten. Sie können sich vorstellen, 
welch große Summen ftir alle diese Operationen erforderlich 
waren. Das bedeutet wirklichen Schaden ftir unsere Volks­
wirtschaft. 
Ich darf noch eine andere Tatsache erwähnen, den Umstand, 
daß wir an der 4.700 km langen mongolisch.chinesischen 
Grenze unsere Grenztruppen wieder aufgestel1t und ver­
stärkt haben. Diese Truppen sind Mille der 60er Jahre auf­
gestellt worden, als infolge der Exzesse der "Kulturrevolu­
tion" in China die Bedrohung unseres Landes durch China 
zunahm. Das bedeutet aber, daß der Volkswirtschaft eine 
Menge Arbeitskräfte entzogen werden. Uberdies bedarf es 
umfangreicher Mittel, um diese Truppen zu verpflegen, zu 
kleiden, auszurüsten sowie kulturell und sozial zu betreuen. 
Derartiger Schaden wird uns in unterschiedlichster Fonn zu­
gefUgt. Die Verluste belaufen sich dabei auf Hunderte 
Millionen Dollar. 
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Jumshagin Zedenbal 

Stationen der 
Mongolischen Revolutionären Volkspartei 

Kurz vor dem Sieg der mongolischen Volksreuolution, im März 
1921, wurde die Mongolische Revolutioniire Volkspartei (MRVP) 
gegriindet. Sie durchlief einen Reihe von Stationen von einer ille­
galen Gruppe revolutioniirer Intellektueller und Araten zur regie­
renden protetan'sehen Massenpartei. }umshagin Zedenbal, der Erste 
Sehretar des MRVP-ZentTalkomitees und Vorsitzende des Präsi­
diums des Großen Volkshurals der Mongolischen Volksrepublik, 
hält Riickschau auf die Kamp/erfahrungen der MR VP. 

Die Mongolische Revolutionäre Volkspanci (MRVP) entstand mit 
dem Aufschwung des spontanen Kampfes der mongolis<::hen Araten 
gegen die inneren und äußeren Unterdrücker. Sie hat ihren Ur­
sprung in den illegalen Zirkeln revolutionärer Araten, die als Reak· 
tion auf die Beseitigung der Autonomie der Mongolei und die Er· 
richtung des brutalen Regimes der chinesischen Militaristen im 
Lande entstanden. Den Zirkeln gehörten hauptsächlich Soldaten 
und kleine Beamte aus der A.-alenschafl an, d.h. die fortschritt­
lichsten Vertreter der damaligen mongolischen GeseUschaft, die 
dem entschiedenen Protest der Volksmassen gegen das unerträg· 
liehe Joch der Feudalherren und der ausländischen Okkupanten 
Ausdruck verliehen. Aktive Teilnehmer dieser Bewegung waren 
Suche Bator und Tschoihalsan, die späteren Begründer der MRVP. 

Der Ratschlag Lenins 

Ein wichtiger Meilenstein im politisch·ideologischen Reifeprozeß 
der mongolischen Revolutionäre und bei dcr Konkretisicrung der 
Aufgaben ihres Kampfes war die Reise ihrer Repräsentanten nach 
Sowjetruß!and, das Kennenlernen der Erfahrungen und der Errun· 
genschaften des jungen Sowjetstaates. Vom Führer des Wcltproleta· 
rialS, von Lenin, erhielt die Ddegation wertvolle Hinweise auf den 
Charakter, die Aufgaben und die erforderliche Taktik des Kampfes 
unter den Bedingungen der Mongolei. Zu den vordringlichen Auf· 
gaben zählte er die Gründung einer politischen Avantgarde der 
Werktätigen und unterstrich, daß die "Grundung einer Partei der 
mongolischen Araten die Voraussetzung für den Erfolg ihres Kamp­
fes (ist)".1 Komtituiert hat sich die Mongolische Revolutionäre 
Volkspartei auf ihrem 1., dem Grundungsparteitag im März 1921. 
in dem damals beschlossenen Parteiprogramm wurden als Ziel die 
Erlangung der nationalen Unabhängigkeit und die soziale Befreiung 
der Volksmassen und als nächste Aufgabe die Wiederherstellung des 
zerschlagenen Staatswesens und die Errichtung der Volksmacht 
festgelegt. Als Hauptinstrument zur Lösung dieser Aufgabe be· 
trachtete die Partei den bewaffneten Kampf gegen die ausländi· 
sehen Unterdrücker und die mit ihnen kollaborierenden einheimi· 
sehen Feudalherren. Die notwendige Voraussetzung für den Sieg 
der Volksrevolution in der Mongolei und für deren Entwicklung auf 
dem Wege der nationalen Unabhängigkeit und des sozialen Fort· 
schritts sah der Parteitag im Bündnis des werktätigen Volkes der 
Mongolei mi.t dem siegreichen Proletariat Sowjetrußlands. 

In die entscheidende Schlacht zum Sturz der kolonialen und feu· 
dalen Macht ging das mongolische Volk also mit einer organisierten 
politischen Avantgarde an der Spitze. Die Führung durch die Partei, 
die sich auf die Hilfe des Sowjetlandes stützte, ~icherte den Sturz 
des Kolonialregimes und die Errichtung der Volksmacht. Anfang 
Juli 1921 wurde die Hauptstadt Urg-.. (heute Ulan·Bator; d. Red.) 
befreit, die Zentralgewalt ging in die Hände der Volksregierung 
über, die staatliche Unabhängigkeit der Mongolei proklamiert 
wurde. 
Mit dem Sieg der Volksrevolution wurde die MR VP Zur regierenden 
Partei. Dieser Rolle konnte die MRVP nur gerecht werden, wenn 
sie als bewußter und organisierter Vortrupp ihrer Klasse erstarkte 
und sich Zu einer Massenpartei neuen Typus entwickelte. 
Ein entscheidender Meilenstein beim Übergang der MRVP auf die 
POsitionen des wissenschaftlichen Sozialismus war der Ill. Parteitag 
(1924). Dieser erklärte den Kurs auf die Entw"ieklung des Landes 
auf nichtkapitalistischem Weg zur GeneraUinie der Partei. 
In den vom Parteitag gebilligten Thesen "Ober die Perspektiven der 
mongolischen Rcvoluticn" formulierte die MRVP die Hauptauf· 
gaben der nichtkapitalistischen Entwicklung des Landes. 
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Für den nächsten, den IV. Parteitag (1925) arbeitete sie den Ent· 
wurf eines neuen Programms aus, das die Generallinie konkretisier· 
te. Der Hauptinhalt des neuen Programms bestand in folgendem: 
die feudalen Verhältnisse und die Feudalherren als Klasse liquidie· 
ren; die kapitalistischen Elemente zügeln und verdrängen; die Ein· 
ze1wirtschaften der Araten unterslützen und die Voraussetzungen 
für ihren Obergang auf den Weg des Sozialismus schaffen; die staat· 
liehe Souveränität festigen und die ökonomische Abhängigkeit vom 
Auslandskapital überwinden; die freundschaftlichen Beziehungen, 
die allseitige Zusammenarbeit mit dem ersten Land des Sozialismus 
und das Bündnis mit der revolutionären Weltbewegung festigen; 
einen staatlichen und einen genossenschaftlichen Wirtschaftssektor 
schaffen, die Kommandohöhen der Wirtschaft in den Händen des 
Staates konzentrieren; die neue Kultur und Ideologie weiterent· 
wickein; den dominierenden Einfluß der lamistischen Kirche auf 
das geistige Leben der GeseUschaft überwinden. 

Bei der Verwirklichung dieser Generallinie mußte die MRVP einen 
beharrlichen Kampf sowohl gegen die Versuche der rechten Oppor· 
tunisten, den Kurs zu revidieren, als auch gegen dessen Entstellung 
durch "links"extreme Elemente führen. 
Ende der 20er Jahre sabotierten die Rechten, nacbdem sie in der 
Führung von Partei und Staat die Oberhand gewonnen hatten, 
praktisch die Verwirklichung aller Grundthesen des Parteipro· 
gramms. Besonders schädlich waren in politisch·ideologischer Hin· 
sicht ihre Versuche, die Bande der Freundschaft zur UdSSR zu 
zerreißen, die bruderlichen Beziehungen zur Komintern und zur 
Partei Lenins zu untergraben und den Marxismus·Leninismus durch 
eine "erneuerte" Ideologie des Buddhismus und die internationali· 
stische Linie durch eine nationalistische zu ersetzen. Die "links"· 
extremen Elemente, die Anfang der 30er Jahre aktiv wurden, ent· 
stellten gröblich die GeneraJlinie, indem sie den "unmittelbaren 
Aufbau" des Sozialismus forcierten, im Verhalten gegenüber den 
Araten und der Kirche gegen die Linie der Partei verstießen und 
den konkret·historischen Bedingungen des Kampfe. sowie den 
spezifischen Besonderheiten der Entwicklung des Landes nichl 
Rechnung trugen. 
Die rechte und die "linke" Abweichung wurden in der MRVP mit 
der intemationalistischen Hilfe der Komintern und der KPdSU(B) 
überwunden. Hervorragende Bedeutung hatten dabei der VII. Par· 
teitag (1928) und der IX. Parteitag (1934) der MRVP, deren Be· 
schlüsse die GenernUinie der Partei in der demokratischen Etappe 
der Volksrevolution bekräftigten und weiterentwickelten. 



In der enten Zeit war die MRVP eine z;ahlenmäßig schwache Orga­
nisation. Ende 1921 ühlte sie 225 Mitglieder, die 3 Paneizellen 
~hörten. Aber dank der hohen Autorität der Panei gab el z;um 
11. Parteitag (1923) in ihren Reihen bereits 2.500 Genouen, und 
die Zahl der Grundorganisationen der Partei war auf 100 angestie­
gen. Mitglied der Panei wurden vor allem Araten; sie stellten mehr 
als 90% der Genossen. Doch wurden z;u der Zeit, da die Aufgaben 
der nationalen Befreiung im Vordergrund standen und der soz;iale 
Fortschritt gerade erst e insetzte, auch Beamte, Adlige und einzelne 
Geiuliche, die die Ziele der Partei unterstützten, in die Partei auf­
genommen. 
Die Verbesserung der soualen Zusammensetzung erlangte mehr 
und mehr Gewicht für die ideologisch·organisatorische Festigung 
der MRVP, deren Aufgabe, wie Lenin sagte, es war, "eine Massen­
partei zu werden und nicht zuz;ulassen, daß fremde Elemente sie 
verunreinigen". 2 

Die Notwendigkeit eines festen Klasscnstandpunktes bei der Ergän­
zung der Parteireihen wurde erstmalig in einem Beschluß des 
11. Parteitages der MRVP festgelegt. Bekräftigt und konkretisien 
wurde dieser Be$Chluß in der Resolution des IH. Parteitages, in der 
hervorgehoben wurde, daß die Hauptstütz.e der Panei nur die ar­
men und minieren Araten sind. 
Ab Mille der 30tr Jahre zeichneten lieh in der KlasselUtruktur der 
mongoli$Chen Gesellschaft wesentliche Veränderungen ab. Die Ar­
beiterklasse begann sich herauszubilden, eine Volksintelligenz 
wuchs heran. Neben den werktätigen Araten waren es nun Arbeiter 
und Vertreter der neuen Intelligenz, die sich in die Panei einreih· 
,,~ 

Auf dem X. Parteitag (1940) wurde das dritte Programm der 
MRVP - das Programm für den Aufbau der Grundlagen des Sozia­
lismus - angenommen. Das Hauptaugenmerk galt der weiteren Ent­
wicklung der Produktivkräfte des Landes, in erster Linie des staat­
lichen und des genossenschaftlichen Sektors, der Einführung der 
Jahres- und später auch der Penpektivplanung und der anderen 
Grundlagen der soz;ialistischen WirtS<:hafufilhrung in diesen Sekto­

'ffi. 
Den Araten gegeniiber betrieb die Partei eine Politik der Förderung 
der Arbeitsanurengungen und der maximalen Nutzung der Mög­
lichkeiten der Einzelwinschaften bei höchstmöglicher Unterstüt­
z;ung der Produktivgenossenschaften. Die Politik der feinfühligen, 
allmählichen Gewinnung der Araten rur den Sozialismus trium­
phierte Emk der 50er Jahre, als die Hauptmasse der Viehzüchter 
freiwillig diesen Weg beschritt. Wohlhabende Araten wurden eben­
falls z;u den allgemeinen Bedingungen in die Produktionsvereinigun· 
gen aufgenommen, ohne irgendwelchen ökonomischen Sanktionen 
ausgesetzt zu sein. 

Gewinnung der Anten für den Sozialismus 

Mit dem Abschluß des massenweiS<:n genossenschaftlieben Zu­
sammenschlusses der Aratenwirtschaften haUe das soziaiisti$Che 
Eigentum in der gesamten Wirtschaft gesiegt. In der MVR begann 
eine neue Periode des iKlzialistischen Aufbaus, deren spez;ifisc::he 
Bewnderheit darin besteht, daß wir uns bei der Schaffung der 
materiell-technischen Basis des Sozialismus in allen Bereichen der 
Wirtschaft auf sozialistische Produktionsverhältnisse stützen konn­
ten. 
Im vierten Programm der MRVP, in dem die Hauplaufgaben dieser 
Periode festgelegt sind, heißt es, das untrale ökonomische Problem 
sei .. der Abschluß der Schaffung der materieiHechnis<:hen Basis des 
Sozialismus im optimalen Komplex dun:h die weitere Induurialisie­
nlßg des LlUldes, die Mechanisierung der landwirtschaftlichen Pro­
duktion und die Erhöhung des technisehen Ausstattungsgrades aller 
Volkswiruchaftszweige. Die Partei stell t sich das Ziel, die MRVP in 
der nächsten Zukunft in ein Industrie-Agrar-Land z;u venvan­
dein ..... 
In den letzten 20Jahren hat das mongolische Volk einen guten Teil 
der vom Parteiprogramm vorgezeichneten Strecke zurückgelegt. 
Stetig steigt der Anteil der Industrie an der Volkswirtschaft. Wäh· 
rend sie 1960 14,6% des NationaleinkommelU produzierte, "'aren 
es 1980 29,3%. In der Landwiruchaft entwickelt sich neben der 
Viehzucht ein neuer Zweig - der hochmechanisiene Feldbau, der 
den Grundbedarf der Bevölkerung an Getreide deckt. 
Mit der rasc::hen Entwicklung der Industrie, des Bau- und des Ver­
kehrswesens hat sich in den letzten 20 Jahren die Zahl der Arbeiter 
verdoppeh. Von ihnen gehen viele wertvolle Initiativen aus, sie sind 
in den ersten Reihen des soz;ialistischen Wenbewerbs, der Aktivi· 
sten- und der Rationalisatorenbewegung in der Industrie oder der 
Bewegung für soz;ialistische Arbeit z;u finden. 
Bei der Leitung des politischen Systems der Gesellschaft gehl die 
Partei davon aus, daß der Sozialismus ein riesiges Feld fur die Ent· 
wicklung der Demokratie, für die Einbeziehung der breiten werk-

tätigen Massen in die Leitung von Staat und Gesellschaft erschließt. 
Oberaus wichtige Marksteine auf diesem Wege waren die Maßnah­
men der Partei zur Verbesserung der Arbeit des Staatsapparates, 
zur Oberwindung von Erscheinungsformen des Bürokratismus, des 
Administrierens und der Verletzung der revolutionären Gesetz1ich­
keil wie auch die Demokratisierung des Wahlsystems durch die 
EinfUhrung allgemeiner Wahlen und die Ersetzung nicht völlig glei­
cher Wahlen durch gleiche, mehntufiger durch direkte und öffent· 
licher dun:h geheime Wahlen. 
In der iKlzialistischen Entwicklungsetappe unseres Landes haben 
sich in das System der gesellKhaftJichen Massenorganisationen 
neben dem Mongolischen Revolutionän:nJugendverband, der mehr 
als 190.000 Jugendliche ven:int, und den Mongolisc::hen Gewerk­
schaften mit ihren 387.000 Mitgliedern auch solche Organisationen 
eingereiht wie die Freundschaftsgesellschaften, die Künstlerver­
bände und die Komitees der Veteranen des revolutionären Kamp­
fes. Von der politischen Linie der Partei und den Aufgaben des 
sozialistischen Aufbaus geleitet, setz.en sie ihre wachsenden Kräfte 
zur Lösung jener Probleme ein, die ihrer Spt:'Lifik und ihrem Platz 
im gesellschaftlichen Leben entspn:chen. 
Die Leitung des sozialistischen Aufbaus stellt, wie unsen: Erfahrun­
gen zeigen, auch an die Panei ständig wachsende Anforderungen. 
Im dritten Programm der MRVP hieß es: Um ihre Aufgaben mit 
Erfolg lösen z;u können, muß die Partei die bestorganisierte und 
eine hochdisziplinierte Abteilull8 sein, eine Kampforganisation, die 
durch bewußte Disz;iplin, einheitlichen Willen und einheitliches 
Handeln z;usammell8eschweißt ist. Hiervon ausgehend, billigte der 
X. Parteitag der MRVP das neue Parteistatut, das auf der Grundlage 
der Lehre von der Panei Leninischen Typus und der Treue z;u den 
Prinzipien des demokratischen ZentralismUil den organis.atori$Chen 
Aufbau und die Normen des Parteilebens entsprechend den aktuel­
len Bedingungen vervollkommnete. 

MRVP-Mitglieder zu 32,4% Arbeiter 

Große Bedeutung hatten die Abänderungen und Ergäm.ungen z;um 
ParteistatUI, die vom XII. Paneitag der MRVP (1954) beschlossen 
wurden. Sie sahen die Entwicklung der innerpaneilichen Demokra­
tie und der Kollektivität der Leitung vor, insbesondere die Einfüh­
rung der geschlossenen (geheimen) Abstimmung bei der Wahl der 
Parteiorgane. Unterstrichen wurde die Notwendigkeit, eiserne, für 
alle einheitliche Disziplin zu wahn:n und die Avantgarderolle der 
Kommunisten, die Geschlossenheit und Organisiertheit der Panei· 
reihen zu erhöhen. 
Wesentliche Änderungen vollziehen sich in der Auffassung über die 
Kriterien für die Mitgliedschaft in der Partei. Während in der demo­
kratischen Etappe der Revolution vor allem die soziale Herkunft 
der Antragsteller berücksichtigt wurde, sind in der 5Oziali5lischen 
Etappe das Bewußtsein, die politischen und die Arbeitsleistungen 
z;um Hauptkriterium geworden. 
Entsprechend den objektiven Erfordernissen der gesellschaftlichen 
Entwicklung auf dem Wege des Soz;ialismus gilt die besondere Sor' 
ge der Partei dem ständigen Wachstum des Arbeiterkerns unter den 
Mitgliedern. 1940 machten die Arbeiter 64% aller Parteimitglieder 
und Kandidaten aus, 1961 ware es 26,6% und 1980 32,4%. 
Zur festigung der Reihen der MRVP trug wesentlich der genos.sen­
schaftliehe Zusammenschluß der Araten bei, der deren Obergang 
auf die Positionen deI Sozialismus bedeutete. Heute sind 17,7% der 
Mitglieder Genossenschaftsaraltn. 
Große Aufmerksamkeit wird auch der Aufgabe g'!Zollt, unter den 
Parteimitgliedern ein richtiges Verhältnis z;wischen der älteren 
Generation und der vom Mongolischen Revolutionären jugendver­
band enogenen Jugend zu sichern und den Anteil der frauen ge· 
mäß ihrer wachsenden Rolle in der Produktion und in der gesell­
schaftlichen Tätigkeit zu erhöhen. 
Gegenwärtig hat die MRVP 74.800 Mitglieder und Kandidaten, d.h. 
jeder z;ehnte envachsene Bürger der MRVP ist Kommunist. Das 
z.eugt von der gewaltigen Autorität der Partei und anden:rseits \Ion 
ihren größeren Möglichkeiten, alle Seiten des gesellschaftlichen Le· 
bens zu beeinflussen. Wir scheuen keine Mühe, um die Avantgarde· 
rolle. die Aktivität eines jeden Kommunisten in der Produktion 
und im geseUS<:haftlichen Leben zu erhöhen und die Arbeit der 
Grundorganisationen der Partei als führende Kraft in den Arbeits· 
kollektiven zu verbessern; denn dort wird über die Erfüllung der 
Parteibeschlüsse und der Pläne entschieden, wird unmittelbar die 
neue Gesellschaft aufgebaut. 
(Quelle: Probleme des Friedens und Soz;ialismus, Prag, Nr. 3{1981, 
S. 291-302. Auszüge) 

Anmerkungen: 
I) W.i. Lenin, Werke, Ergänzungsband 1917·1923, S. 372 
2) Ebenda 
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Handbaldir Norovenlsen 

Die allmähliche Emanzipation 
der mongolischen Frau 

Erinnern wir uns: In der vorrevolutionären Mongolei 
herrschten Feudalverhältnissc. Ihre Begleiterscheinungen 
waren äußerste sozialökonomische Rückständigkeit, Unwis­
senheit und Analphabetentum ruf das Volk. 

Hart war das Los der Frauen. Schwerstarbeit hielt sie in 
tiefster Sklaverei gefangen. Rechtlosigkeit bestimmte ihr 
Leben. Erst die Volksrevolution von 1921, die unter der 
Führung der Mongolischen Revolutionären Volkspartei er­
rungen wurde, sprengte die Fesseln der Sklaverei auch ruf 
die mongolische Frau. 

Unsere ersle Verfassung von 1924 besagt, daß alle Bürger 
des Landes gleiche Rechte genießen. Gesclzmaßig waren da­
mit die gleichen Rechte für uns Frauen verankert. Das war 
einer der ersten wichtigen Schritte, das mongolische Volk 
und seine Frauen, die vorher gän:tlich aus dem gesellschaft­
lichen Leben ausgeschaltet waren, aus der Vergangenheit in 
die Gegenwan, aus dem Dunkel ans Licht zu ruhren_ 

Die Mongolische Volksrepublik begann die Lösung der Pro­
bleme der geistigen Eman:tipation der Frau, indem sie ihr 
polit ische Rechte einräumte und die progressiven Frauen in 
die Aktivitäten :tur Realisierung der revolutionären Maß­
nahmen im Lande einbezog. Niemals wird das mongolische 
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Volk seine Vorbilder vergessen, wie Suche Bator und seine 
Kampfgefährtin Yanjimaa und andere mutige Patrioten un­
seres Landes. 
Seit den ersten Jahren der Volksrepublik nehmen wir Frau· 
en aktiv Anteil an den gesellschaftspolitischen Umwandlun· 
gen, beteiligen uns an Wahlen der staatlichen Organe. sind 
Abgeordnete des Volkes, eignen uns Wissen auf den ver­
schiedensten Gebieten an, vertiefen unsere politischen 
Kenntnisse, arbeiten in allen Branchen der nationalen Wirt­
schaft und Kultur, werden in Exekutivorgane gewählt und 
zu Ministern ernannt. sind tätig in leitenden Funktionen 
und widmen alle unsere Fähigkeiten und Kenntnisse der 
Sache deS Aufbaus eines neuen Lebens im Lande. 

Die Geschichte des Fortschritts und des Wachsens des Be­
wußtseins unserer Frauen ist untrennbar verbunden mit den 
Aufgaben, die von Partei und Staat während der verschie­
denen Etappen der Volksrevolution gestellt wurden. Wenn 
man zurückblickt auf den Weg von der demokratischen 
Etappe der Revolution zu den gegenwärtigen Aufgaben der 
Beendigung des Aufbaus des Sozialismus, dann ist festzustel­
len, daß sich die qualitativ gewaltigen Veränderungen im 
Leben der mongolischen Frauen in den J ahren der Volks­
macht vollzogen haben. Es war die Zeit, da wir stolz darauf 



sein konnten, gleiche Rechte ftir die Frauen und ihre Teil­
nahme am öffentlichen Leben Schritt fllr Schritt in der 
Praxis durchzuführen. 
Heute haben wir die Genugtuung, daß viele Tausende unse­
rer Frauen aktiv Anteil nehmen an der Arbeit in Fabriken, 
im Bauwesen, in der Landwirtschaft, den Genossenschaften, 
in Staatsfarmen, in der Volksbildung und im Gesundheits­
wesen, in W.issenschaft und Kunst; kurz: in allen Sphären 
des öffenllichen Lebens. 
Gegenwärtig sind in der Mongolischen Volksrepublik 87,3% 
aller Frauen im arbeitsfähigen Alter berufstätig. 1921 waren 
es im ganzen Land nur 7%! Frauen stellen 47% aller in der 
Volkswirtschaft Beschäftigten. Sie sind zu 55,4% in der in­
dustrie und zu 41,5% in der Landwirtschaft tätig. Das ist 
eine besonders interessante Entwicklung unserer Frauen, die 
eine beispielhafte Rolle im sozialistischen Wettbewerb zur 
Erhöhung der Arbeitsproduktivität spielen und als Erfinder 
und Neuerer auf den Plan treten. 
in einigen Berufszweigen der Wirtschaft sind mehr Frauen 
als Männer beschäftigt, so in der Textil-, Bekleidungs-, 
Leder- und pelzverarbeitenden Industrie, wo 80% aller 
Werktätigen Frauen sind. Derartige "Frauenbetriebe" sorgen 
in bewährter Weise fllr ausreichende medizinische Betreu­
ung, rur Krippen- und Kindergartenplätze, fllr Dienstleistun­
gen und Iktriebsküchen und stellen den Frauen und ihren 
Familien Ferien- und Erholungsplätze zur VerfUgung_ 
Im Volksgesundheitswesen stellen die Frauen mit 77 ,1% die 
überwiegende Mehrheit des medizinischen Personals und 
sogar Minister. Alle Sozialmaßnahmen. die in unserem Land 
durchgefUhrt werden, garantieren den berufstätigen Frauen, 
die Munerschafl harmonisch zu verbinden mit ihrer Arbeit 
und ihren gesellschaftlichen Verpflichtungen bei gleichzei­
tiger Befriedigung ihrer kulturellen und geistigen Bedürfnis­

". 
Mütter genießen besondere Privilegien. Es gibt ein dichtes 
Netz prophylaktischer Maßnahmen zum Schutz von Mutter 
und Kind. In entlegenen ländlichen Gebieten werden die 
Frauen heutzutage vor der Geburt in Krankenhäuser aufge­
nommen. Das garantiert eine gründliche medizinische Be­
treuung. 99% der Geburten erfolgen jetzt in Kliniken. Auf 
der Grundlage des 1979 angenommenen Gesetzes zur Ver­
besserung der Betreuung von Mutter und Kind wurde die 
materiell-technische Basis der Prohylaxis des Mutter- und 
Kinderschutzes erweitert. Ausgestattet mit hochqualifizier­
tem Personal, wurde eine erhebliche Verbesserung der Quali­
tät des medizinischen Dienstes für Mutter und Kind erreicht. 
Große Familien konnten mit mehr Wohnraum versorgt wer­
den. 

Fast 1/3 der Abgeordneten sind Frauen 

Die ersten Anfänge zur Beseitigung des Analphabetentums, 
das 99,9% 1921 betrug, waren schwer. Aber der Drang nach 
Wissen bei den Frauen benügelte alle unsere Bemühungen_ 
Frauen selbst - sobald sie des Lesens und Schreibens kundig 
waren - trugen dazu bei, daß zu Beginn der 50er Jahre das 
Analphabetentum in der Mongolischen Volksrepublik 
gänzlich beseitigt war_Seit den 60er Jahren erfaßt die 
Volksbildung alle schulpflichtigen Kinder, ganz gleich in 
welch entlegenen und unwegsamen Gebieten unseres Landes 
sie leben. Wir haben die 8klassige Schulpflicht und stehen 
kurz davor, obligatorisch die lO-Klassen-Schule einzuführen. 
Gegenwärtig stellen die Frauen mehr als 56% aller Beschäf­
tigten in der Volksbildung. Der Beitrag unserer Frauen flir 
die Entwicklung der Volksbildung ist unschätzbar. Der Staat 
fördert in jeder Weise das Streben der werktätigen Frauen, 
ihre Kenntnisse zu erweitern, und dehnt deshalb das Netz 
der Abend- und Fernstudienkurse speziell rur Frauen weiter 

aus. Jede zweite Frau unseres Landes lernt heute an irgend­
einer Ausbildungsstätte. 
Viele Mädchen, die nach Beendigung ihrer Schulzeit in der 
Industrie arbeiten, setzen ihre Ausbildung in Betriebs- und 
Berufsschulen fort, besuchen Kurse der Weiterqualifizie­
rung. Frauen, die ohne ihre Arbeit aufzugeben, lernen, er­
halten bezahlten Sonderurlaub fllr die Vorbereitung und das 
Ablegen des Examens. 
Alle diese und noch viel mehr solcher Maßnahmen schaffen 
günstige Bedingungen rur die Frauen, aktiv am Leben der 
Gesellschaft teilzunehmen_ Mit der Verbesserung der allge. 
meinen und der beruflichen Ausbildung hat sich der soziale 
Status der Frau grundlegend verändert und ihr Anteil am 
politischen, sozialen und kulturellen Leben wächst ständig_ 
Heute sind in der Mongolischen Volksrepublik 23,2% der 
Abgeordneten im Großen Volkshural, dem Parlament unse­
res Landes, Frauen. In den örtlichen Volkshurals stellen sie 
30%. Sie stellen 1/4 der Mitglieder der Mongolischen Revo­
lutionären Volkspartei und die Hälfte der Mitgliedschaft der 
Gewerkschaften, die eine wichtige Rolle bei der Verteidi­
gung der Interessen der berufstätigen Frau spielen. 
Seit seiner Gründung im Jahre 1924 hat das Komitee der 
Mongolischen Frauen eine gewaltige ideologische und orga­
nisatorische Arbeit unter den Frauen geleistet. Diese Arbeit 
hat sich bewährt. Heute ist die Mongolische Frauenorgani­
sation eine der größten Massenorganisationen des Landes. 
Sie trägt durch eine Vielzahl von Maßnahmen dazu bei, die 
Frauen politisch zu aktivieren, ihre fachliche und berufliche 
Qualifizierung zu erhöhen, ihre Einbeziehung in Wirtschaft 
und Gesellschaft zu erweitern, ihren Aurgaben und Pflichten 
als Mutter noch größere Unterstützung zuteil werden zu Jas­
sen. 
(Quelle: Frauen der ganzen Welt, Berlin, Nr. 2/1981, S. 
24-27; Ausschnitte) 
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Af hanistan 

Philip Spillmann An Ort und Stelle 

Mit einer Gruppe von Journalisten aus dem deutschsprachi­
gen Raum weilte der Schweizer Phi/ip SpiJImann kürzlich im 
Land am Hindukusch. Hier ist ein Situationsbericht. 

( ... ) Für den Asien-Neuling ist das Kahuler Straßenbild ein 
Erlebnis, selbst in unserem Kino- und Fernseh.zeitalter, wo 
man "alles schon einmal gesehen" hat. Der chaotische Stra­
ßenverkehr, der sich nach völlig undurchschaubaren Regeln 
abspielt, aber eben doch irgend wie funkti oniert, das farbige 
Gewühl und Gewimmel auf dem Basar, die Staubwolken, 
der Rauch der Holzkohldeuer und der Duft des "Kebab", 
das andauernde Hupkonzert. die unterschiedlichsten Beklei­
dungen und Kopfbedeckungen der Menschen, die abenteuer­
lich bemalten und verzierten Lastwagen, die Esel und Kame­
le - all das ist so faszinierend, daß man nicht sofort wahr­
nimmt, was den Besucher aus dem Westen eigentlich am 
meisten überraschen sollte: Die "besetzte" Riesenstadt ar­
beitet und lärmt und brodelt und lebt - völlig friedlich. 

Von Straße nsperren auf Schritt und Tritt oder von schika­
nösen Kontrollen ist nichts zu sehen, überhaupt hat es nur 
wenig Militär und wenn, dann Angehörige der afghanisehen 
ATmee. ( ... ) 

Kein barsches Ausspielen der Staatsgewalt 

Ein kleines, aber eindrückliches Erlebnis vom ersten Nach­
mittag in der Hauptstadt der DRA (Demokratische Repu. 
blik Afghanistan; d. Red.): Da nicht alle in der Gruppe über 
vorrätige Paßfotos - flir den afghanisehen Presseausweis -
verfUgten, klapperten die Betroffenen unter Führung Omars 
(afghaniseher Reisebegleiter und Dometscher der journali­
stengruppe; d. Red.) die Fotostudios in der Umgebung des 
Informationsminister iums ab. Der erste Inhaber sagte, es 
ginge eine Stunde, die zwei nächsten wiesen auf die bereits 
wartende Kundschaft. Von jedem von ihnen verabschiedete 
sich Omar ausgesprochen höflich, ein Umstand, den man als 
Europäer "in dieser Weltgegend" nicht unbedingt erwartete. 
Aber eben: Den anmaßenden Befehhton, das barsche Aus­
spielen der Staatsgewalt, das gibt es nicht im heutigen 
Afghanistan. Der Vorfall dürfte mustergültig sein fl.ir die Art 
und Weise, wie die Vertreter der Volklimacht in der zweiten 
Etappe der April-Revolution mit Privathandel und Gewerbe, 
mit der Bevölkerung überhaupt umgehen. Und dort ist auch 
der Grund daflir zu suchen, daß die Bevölkerung der Regie­
rung, den Behörden und der Volklidemokratischen Partei in 
zunehmendem Maße Vertrauen und Unterstützung entge­
genbringt. Das war nicht immer so ... 
"Im Namen des Fortschritts ... aber antifortschritt lich", so 
charakterisierte Politbüro- und Regierungsrnilglied Frau Dr. 
Anahita Ratebzad das völlig unrealistische Herangehen der 
Ende 1979 abgesetzten Amin-Regierung an die Probleme 
des Landes: "Wenn die Leute nicht bereit sind, eine Lebens­
wtise anzunehmen, dann kann man es nicht mit Gewalt tun, 
wie wir das in den ersten anderthalbjahren der April-Revo­
lution taten. Wir taten es mit unglaublicher Gewalt." 
Tatsächlich fällt auf, daß in den Gesprächen die Ära Daud 
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oder die früher herrschende Monarchie unter Zahir-Schah 
kaum je erwähnt werden. Hing~gen stecken die Mißbräuche 
und Ubergriffe I-Iafizullah Amins noch tief im Bewußtsein 
der Leute. Sie reichten von der Beleidigung der Gläubigen 
über Zwangs.Alphabetisierung (was es bedeutet, in einem 
derart rückständigen Land Männer und Frauen gewaltsam 
auf ein und dieselbe Schulbank zu setzen, ist für uns nur 
schwer nachzuvollziehen) bis zu Folter und Mord an Mul­
lahs. Und nicht nur an Mullahs. 

Religion im Radio und Fernsehen 

Immer wieder wird deutlich, daß mit der im Westen so ver­
bissen bekämpften zweiten Etappe der April-Revolution (sie 
wird mit der Regierungsiibemahme von Babrak Karmal am 
27.12.1979 angesetzt; d. Red.) ein gewaltiges, landesweites 
Aufatmen durch Afghanistan gegangen ist; in diesem Zusam­
menhang erweist sich auch die bei uns gerne bezweifelte 
afghanisehe Beteuerung, H. Amin hätte bewußt gegen die 
Revolution gearbeitet, als durchaus glaubhaft , denn da wur­
den nun wirklich Fortschritt und Sozialismus als Begriffe 
beim Volk gezielt diskreditiert, indem gerade in deren 
Namen Religion, Traditionen, Kultur, Bräuche und Uberlie­
ferungen aur völlig unverhältnismäßige Art angegriffen wur­
den. 
Zur Situation des Islam und zur Haltung der Geistlichkeit 
im Lande muß sich Aziz Sadeq, Stellvertreter des Vorsitzen­
den der Schuun-islami, d.h. des Dachverbandes aller geist­
lichen Organisationen Afghanistans, von einigen aus unse-
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rem Kreis recht schwierige Fragen gefallen lassen. Seine Ant· 
worten, meist illustriert mit bildhaften Zitaten und Gleich­
ninen aus dem Koran, sind denn auch nicht immer einfach 
zu ventehen. 
Der 45jährige Korangelehrte, der u.a. in Indien und in Paki· 
stan studierte und schon sechsmal in Mekka war und der 
aussieht wie ein Orientale im Bilderbuch (sogar mit Schna· 
belschuhen!) ist, um zusammenzufassen, nicht der Meinun{, 
daß der Islam fonschritufeindJich ist. "Das sagen nur Leute, 
die nichts vom Islam verstehen." j edocb .sei die Religion 
früher in Afghanistan verkauft, sei damit gehandelt worden, 
und dasselbe geschehe noch immer in anderen Ländern. 
Weiter unterstütze die Geistlichkeit die Alphabetisierungs· 
bestrebungen der Regierung, ebenso die Landreform, da die 
Ausbeutung des Menschen von Gott verboten sei. Religions. 
feindliche Texte würden bei der Alphabetisierungskampagne 
der Regierung nicht verwe~det (auf eine diesbezügliche 
Frage); im Gegenteil, heute könne man den Islam im Radio 
und TV verbreiten, was früher nicht der Fall gewesen sei. 
Daß die Religion tatsächlich nicht von Staates wegen behin­
dert wird, dessen konnten wir uns am Freitag (islamischer 
Sonntag) auf dem Platz vor der Blauen Moschee übeneugen, 
wo viele Tausende in· und außcrhalb (wer keinen Platz mehr 
fand) des heiligen Hauses ihre Feiertagsgebete verrichteten 
und wo die Leute auch ihre Verstorbenen hinbrachten. 
Die Behauptungen der Feinde der April.Revolution, daß 
nämlich die Regierung den Glauben unterdrücke, mii<isen 
einmal mehr ins Reich der Schauermärchen verwiesen wer· 
den. Interessant ist, daß sich ausgerechnet Radio Voice of 
America (Stimme Amrik.as; d. Red.) solcherart Dinge ver­
breitet und sich fur den Islam stark zu machen sucht, wäh· 
rend gegen die Revolution im Iran eine wilde Hetzkampagne 
lief und liiuft. 

Nach den gängigen Berichten über die "armselige", "selbst­
gebaute", "total veraltete" Bewaffnung der im Westen zu 
"Freiheitskämpfern" emp:>rstilisierten Banditen staunt man 
nicht wenig uber die reiche Kollektion des eigens zu diesem 
Zweck eingerichteten Museums ftir Ikutewaffen in Kabul. 
Was da den ehemaligen Grundbesitzern und Ausbeutern 
bzw. deren armen, unwissendem Fußvolk schon abgenom. 
men wurde, hat mit Steinzeitrüstung sehr wenig, mit aller­
modernstem automatischen Schießgerät jedoch sehr viel zu 
tun. 

Die Kulturbarbarei der "Rebellen" 

Da sind nicht nur Hunderte von Sturmgewehren, Karabinern 
und anderen Handfeuerwaffen, sondern auch veritable 
Minenwerfer zu .sehen. Weiter hat es Granaten. Minen und 
Munition aller möglichen Arten und selbst Giftgasgranaten: 
Made in USA. Von dorl sowie aus China, Pakistan und 
Ägypten stammen nicht nur das Kriegsmaterial, sondern 
auch die Ausbilder in den heute 58 Camps in Pakistan nahe 
der Grenze zur DRA. 

Nicht nur "Freiwillige", sondern auch gewaltsam zurück­
gehaltene Angehörige der Nomadenstämme werden dort da· 
rin unterrichtet, Dornehrer und Bewässerungsspezialisten zu 
ermorden, ganze Dorfbevölkerungen zu vertreiben, Herden 
zu stehlen, Schulen niederzubrennen, die Bevölkerung zu 
terrorisieren. Das ist es nämlich, was der afghanisehe "Wi· 
derstand" dem Land als "Alternative" zu den Bestrebungen 
der Volksdemokratischen Partei zu bieten hat: Mord - statt 
Wissen, Zerstörung - statt Aufbau, Verwüstung - statt 
Brot. 

Davon konnten wir uns auf einem zweitägigen Abstecher 
nach dem im Osten des Landes gelegenen jalalabad selber 
überzeugen. Die Handlanger der traditionellen Exportländer 

der Konterrevolution hatten hier nicht "nur" Millionenwer· 
te an Volkseigentum - so z.B. eine Kornmühle und einen 
g-... nzen Park voller z.T. neuer Lastwagen, alles Besitz einer 
der erst wenigen staatlichen Musterfarmen - gesprengt und 
verbrannt, sondern waren in einer in ihrem Menschen· und 
Kulturhaß nur mit dem Hitlerfaschismus und dem Pol·Pot· 
Maoismus vergleichbaren Manier über die jetzt der Welt ftir 
immer verlorenen Kostbarkeiten des berühmten Tempel. 
museums von Hadda hergefallen. 

Es Hihrte zu weit - sowohl aus Platzgründen als auch, Ver· 
zeihung, aus mangelnder Kompetenz - hier darlegen zu wol· 
Ien, warum aus dem Katalog der von den Menschenrechts· 
verteidigern angestifteten und ausgefUhrten Barbareien ge· 
rade diese ausgesprochen schmerzhaft ist; es handelt sich im 
wesentlichen darum, daß gerade mer eine einzigartige 
"Nahtstelle" zwischen verschiedenen Kulturen gefunden 
worden war, d.h. z.B. Buddhastatuen mit der ftir den Mittel­
meerraum, nicht aber rur den indischen Subkontinent typi. 
schen Faltenkleidung. Von dem Museum sind noch die 
Grundmauern, von den Exponaten kaum handgroße Klum· 
pen übrig. Vorher war es der Stolz und die bedeutendste 
archäologische Fundstätte Afghanistans gewesen. 

Von jalalabad aus sind es etwas über 70 km bis an die paki. 
stanische Grenze. 
Unmittelbar an der Trennlinie stehend, werfen wir am 
Grenzort Torkham einen staunenden Blick hinüber in Zia·ul­
Haqs Freiheiuparadis (nach Carter oder Brzezinski "letzter 
Hort der Menschenrechte" in dieser Weltgegend), wo, wie zu 
unserer Unterhaltung, soeben irgendeine feiste Lokalgröße 
aus ihrem Mercedes gequollen ist und nun, gefolgt von sei· 
nen drei Frauen, an einer Art Ehrenwache aus drei Soldaten 
mit bunten Papierfedern auf dem Hut vorbeistolziert, 
während gleichzeitig diese Wache ein fast nicht zu beschrei­
bendes "Brüllen·und·Stampfen.am-Ort·und·aufs-Gewehr· 
schloß·klatschen"·Zeremonieli aus besterhaltenen britischen 
Kolonialkulturabfallbeständen vollmhrt. Das Westminster· 
R.itual wiederholt sich, als die Persönlichkeit nach einigen 
Minuten samt Frauen umkehrt und sich wieder zu ihrem 
Wagen wälzt. Das Dutzend Soldaten (ohne Federn), das den 
Mercedel begleitet - wo es doch auf der pakistanischen 
Seite völlig ruhig zu· und hergehen soll - quält sich wieder 
in den jeep, und ab geht's. 
100 m vor uns erblicken wir wartende afghanische Last· 
wagen, Front in unsere Richtung. Ein Offizier erklärt uns, 
daß die Pakistaner niem anden über die Grenze ließen, solan· 
ge wir Journalisten uns dort aufhalten, jedoch sei an der 
Grenze ein ständiges Kommando zu verleichnen. In den 
letzten sechs Tagen seien 450 Familien nach Afghanistan 
zurückgekehrt. 
Ein seltsames Geruhl beschleicht einen, wenn man an dieser 
Grenze steht, im Bewußtsein, daß von dort drüben ein uner· 
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klärteT Krieg gegen die DRA gdührt wird. Zwar vermag das 
ungeübte Auge nichts Besonderes wahrzunehmen, aber 
schon hier Gewesene aus unserer Gruppe weisen darauf hin, 
daß die Crenzsoldaten zwar bdeinanderstiinden und sich 
unterhielten, aber jeder auf seiner Seite der Grenzlinie. 
während sie früher immer auf der einen oder der anderen 
Seite beim Tee gesessen hätten ... 

.. Der Feind wird uns noch auffressen!" 

Auf dem Rückweg von der Grenze befragen wir den Älte­
sten einer rastenden Nomadenfamilie (wir hatten ihn aus der 
großen Anzahl der mit ihren Herden der Straße entlang zie­
henden oder biwakierenden Menschen ausgewählt) nach sei­
nen Erfahrungen mit den Terrorkommandos: "Sie kommen 
in der Nacht, bewaffnet, fordern Nahrung, Unterschlupf, 
stehlen Schafe ... " 
Man muß unvermittelt an eine Episode denken, die die 
schon zitierte populäre ehemalige Ärztin Anahita Ratebzad 
uns beim Interview erzählt hatte: Im letzten Herbst sei sie 
mit Babrak Karmal zu Gesprächen in Moskau gewesen. Bei 
der Rückkehr sei ihr MiniSierium (sie hatte damals nur das 
Erziehungsministerium) von Leuten aus entfernten Stam· 
mcsgebieten richtiggehend belagert worden. Gruppe: um 
Gruppe hätte bei ihr vorgesprochen und alle wollten sie wis­
sen: "Ilast Du weitere sowjetische Soldaten angefordert? " 
- und auf Anahita! "Nein, das haben wir nicht": "Wa· 
rum?" "Warum sollten wir denn?" - "Weil wir an der 
Grenze leben und und die Aggression direkt bei uns erleben. 
Bille! Der Feind wird um noch auHressen, wenn Du nicht 
um mehr Hilfe bittest!" 
Ein weiteres bitteres Zeugnis der Aggression an diesem 
Nachmittag: Wir halten bei der Ruine einer niedergebrann· 
ten Schule. Es ist eine von viden und auch der Lehrer, der 
in der Nähe erst vor wenigen Tagen zusammen mit einem 
Schüler ermordet wurde, ist einer von viden. Das erzählen 
uns bewaffnete Angehörige der Dorfmiliz, einfache Men· 
schen, die venchiedenen Arbeiten nachgehen, aber ihre Waf· 
fen immer mit sich tragen: Damit sich in Zukunft solches 
nicht so leicht wiederholen kann. Das ist die Antwort des 
afghanischen Volkes auf die "Heldentaten" der CIA·Söld· 
nu. 

24 

AU$kunft über Situation und Penpe:ktive gab uns der Pla· 
nungsminister und stellvertretende Vorsitzende des Revolu· 
tionsrates Sultan Ali Keshtmand. Er betonte, daß die we­
sentliche Eigenschaft def national-demokratischen Revolu­
tion def nichtkapita.listische Entwicklungsweg sei. Das will 
nun nicht bedeuten, daß der Kapitalismus auf einen Schlag 
abgescharrt werden soll; seit Beginn der zweiten Etappe: der 
April·Revolution seien keine Enteignungen vorgenommen 
worden. Wenn der Anteil des staatlichen Sektors in der Wirt· 
schaft im Steigen sei, so sci das darauf zurikkzufUhren, daß 
die Regierung eben große I nvestitionen tätige. 

Eine gemischte Wirtschaft 

Daß der staatliche und der private Sektor (dazwischen gibt 
es noch die gemischtwirtsChaftlichen Betriebe; ausländische 
Investofen sind jeweils mit maximal 49% vertreten) noch 
lange nebeneinander koexistieren werden, zeigt allein schon 
der gegenwärtige Anteil der Privatwirtschaft in Afghan istan: 
Im Außenhandel beträgt ef über 80%, in der Produktion 
etwa 50%. Und die Landwirtschaft ist, e inige Versuchsgüter 
des Staates ausgenommen, zu 100% in privater Hand. 
Die Afghanen streben ein gutes Verhältnis und gegenseitig 
nutzbringende Beziehungen auch mit dem westlichen Aus­
land an, und das obwohl die Uandelsbilanz der DRA hier ­
im Gegensatz zu jener mit den sozialistischen Ländern -
negativ ist. Ein Besuch in der Textilfabrik WIP in Puli­
Tscherchi, wo DDR· und BRO-Maschinen neben vorkriegs. 
deutschen Modellen Wolle waschen, Fäden spinnen und 
Stoffe oder Teppiche weben, zeigt die wirtschaftliche Ver· 
flechtung Afghanistans auch mit Ländern, die zur Zeit glau. 
ben, das Land "boykottieren" zu müssen, sowie die Pro· 
bleme (stiUuehende Maschinen wegen Ersatzmangels), die 
sich daraus HiT eines der ohnehin ärmsten Länder der Weh 
ergeben. Man hofft inständig, daß der gegenwärtige anti· 
arghanische Kurs von Ländern wie der BRD nur vorüber· 
gehender Natur ist, und die Verantwortlichen der Textil· 
fabrik sind denn auch zuversichtlich, daß die westlichen 
Industrieländer auf kurz oder lang den Geschäftsverkehr im 
gewohnten Umfang wieder aufnehmen werden. 

Wo immer wir hinkommen, sei es beim In terview mit Regie­
rungsm itgliedern, bei der Besichtigung der im Bau befind· 
lichen Olivenö lfabrik bei Jalalabad, bei dem mitreißenden 
Treffen mit l\litglieder der Brigaden der öffentlichen Ord· 
nung (eine besondere Abteilung des Demokratischen Ju· 
gendverbandes) - immer äußern unsere Gastgeber beim Ab· 
schied denselben schlichten Wunsch: Wir möchten doch 
objektiv informieren, schreiben, was wir gesehen hätten, an· 
stelle der LUgen, die über ihr Land verbreitet würden. Man 
spürt richtig, wie wichtig dieses Anliegen den Afghanen ist, 
und wie sehr sie darauf hoffen, verstanden zu werden. 
Was dieses Land vorerst einmal anstrebt, ist fUr" Europa cin 
Nichts, aber für Afghanistan ungeheuer viel: Genug zum Es­
scn, Bildung für alle, ein menschenwürdiges Leben. Dazu 
soUten auch wir unseren Beitrag leisten, und gerade die Lin· 
ke, gerade die fortschrittlichcn Menschen, sollten endlich 
aus ihrer ventockten Reserve kommen, von der Höhe ihrer 
"völkerrechtlichen" Diskussionen um das ,,Afghanistan­
Problem" heruntersteigen und sich mit dem befassen, was 
im ganzen Streit zu kurz kommt, ja vernachlässigt wird: 
Afghanistan. 
(Quelle: Unsere Welt, Basel, Nr. Z{Mai 1981) 

Admsenänderungen bitte rechtzeitig bei der 
Redaktion und bei der Post bekanntgeben! 
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Südafrika 

Jürgen Ostrowsky 

Kampfansage an die "Republik" 

Sldafnkan""her Pr.miem""'Sl<r Bot"" 

Für den 31. Mai 1981 war in Südafrika Feiern verordnet. 
Der 20. Jahrestag der Proklamation der "Republik Südafri­
ka" sollte begangen werden, jenes Tages also, an dem die 
1948 an die Macht gekommene Nationale Partei mit diesem 
Akt die endgültige Fixierung der burischen Alleinherrschaft 
über die Schwarzen, Farbigen und Inder vollziehen zu 
können hoffte. Der gleichzeitige Austritt aus dem britischen 
Commonwealth besiegelte nur den Abschied aus jeglicher 
Bindung an Grundsätze der Humanität und Gesetzlichkeit, 
der 1948 begonnen hatte. 
Feiern - so der "Frohlichkeitsukas" (Frankfurter Allge­
meine, 30.5.1981) - sollten alle "Bürger" aller Hautfarben. 
Doch bis auf wenige Ausnahmen blieben die weißen Herren 
unter sich. Inder, Farbige und Schwarze sahen keinen Anlaß 
zum Feiern - Letztere sind rechtlich nach dem Willen der 
weißen Minderheit nicht einmal Bürger des Apartheidstaa­
tes. Der Aufruf zum kollektiven Frohsinn - nur kurze Zeit 
zudem vor dem flinflen jahrestag des Massakers von Sowe­
to 1 _ mußte auf sie wie ein flohn wirken. So begingen 
denn fast nur die Weißen mit Pomp, Militärparaden und 
Sportfesten sowie Auftritten der Wiener Sänger knaben den 
Jubiläumstag "ihrer Republik". 

Doch nicht einmal sie feierten allesamt, wenn auch aus un­
terschiedlichen Gründen. In der Provinzstadt Fraserburg 
etwa lieferten die dortigen Farmer ein lebendiges Beispiel 
rur das, woflir 20 jahre "Republik" Südafrika stehen. Alle 
Feiern wurden abgesagt, weil die Farmer gedroht hatten ihre 
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Kinder aus der Schule zu nehmen. "wenn diese tatsächlich 
der Schande ausgesetzt würden, mit den Kindern der Farbi­
gen, wie die Regierung es wUnschte, den Feiertag der Repu­
blik zu begehen".2 
Insbesondere unter weißen Studierenden kam es zu Protest­
aktionen gegen die Feiern, die soweit gingen, daß es mit­
unter zu Schlägereien zwischen "linken" und die Apartheid 
bejahenden Studenten kam. An der Witwatersrand-Universi­
tät von johannesburg boykottierten weiße und schwarze 
Studenten den Unterricht, führten dreitägige Protestaktio­
nen durch und verbrannten Staatsnaggen. An einer Ver­
sammlung von etwa 1.000 Studierenden der Universitäten 
von Natal und Durban-Westville, auf der Nelson Mandelas 
Tochter Zinzi Mandela sprach und ein Boykott beschlossen 
wurde, nahm Andrew Boraine, Präsident der weißen SlUden­
tenvereinigung NUSAS, tei l. 

Daß die nicht weiße Bevölkerungsmehrheit keinen Grund 
zum Feiern finden konnte, leuchtete auch dem Publizisten 
Leon DuPleuis von der Sunday Tribune ein. Die Afrikaner 
boykottierten das Fest, "weil sie einfach das Gefühl haben, 
daß Verhaftungen ohne Gerichtsverhandlungen oder Öffent­
lichkeit, Verbannungen, Verfahren wegen Paßvergehen, die 
nationale christliche Erziehung, die vom Gesetz verordnete 
Rassentrennung, die Ungleichheit der Chancen, das Evan­
gelium der Rassenarroganz nicht geeignet sind, als Grund­
bestände einer Republik zu dienen, die sie gerne fei ern 
würden". 

Bischof Desmond Tutu, Generalsekretär des Südafrika­
nischen Kirchenrates, dem das Regime vor wenigen Wochen 
wegen kritischer Äußerungen im Ausland den Paß entzogen 
hatte, höhnte in einer Predigt vor seiner schwarzen Gemein­
de: "Was sollen wir feiern? Daß wir in unserem Land kei­
nen Landbesitz haben dürfen? Daß wir nicht wählen dürfen 
in unserem eigenen Land? Deshalb? Also gut - feiern wir, 
daß wir all das nicht dürfen! Feiern wIr die Paßgesetze und 



die Verbannungen, Verhaftungen und Zwangsumsiedlun. 
gen!" 
Angesichts einer solchen Stimmung unter den Afrikanern 
gab es eine ganze Berufsgruppe, die vom Feiern nicht viel 
hatte: "Statt mitzujubeln, müssen die Poli:cisten des Landes 
an strategischen Punkten und neuralgischen Orten Wache an 
Straßensperren schieben, um weitere Aktionen der schwar· 
zen Untergrundorganisation ANC, des Afrikanischen Natio· 
nalkongresses, zu verhindern, der auf seine Weise, mit eini· 
gen Bombenanschlägen, das Fest begangen hat.,,3 Das war 
freilich nicht alles. 
Der ANC hatte lange vor der Jubelfeier zum Boykolt aufge. 
rufen - mit landesweiter Resonanz. Dem Aufruf folgend 
und aufgrund eigener Initiative forderten z.B. die Anglika· 
nische Kirche und der Südafrikanische Kirchenrat den F ej· 
ern fernzubleiben. 
Der Kirchenrat geriet damit unverzüglich ins Visier des Re­
gimes: "Wenn einige Elemente in diesem Kirchenrat sich in 
politische Angelegenheiten mischen und radikale Elemente 
unterstützen, die Südafrika unterminieren wollen, dann wer­
den sie mit allen uns zur Vermgung stehenden Milteln be­
kämpft werden", drohte Premierminister P.W. Botha in ei­
nem Zeitungsinterview. Unbeeindruckt von Einschüchterun­
gen verweigerte der Sportausschuß der Universität von Kap­
stadt unter dem Beifall des Vertreterrates der Studenten die 
Benutzung der Sporteinrichtungen flir die Feiern mit der 
Begriindung: "Wir sind der Auffassung, daß die 20 Jahre seit 
der Bildung der Republik Südafrika von fortgesetzter Unter· 
drückung der Bevölkerungsmehrheit gekennzeichnet sind 
und daß es daher nichts zu feiern gibt."4 
In Port Elizabeth, einem Zentrum der Widerstandskämpfe in 
den letzten Jahren, nahmen über 400 Bewohner an einer 
Kundgebung der schwarzen Bürgerorganisation PEBCO teil, 
sangen Freiheitslieder und spendeten den Boykottaufrufen 
der Redner begeistert BeifaU. In einem Inserat forderte ein 
"Komitee gegen die Republik-Feiern" deren Boykott; ihm 
gehören u.a. der weiße Schriftsteller Alan Paton und die 
Bischöfe Tutu und Manas Buthelezi an. Insgesamt boykot­
tierten über 50 Organisationen mit einer Mitgliedschaft von 
mehreren Millionen die Feiern.5 

Bombengeschenke des Umkhonto 

Aktiv gegen die Feierlichkeiten traten zum einen die farbi­
gen und schwarzen Schüler auf, so in johannesburg und in 
einigen Städten der Kap-Provinz. Brutal von der Polizei aus­
einandergetrieben und nach Massenverhaftungen formierten 
sie sich neu und protestierten gegen den Polizeiterror und 
die Schließung mehrerer Schulen. 
Zum anderen antworteten Teile der schwarzen Arbeiter­
schaft auf den Streikaufruf des ANC. Bei Port Elizabeth 
riefen die schwarzen Gewerkschaften zur Arbeitsniederle· 
gung auf und in den Niederlassungen von Ford, General 
Motors, British Leyland und Firestone traten die schwarzen 
Arbeiter in den Streik, den sie auch nicht unterbrachen, als 
1.900 von ihnen entlassen wurden. Diese gewachsene Stärke 
und dieses Kampfbewußtsein hatten die Belegschaften der 
Firmen in der Region um Port Euzabeth schon Ende 
1979/Anfang 1980 unter Beweis gestellt. 6 

Wie die erhöhte Bereitschaft der Pouzei belegt, findet das 
Regime auch an der Front des bewaffneten Kampfes keine 
Ruhe mehr, seit der ANC und sein bewaffneter Flügel Um­
khonto we Sizwe (Speer der Nation - MK) im Frühjahr 
1979 mit dem überfall auf die Moroka-Polizeistation in 
Soweto ihre Aktionen spektakulär steigerten. 
Schon am 21. April dJ. hatte eine Bombe erhebliche 
Schäden in einem Kraftwerk bei Durban angerichtet und 
Hunderte von Fabriken in Durban lahmgelegt. Am 25. Mai 

1981 überfielen Umkhonto-Kämpfer eine unbesetzte Poli­
zeistation bei East London und sprengten sie; anschließend 
lieferten sie sich ein Feuergefecht mit einer Poli~eipatrouil. 
le. Binnen kurzem sprengten Umkhonto-Sabotagetrupps 
dann Bahnlinien bei Soweto/Johannesburg, Durban, Port 
Elizabeth und im Oranje-Freistaat. Schließlich gelang es 
ihnen, eine Bombe in einem Rekrutierungsbüro der südafri­
kanischen Streitkräfte inmitten von Durban zur Explosion 
zu bringen. 
Das dritte Jahrzehnt der "Republik", das der 80er Jahre, 
soll nach der Orientierung der siidafrikanischen Befreiungs­
bewegung das der Entscheidung, das letzte also des Apart. 
heidstaates werden. Die Intensivierung der Kampfaktionen 
zum Zeitpunkt des ,Jubiläums" erhält dabei Symbokharak­
ter. Schon einmal, am 16. Dezember 1961, nach der Pro­
klamation der Republik, münzte der ANC mit dem Beginn 
des bewaffneten Kampfes einen burischen "Festtag", den 
sog. "Dingaan's Day", zur Erinnerung an den Sieg der Buren 
über die Zulu und ihren König Dingaan am Blood River 
1838, in einen eigenen Gedenktag, den "Heroe's day" (Hel­
dentag) um. 

Anmerkungen: 
1) Siehe AlB 6/1981, S. 3 und AIB-Sonderheft 2/1981, S. 4ft 
2) Frankfurter Allgemeine Zeitung (F AZ), 30.5.1981 
3) Ebenda 
4) Cape Times, 7.5.1981 
5) Time,15.6.1981 
6) Siehe Interview mit dem südafrikanischen Gewcrkschaftsftihrer 

Thozami]e Botha in: AlB 3/1981, S. 38-40 
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Bischof Desmond Tulu 

Jetzt ist es Zeit 
zu handeln 

Bischof Desmond Tutu, der Generalsekretiir des Südafrika. 
nischen Kirchenrates, referierte kürzlich vor Studenten der 
Universität von Natai zu dem Thema "Die siidafn"kanische 
Wirklichkeit". Bischof Tutu hatte vor wenigen Wochen oor 
dem Antiopartheidausschu,ft der UNO in New York wirk­
same Schritte gegen das Apartheidregime gefordert. Als 
Repressalie entzog die BOlho.-Regierung dem anglikanischen 
Bischof rwch dessen Rückkehr den Reisepaß. 

Es besteht kein Zweifel daran, daß die meisten Weißen un­
seres Landes vorbehaltlos für eine Beibehaltung auslän­
discher Investitionen in Südafrika sind. Es gibt jedoch kaum 
Weiße, die sich auch nur vorzustellen vermögen, daß eine 
Einstellung der ausländischen Investitionen in Südafrika ein 
wirksames Mittel sein könnte, um die politischen Macht­
haber an den Verhandlungstisch zu zwingen, damit gemein­
sam auf ein neues Südafrika, eine gerechtere Gesellschaft 
hingearbeitet wird, in der Menschen einfach Menschen sind 
und nieht nach unbedeutenden biologischen Merkmalen und 
etwas eingeordnet werden, wofür sie weder Lob noch Tadel 
verdienen - ihrer Hautfarbe_ 
Sehr wenige Schwane sind bereit, ihre Ansichten frei zu 
äußern, denn es gibt Sicherheitsgesetze im Lande, die für 
etwas, was als Wirtschaftssabotage bezeichnet wil:;d, eine 
Mindeststrafe von fUnf J abren Gefangnis vorsehen. Auch im 
Fernsehen - wegen seiner "unparteiischen und gerechten" 
Berichterstattung wohlbekannt - sieht man fast nur solche 
Schwarze, deren Meinungen mit denen der Herrschenden 
übereinstimmen. Wie Sie jedoch wissen, haben viele Schwar­
ze Organisationen ausländische Investitionen als Mittel zur 
Förderung e ines von den meisten Schwarzen als schändlich 
und ungerecht empfundenen Systems bezeichnet. 

Kein Interesse an Konzessionskrumen 

Sehen wir uns die Frage des Wandels einmal näher an. Die 
Regierung und ihre Handlanger und Anhänger haben uns 
wissen lassen, daß sie von der Rassendiskriminierung "all· 
mählich Abstand nehmen". Viele Menschen, insbesondere 
Weiße, werden bei all dem Wandel, den sie um sich herum 
sehen, ganz freudig erregt. Seht doch nur, was sich alles 
ändert - viele können sich vor Staunen kaum noch fassen. 
Zum Beispiel dürfen Schwarze jetzt in sog. internationalen 
Hotels und Restaurants gemeinsam mit Weißen essen und 
trinken. Niemand verliert ein Wort darüber, wie absurd es 
ist, ein Hotel zu einem internationalen Hotel zu erklären, 
damit Einheimische dort bedient werden. Seht doch nur, 
wie rasch die diskriminierenden Schilder und Tafeln ver­
schwinden: Jetzt können wir in Gerichten und Bibliotheken 
zusammensitzen und versuchen, uns gemeinsam in langen 
Schlangen im Postam t in Geduld zu üben. Getrennte Aus-
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und Eingänge werden abgeschafft. Wif können uns jetzt auf 
die gleiche Parkbank setzen, ohne daß jemand glaubt, er 
würde dadurch verseucht, daß ein durch seine Hautfarbe 
erkenntlicher Angehöriger einer niedrigeren Rasse direkt 
neben ihm sitzt. 
Wir Schwarzen können die Begeisterung leider nicht teilen. 
Durch diesen vielgepriesenen Wandel wird im wesentlichen 
nur der Zustand wiederhergestellt , wie er vor 1948 bestand, 
als die Nationalisten an die Macht kamen und ihren Segrcga­
tionswahn in die Tat umsetzten. Da blieb es nicht bei halben 
Maßnahmen. Alles mußte getrennt werden. Jetzt, da diese 
Politik Spannungen und Reibungen nicht wie vorhergesagt 
beseitigt und Südafrika in der Welt einen schlechten Ruf 
eingetragen hat, sollen wir Beifall klatschen, wenn die Regie­
rung diese verhängnisvolle Politik "rückgängig" zu machen 
versucht. 

Was kann den meisten Schwanen ohnehin daran liegen, 
wenn einige ihrer wenigen rc:1ativ wohlhabenden Brüder und 
Schwestern jetzt in teuren Fünfsternehotc:1s essen können, 
während sie noch in schwarzen Gettos leben müssen und 
sehr wenige die Annehmlichkeiten des modemen Lebens 
haben, die die Weißen für selbstverständlich halten - ange­
messene Straßenbc:1eu~tung, Bürgersteige neben den geteer­
ten Straßen, Spielplätze: ftir ihre Kinder, Schwimmbäder 
usw.? 
Nein, der Wandel, den wir im Sinn haben, bedeutet eine 
Teilung der politischen Macht. Wer die politische Macht hat, 
besitzt auch den Schlüssel zu anderen Formen der Macht -
wirtschartlieher, gesellschaftlicher, juristischer usw. Alles 
andere wird nie etwas anderes sein als Konzessionen, die von 
der Laune de ... politischen Machthaber abhängen, die diese 
nach Gutdünken gewähren oder verweigern. Nein, wir sind 
an den Konzessionskrumen, die vom Tische des Herrn fal· 
len, nicht sehr interessiert. Wir wollen dabei sein, wenn das 
Hauptgericht zusammengestellt wird. 

Was können Sie tun? Ich hoffe sehr, daß Sie auf der Univer­
sität - vielleicht zum erstenmal in Ihrem Leben - erkennen, 
daß die Ausbildung nicht dazu dient, eine Prüfung zu be­
stehen. Eine Ausbildung ist nicht dazu da, daß man lernt, 
was man denken soll, sondern wie man denken solL In die­
sem Land sind wir in einer so verzweifelten Lage, weil die 
Menschen derart eingeschüchtert worden sind, daß sie sich 
regierungskonform verhalten; sie sind dazu erzogen worden, 
nicht an den Grundfesten der Gesellschaft zu rüttc:1n und 
sich an die offizielle Politik zu halten; sie würden es nieht 
wagen, ihre S timme dagegen zu erheben; sie stellen nicht die 
Frage, warum alles so sein muß, wie es ist. 
Vielleicht lernen Sie hier, kritisch zu denken und kritische 
Fragen zu stellen, z.B. diese: Warum sollten die ärmeren 
Bevölkerungsschichten für die lächerliche Ausbildung, die 
ihnen zuteil wird, bezahlen, während der Schulunterricht rur 



die Wohlhabenden kostenlos ist? Warum gibt die Regierung 
soviel n.ir ein weißes Kind und weniger als 1/10 davon für 
ein schwarus Kind aus? Warum beträgt die Kindersterb­
lichkeit bei schwarzen Kindern 24%, während sie bei Weißen 
verschwindend gering ist? Warum gibt es so ungerechte Ge­
setze? Warum werden Menschen ohne Angabe von Gründen 
gebannt, und warum werden Menschen ohne Gerichtsverfah­
ren festgehalten? Sollte es eillen Grund rur die Bannung 
oder Inhaftierung eines Menschen geben, warum werden die 
Beweise dann nicht in einem öffentlichen Gerichtsverfahren 
vorgelegt? Warum mii<lsen Menschen auf dem Bürgersteig 
schlafen, während das Haus, aus dem sie vertrieben worden 
sind, leer steht, nur weil sie Inder sind und das Wohngebiet 
den sog. Weißen vorbehalten ist? 
Die Weißen unter Ihnen haben Stimmrecht, und deshalb 
besitzen Sie Macht. Sie können Ihre Unzufriedenheit zum 
Ausdruck bringen, wenn Sie unzufrieden sind. Schon wenige 
Menschen können Ihren Unmut bekunden, und die Behör­
den werden davon Notiz nehmen. 

Dem nationalen Selbstmord widersetzen ! 

Es waren Studenten, die sich über den Hunger in der "Drit­
len Welt" Sorgen machten und Organisationen gegründet 
haben. Auf Grund der Proteste von Studenten gegen die 
atomare Rüstung wurden Gruppen wie die: Kampagne für 
atomare Abrüstung gegründet, auf die auch Regierungen auf­
merksam wurden. Vor allem Studenten haben gegen das 
Kriegsengagement der USA in Vietnam protestiert, was 
schließlich zum Rückzug der US-Truppen aus Indochina 
fUhne . Auch Sie können durchaus etwas tun. Sie können 
z.B. gegen die Zensur protestieren und auch Ihre Eltern da­
zu auffordern. 
Würden die Behörden Häuser von Schwarzen zerstÖren, 
wenn sich weiße Leiber zwischen diese Häuser und die Bull· 
dozer stellten? Sie solhen jetzt beschließen, daß Sie nicht 

kann man abonnieren 

D as sozialistische Studenten­

magazin . Verbandsorgan des SHB 

als Rechtsanwalt tätig werden, wenn die Gesetze so unge· 
recht sind, wenn d'er Beschuldigte seine Unschuld beweisen 
muß, während in demokratischen Ländern der Beschuldigte 
so lange als unschuldig gilt, bis er für schuldig befunden 
worden ist. KÖnnen Sie sich vorstellen, was passieren würde, 
wenn Richter, Rechtsanwälte und Notare keine Gesetze 
mehr beachten, von denen sie wissen, daß sie ungerecht 
sind? Können Sie sich vorstellen, was passieren würde, 
wenn alle sog. englischsprachigen Universitäten ihre Tore 
und ihre Studentenwohnheime allen Rassen öffnen und eine 
eventuelle Schließung durch die Regierung in Kauf nehmen 
würden? Würde die Regierung so weit gehen? Zu viele Men­
schen und Institutionen sind willig oder unwillig an Unge­
rechtigkeit, Unterdrückung und Ausbeutung beteiligt, und 
Sie als Studenten sollten auf ein anderes Südafrika hinwir­
ken. 
Sie müssen sich der zu nationalen Selbstmord und Zerstö­
rung fUhrenden Politik widersetzen und ernsthaft für ein 
neues Südafrika eintreten. Unter den Schwarzen gibt es 
noch genug guten Willen, daß eine Lösung auf dem Ver­
handlungswege möglich ist. Noch läßt sich wertvolle Zeit 
gewinnen, wenn die weiße Regierung dazu bewogen werden 
kann, bestimmte drastische Änderungen vorzunehmen, die 
über Nacht ein neues Klima erzeugen und eine Verfassungs­
konferenz oder dergleichen möglich machen würden. Erfor­
derlich dafür sind: 
a) gleiche Bürgerr«hte für alle Südafrikaner in einem unge­
teilten Land. Schwane werden rur ihr Land und ihre Bürger­
rechte kämpfen; 
b) Abschaffung der Paßgesetze; 
cl Einstellung aller Zwangsumsiedlungen. Ende von Bann· 
sprüchen und Inhaftierungen ohne Gerichtsverfahren; 
d) ein einheitl iches Bildungssystem. 
Das wären die ersten Schritte. Jetzt ist die Zeit gekommen 
zu handeln - morgen könnte es bereits zu spät sein. 
(Quelle: Lutherische Welt-Information, Genf, Nr. 13, 
14/ 1981) 
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Aufruf 
Internationaler Workshop 

zur materiellen Hilfe für das Südliche Afri ka 
6.-8. November 1981 in Frankfurt 

Vom 6.-8. November 1981 wird das Interrnltionale Komitee gegen Apartheid, Rassismus und Kolonialismus im Südlichen 
Afrika (ICSA) in Frankfurt am Main seinen 11. Workshop [rir matedelle Hilfe an die Befreiungsbewegungen im Südlichen A/n-ka 
durchführen. ICSA ist d6s Fortset,wngskomitee der Weltkonferenz gegen Apartheid, Rassismus und Kolonialismus im Südlichen 
Afrika, die J 97 7 in Lissabon stattfand. Zu seinen Schirmherren gehören eine Reihe von Präsidenten utwbhiingiger afrikanischer 
Staaten, 1.1.0. SomaTa Machel (MQ{ombique), julius Nyerere (Tansania), Kenneth Kaunda (Sambia) und Mengistu Haj{e Mariam 
(ifthiopien). 
Seit seiner Gründung versteht sich ICSA als Instrument der Befreiungsbewegungen Afrikanischer Nationllikongrep (ANC)/Süd­
afrika und Südwestafrikanische Volksorganisation (SWAPO)/Namibia, deren Präsidenten Oliver Tambo und Sam Nujoma.tU 
seinen Priisidiumsmitgliedern gehören, zur Initiierung und Organisierung effektiver Solidaritätsaktivitäten vor allem in den USA 
und den Liindem WesUuropas. So führte ICSA bereits im Juni 1979 in Leiden/Niederlande einen ersten Workshop über 
materielle Hilfe durch, an dem damals 28 nationale Solidaritilts- und humanitiire Organisationen alt.! J 2 europiiischen Länden, 
und Nordamerika, 8 internationllie Organisationen, darunter die UNO, und Vertreter der Befreiungsbewegungen (damaJs auch 
noch die für den Sturz des Smith-Regimes in Zimbabwe kiimpfende Patriotische Front) teilnahmen. 

Der Bdreiungskampf in Südafrika und Namibia wird stär­
ker. Infolge der zunehmenden Angriffe auf das Volk von 
Südafrika durch das Apartheidregime nimmt der Strom der 
Flüchtlinge ständig zu_ Die meisten von ihnen leben in 
Flüchtlingslagern der SWAPO und des ANC in Angola, Sam­
bia, Tansania, M0S'ambique und Botswana. Männer, Frauen 
und Kinder suchen Zu flicht vor Unterdrückung und Un­
menschlichkeit, die nach dem Scheitern der Genfer Nami­
bia-Konferenz im Januar 1981 dramatisch zugenommen 
haben. Viele junge Männer ziehen es vor, vorübergehend ins 
Ex il zu gehen, statt zu den Streitkräften des rassistischen 
Kolonialregimes in Nam ibia eingezogen zu werden_ 
Südafrika stellt weiterhin eine Herausforderung für die inter­
nationale Offentlichkeit dar. Es weigert sich bis heute, den 
UNO·Plan über eine friedliche übergabe der politischen 
Macht an das Volk von Namibia durchzufUhren. Ganz im 
Gegenteil , Südafrika steigert seine übergriffe gegenüber den 
Frontstaaten, attackiert ANC- und SWAPO-Flüchtlingslager 
sowie unbewaffnete angolanische Zivilisten und verübt Mas­
saker an Männem, Frauen und Kindem ganzer Dörfer. 
In Südafrika selbst wird das System der Apartheid abge­
sichert und verfeinert, di~ institutionalisierte Gewalt gegen 
seine Gegner wird verstärkt. Unausweichlich stößt das Re­
gime so auf größeren Widerstand von seiten des Volkes. 
Demonstrationen, Boykotte und Streiks nehmen zu. Der be­
waffnete Kampf weitet sich aus. 
Die UNO hat die Apartheid zum Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit erklärt. Wenn das verbrecherische Apartheid­
regime dennoch weiterhin Krieg gegen die Völker im Süd­
lichen Afrika flih ren kann, so nur, weil es von westlichen 
Ländern breite Unterstützung erhält. Diese wirtschaftliche, 
finanzielle, militärische, technologische, diplomatische, 
sportliche und kulturelle Unterstützung geschieht oft mit 
stillschweigender oder offener Billigung der Regierungen. 
Vor diesem Hintergrund verstärkter Repression, kolonialer 
Unterdriickung, zunehmender übergriffe gegen die Front­
staaten und der westlichen Unterstützung des Rassisten­
regimes muß das Flüchtlingsproblem gesehen werden. 
Männer, Frauen und Kinder in den Flüchtlingslagern man­
gelt es an Wasser, Nahrung und medizinischer Versorgung; 
sie rufen alle Menschen, die für Werte wie Freiheit und 
Menschenwürde eintreten, auf, ihnen Hilfe zu gewähren. Zur 
Zei t laste t die schwere Bürde auf den jüngst erst befreiten 
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Frontstaaten, die aber nur begrenzte Möglichkeiten besit­
zen, und auf den Befreiungsbewegungen SWAPO und ANC. 
Internationale Uilfe wäre eine sehr große Erleichterung. 
Der zweite internationale Workshop zur materiellen Hilfe 
zielt darauf ab, der Bevölkerung Westeuropas erneut eine 
Möglichkeit zu geben, diesen Flüchtlingen umfassend zu hel­
fen. Dies soll in Form von Unterstützungsprojekten auf dem 
Gebiet der Ausbildung, der medizinischen Versorung, der 
Landwirtschaft sowie der Öffentlichkeits- und Informations­
arbeit geschehen. 

Die Ziele des Workshops sind: 
I. Die Diskussionen des ersten TCSA-Workshops in Leiden 

im Juni 1979 sollen fortgeführt, seine Entschließungen 
konkretisiert werden. 

2. Es soll ein Rahmen ftir koordini"erte Kampagnen zu kon­
kreten Projekten in den westlichen Ländern geschaffen 
werden. 

3. Konkrete Vorschläge und ,Aktionsprogramme zur 
Deckung der materiellen Bedürfnisse der Befreiungsbewe­
gungen sollen entwickelt werden. 

4. Zusätzlich soll ein Betrag geleistet werden zur Stärkung 
a) des gemeinsamen Handeins der internationalen Soli­

daritäubewegung; 
b) der bilateralen Beziehungen zwischen den Befreiungs­

bewegungen und den einzelnen Solidaritälsgruppen: 
cl der Solidaritätsbewegung in den westlichen Ländern, 

besonders hinsichtlich der Aktivitäten zur materiellen 
Hilfe. Er soll ein 'Anstoß für derartige Aktivitäten in 
der Zukunft sein_ 

Damit diese Vorhaben auch ausgeführt werden können. bit­
tet das Vorbereitungskomitee Solidaritätsorganisationen, 
Anti-Apartheidbewegungen, humanitäre Organisationen, 
Kirchen, Gewerkschaften, Jugend- und Sludentenorganisa­
tionen, Frauenorganisationen und andere um Unterstützung 
und um Mitarbeit und Teilnahme am Workshop. 
Der Workshop wird am 6.-8. November 1981 in Frank­
furt/M., Bundesrepublik Deutschland stattfinden. 
Weitere Informationen sind zu erhalten von ICSA, 30a 
Danbury Street, London N I 8Jv - Telefon 359-4640 -
Telex 299555 ANCSA Go bzw. beim Sekretariat des Vorbe­
reitungskomitees, clo Medico International, Homburger 
Landstr. 455, 6000 Frankfurt/Main, Tel. 0611/232229. 



Mittelamerika 
Mit unserer Mittelo.merika-Serie steckten wir uns das Ziel, die wesentlichsten Ursachen und Charakteristika der revolutionören 
Zuspitzung in den Kern/ändern des zentralamen"k(Jnischen Isthmus herausZlWrbeiten. An die Darstellung der ökonomisch­
sozialen Grundlagen der Krise der Diktalurregimes und ihrer Abhiingigkeit vom Yankee-Imperialismus (AlB "1981) schlossen 
sich im 2. Teil die der historischen Traditionen der mitte/amerikanischen Befreiungsbewegungen und des Beispiels der Volks­
revolution in Nikaragua (AlB 5//981, S. 26[/.) an. Im abschliejJenden 3. Teil der Serie findet sich eine Zusammenschau des 
aktuellen Befreiungskampfes in EI Salvador und Guatemala sowie des Gegen/alrtors US-Interoentionismus. 
Wir btschließen in diesem Heft mit Parnlma auch die begleitenden Ländervorstellungen zu Mittelamerika (EI Salvador, Nikara­
JJUa, Guatemala, Honduras, Kostarika und Panama, siehe AlB 2/1981 ff.; Mexiko siehe in: A lB 10/1979, S. 16-20). 

Hanne Denk/Pia Grund 

Krise und Revolution 
in Mittelamerika (3. Teil) 

Mit dem Triumpf der Sandinistas in Nikaragua imJuli 1979 
und der Revolution auf Grenada im Män 1979 war im mit­
telamerikanisch-karibischen Raum eine neue Situation ge­
schaffen worden. Die USA hatten nach dem Karibik-Deba­
kcl auf Kuba (1959) die schwerste Niederlage in ihrem 
"Hinterhof" hinnehmen mwsen. Zugleich bedeutete der 
Sieg über die Somoza-Diktatur rur die Nachbarvölker einen 
großen Stimulus, der sich in einer revolutionären Zuspitzung 
vorab in EI Salvador und Guatemala niederschlug. 
In EI Salvador, wo die soziale Polarisierung und der Auf­
schwung der antidiktatorischen Bewegung zur Zeit des Stur­
zes von Somoza schon am weitesten gediehen waren, such­
ten der reform willige Flügel der herrschenden Kreise und die 
USA einem zweiten Nikaragua eilig zuvorzukommen. Noch 
im Oktober 1979 installierten sie durch einen Militärputsch 
eine sog. Rcformjunta. Ähnliches geschah mit einer "Off­
nungs"variante in Honduras im Jahre 1980 (siehe Länder­
einschätzung in AlB 5/1981, S. 30-32), nicht aber in Guate­
mala, wo das militärisch-oligarchische Oiktaturregime erst 

gar keinen Fußbreit an demokratischem Spielraum zuließ. 
Für das Lucas-Regime wie für Washington wurde die Re­
formvariante in EI Salvador zum Testballon. 
Spannungsgcladen war die Ausgangslage in EI Salvador be­
reits im SOmmtt 1979. Was waren die Ursachen? 
Einen AusJöser für Massenproteste organisierten sich die 
Militärs und die Oligarchie der 50 Familien selbst mit ihrem 
zweimaligen offenen Wahlbetrug im J ahr 1972 und 1977. 
Bereits aus den Präsidentschaftswahlcn 1972 war die anti­
diktatorische Nationale Oppositionsunion (UNO), eine Al­
lianz der Christdemokratischen Partei (PCD, gegr. 1960), 
der sozialdemokratischen Nationalrevolutionären Bewegung 
(MNR, gegr. 1965) und der Nationaldemokratischen Union 
(UON, gegr. 1968 von Linkssozialisten und der 1930 kon­
stituierten illegalen KP EI Salvadors), mit einem Stimmenan­
teil von 45% als klarer Sieger hervorgegangen; übrigens mit 
dem Kandidaten Napoleon Duarte. Gekürt aber hatte man 
den unterlegenen Mann der regimetreuen Partei der Natio­
nalen Versöhnung (PCN), Armando Molina. 
Als Anfang 1977 die oppositionelle UNO abermals die Präsi­
dentschaftswahl fUr sich entschied, putschte sich General 
Romero (er vereinte 17% der Stimmen auf sich) an die 
Macht. Auf den sich im ganzen Land erhebende n Protest­
sturm antwortete die Militärdiktatur am 28 . Februar 1977 
mit einem Massaker in der Hauptstadt San Salvador. 

Enttäuschte Volkshoffnungen 

Weite Teile des salvadorianischen Volkes begruben damals 
schon ihre Hoffnungen auf eine parlamentarische Macht­
eroberung. Viele wandten sich dem bewaffneten Kampf zu 
und fwlten die Reihen der militärischen Widerstandsorgani­
sationen. l Im Jahr 1979 zeigten ferner spektakuläre Beset­
zungsaktionen, ein Generalstreik im Mai und die Schaffung 
des neuen breiten Oppositionsbündnisses Foro Popular 
(UON, MNR, Christdemokraten, 13 Gewerkschaften u.a.) 
den realen Stärkezuwachs dieses Volkswiderstandes an. Se i· 
ne Forderungen, darunter die nach Auflösung der paramili-
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Eckdaten zu MlttelamerikaiKarlblk 
Bcvölkc- Brutto· Anleite am Brutto- Ameile an den Ärzte Analphabeten L., 
ru,. Sozial· Inlandsprodukl (BIP) Gesamtbeschäftigtcn je Einwohm.r unter bem-
(in produkt in%. in 'fO Erwachsenen erwa.-
Mio pro Kopf Industrie Landwirtsch. Industrie Landwiruch. in'" tung 

Lo,d 1978) (in Dollar) 19601978 1960 1978 19601978 1960 1978 1960 1977 (1975) (1978) 

Guatemala 6,6 910 14 20 67 57 4.410 2.490 " 57 
EI Salvador 4,' 660 19 21 " 

,. 17 22 62 " 5.660 3.600 " " Hondurns ',4 480 19 26 " " II 14 70 64 12.610 3.420 43 57 
Nikaragua 2,' 840 21 26 24 23 16 " 62 44 2.740 1.670 43 " Kostarika 2,1 1.sol0 20 27 26 22 22 27 " 29 2.600 1.390 10 70 
Mexiko 65,4 1.290 29 " 16 11 20 26 " " 1.700 1.820 24 " Panama I,' 1.290 21 23 14 18 " " 2.700 1.260 22 70 ...... 
amaika 2,1 1.110 " " 10 9 " 17 " 28 2.600 3..520 14 70 

Dominikan. 
Republik ',I 910 23 29 27 21 12 16 67 57 " 60 
Haiti 4,' 260 6 • 80 70 10.600 5.940 77 " Kuba 9,7 810 22 " " " 1.200 1.100 4 72 

. - .... 
Kolumbien 25,6 '50 26 27 34 " 19 23 " 30 2.400 1.970 19 62 
Venezuela 14,0 2.910 22 46 6 6 22 27 " 20 1.430 930 18 " (Que\]~: W~1tba.nk (lirsg.), Welt~nlwicklungsb~richt 1980, Washington, August 1980, S. 144fL) 

tärischen Banden der Ultrarechten, einer radikalen Agrar. 
rdorm und Nationalisierung der Schlüsselindustrien. fand 
Unterstützung auch beim rdormwilligen Armeeflügel, der 
von Oberst Majano repräsentierten sog. Militärjugend. 
Als zweiter Auslöser trat die Vertiefung der kapitalistischen 
Wirtschaftskrise gcgen Ende der 70er Jahre hinzu, durch die 
sich die sozialen 'Widcrsprüche in EI Salvador vehement ver· 
schärften. Einige Faktoren kamen hier zusammen: Der 
PreisverfaU für das salvadorianische Hauptexpongut Kaffee 
auf dem Weltmarkt, der Verlust des honduranischen Mark· 
tes als Folge des sog. Fußball krieges 1969, die Verteuerung 
der Erdölimporte. der InvestitionsTÜckgang, der Anstieg der 
Auslandsschulden (1970·78 vervielfachten sie sich von 126 
auf 667 Mio Dollar), schließlich eine Inflationsrate von 50% 
im Jahr 1979 und 1980 schätzungsweise 35%. Seit Oktober 
1979 stiegen Arbeitslosigkeit und Unterbeschäftigung dank 
der alarmierenden Kapitalflucht (1979/80 rund 3 Mrd Dol­
lar) und der Landflucht weiter an. Rund 70% der Bevölke­
rung leben in sozialem Elend. Die Produktion war 1980 um 
ca. 20% rückläufig. 2 

Die am 15. Oktober 1979 installierte sog. Rdormjunta EI 
Salvadors, der Oberst Majano, sein rechter Gegenspieler 
Guitierrez, der Gruoßindustielle Mario Andino, der Rektor 
der katholischen Universität Mayorga Quiros und der Vor­
sitzende der Nationalrevolutionären Bewegung Guillermo 
Ungo angehörten, hatte die Forderungen der Opposition zu­
nächst aufgegriffen. Ihre Reformversprechungen (Agrarre­
form, Nationalisierung der Schlüsselindustrien, Gewährung 
des Organisations- und Versammlungsrechts, Auflösung der 
paramilitärischen Terrorbanden u.a.) klangen verheißungs­
voll. Aber sie blieben weitgehend auf dem Papier. 
Aus Protest über die Nichtrealisierung der Rdormverspre­
ehen \egten am 2. Januar 1980 die zivilen Kräfte in der 
Junta und 80% der Kabinettsmitglieder ihr Amt nieder. Die 
in Aussicht gestellten so:dalen Veränderungen blieben aus, 
wohingegen die Repression ausuferte. Ultrarechte Militärs 
und ihre oligarchischen Verbündeten rissen im Laufe des 
Jahres 1980 die ganze Macht wieder an sich, wobei sie den 
rechtschristdemokratischen Präsidenten N. Duarte als ziviles 
Feigenblatt rur eine vorgeblich "gemäßigte" Regierung be­
nutzten. 
Die' versuchte Aufsplitterung der anfangs teilweise in der 
Junta vertretenen antidiktatorischen Oppositionskräfte aber 
schlug nun ins Gegenteil um. Die progressiven Teile der sog. 
Reformjunta, wie der ehemalige Landwirtschafuminister E. 
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Alvarez Cordova oder Guillermo Ungo, schlossen sich dem 
revolutionären Kampf an, der 1980 auch einen stetigen Ver­
einheitlichungsprozcß erfuhr. 
Gegenwänig kann sich die christdemokratisch-militärische 
Junta nur dank der US-Stützung (swu.) und durch eine bei­
spiellose Massenmordpolitik - nach kirchlichen Angaben 
wurden 1980 13.000 und im ersten Vierteljahr 1981 über 
5.000 Personen ermordet - an der Macht halten. Meldungen 
über verstümmelte Leichen und Massaker an der Zivilbevöl­
kerung sind endlos. über 300.000 Menschen aus den länd­
lichen Regionen flohen vor den Terrorakten der salvadoria­
nischen Juntatruppen und rechten paramilitärischen Ban­
den. Sie drängen sich nun in Flüchtlingslagern im Lande, in 
Honduras und anderswo. 3 

... und die Massenmordpolitik der Oligarchien 

Ähnlich ist die Handschrift der Militärdiktatur unter Romeo 
Lucas in Guatemala. Das Regime praktiziert eine systema­
tische Ausrottungspolitik gegen die Oppositionskräfte und 
die Zivilbevölkerung. 
Auch hier forderten wirtschaftliche Krisenerscheinungen -
die Ernteergebnisse der Saison 1979/80 wurden durch Un­
wetter stark beeinträchtigt, der Kaffee als Hauptexportpro­
dukt ging am Gesamtexport von 43,5% (1978) auf 35,4% 
(I 9 79) zurück, der nach dem Erdbeben 1976 einsetzende 
Bauboom entfiel u.a. 4 - in den letzten Jahren eine Verstär· 
kung der Massenaktionen heraus. Davon zeugen ein ein­
wöchiger Generalstreik 1978, Protestaktionen im September 
1979 oder der Trauermarsch von Zehntausendel"\ imJanuar 
1980 in Guatemala-Stadt. 
Die Herrschenden, eine dünne, mit den USA eng verknüpfte 
oligarchische Oberschicht und das Militär, welches selbst 
über eine breite ökonomische Basis (Privatbank, Besitz von 
großen Ländereien im an Bodenschätzen reichen Norden des 
Landes) verfügt, antworteten mit roher Gewalt. Internatio­
nales Aufsehen erregte das Botschaftsmassaker vom Januar 
1980, das 39 friedlich demonstrierende indianischen Land­
arbeiter, die Aufklärung über das Schicksal vcrschwundener 
Landsleute gefordert hatten, das Leben kostete (vgl. AlB 
4/198I,S.12-13). 
Kennzeichnend ftir das Lucas-Regime bleibt, daß es jegliche 
Liberalisierungsversuche erstickt und selbst ihre "gemäßig­
ten" Initiatoren liquidiert. So wurden 1980 wenige Tage 



nach der Zulassung der Sozialdemokratischen Partei (PSD) 
und der populistischen Partei FUR deren Führer Alberto 
Fuentes Mohr und Manuel Colom Argueta ermordet; der 
ehemalige Vizepräsident Guatemalas, Villagran Kramer, sah 
sich gezwungen ins Exil zu gehen. GewerkschaftsfUhrer, 
Bauernführer und Priester stehen allesamt auf den schwar­
zen Listen der paramilitärischen TelTorbanden und sehen 
sich ge-J:wungen, in den Untergrund oder ins Exil zu gehen. 
Washington, das Guatemala als erdölreiches und strategisch 
wichtiges Land im Krisenherd Mittelamerika keinesfalls ver· 
lieren möchte, greift nun dem bedrohten Lucas·Regime ver­
stärkt unter die Arme. 
Insgesamt hat sich in den letlten Monaten die Krise der 
oligarchisch·militärischen Regimes Mittelamerikas eher ver­
tieft, die sozialen Widersprüche aber haben nichts an Schärfe 
vedoren. 

Revolutionäre Einheit macht ungeahnte Kräfte frei 

Die Ursachen für die Krise und die revolutionären Prozesse 
in dieser Region lassen sich nicht, wie in dem vom State 
Department im Februar dJ. herausgegebenen Weißbuch 
(siehe nachstehendes Agee·lnterview) behauptet wird, mit 
einem "kommunistischen" Revolutionsexport nach EI Sal· 
vador erklären. Vielmehr handelt es sich um ein im Inncrn 
dieser Länder gereiftes soziales und antidiktatorisches Auf· 
begehren von Bevölkerungsmehrheiten. Der revolutionäre 
Ansturm der Volksavantgarden EI Salvadors und Guatema· 
las entwickelte sich geradeso wie zuvor im Falle der nikara· 
guanischen Volksrevolution als interner Prozeß. 
Das meint auch der sozialdemokratische Bundesminister 
Rainer Offergeid: "Wer aus der Tatsache, daß die Guerille· 
ros vom Ostblock unterstützt werden, einfach ableitet, daß 
die Unruhe in EI Salvador ein Machwerk der Kommunisten 
sei, der begeht eine schwere Fehleinschätzung. Ursache die· 
ses Konflikts ist untragbares soziales Unrecht."s Und die 
neo kolonialistische Vorherrschaftspolitik des Imperialismus, 
gegen die die Völker aufbegehren, sei hinzugefUgt. 
Welches sind nun die wichtigsten Stationen und Kampfer· 
fahrungen der Befreiungsbewegungen EI Salvadors und 
Guatemalas? Welchen Stand hat der Befreiungskampf in 
diesen Ländern heute erreicht? 
In EI Salvador hatten sich neben den obengenannten halb· 
legalen Oppositionsparteien, der PCD, MNR und UDN, im 
Laufe der 70er Jahre relevante Cuerillaorganisationen und 
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ihnen zugehörige neue linke politische Organisationen her­
ausgebildet. Eine Gruppe um den ehemaligen KP·General· 
sekretär Cayetano Carpio gründete 1970 die Volksbefrei· 
ungskräfle Farabundo Marti (FPL). die rasch Einfluß in der 
Arbeiter· und Studentenbewegung gewannen. Aus radikali­
sierten Christdemokraten und Studenten rekrutierte sich das 
1972 entstandene Revolutionäre Volksheer (ERP). aus dem 
sich wegen seiner VC'rabsolutierung bewaffneter Aktionen 
(Kidnapping!) im Jahr 1975 die Streitkräfte des Nationalen 
Widerstandes (FARN) abspalteten. Zum ersten großen Sam­
melbecken einer breiten antidiktatorischen Front wurde 
1974 die Gründung der Front der Vereinigten Volksaktion 
(FAPU), der MaS5enOrganisation der FARN. Abgespaltene 
Teile der F APU schlossen sich ein Jahr später zum Revolu· 
tionären Volksblock (BPR) zusammen, der sich als Massen· 
organisation der J.'PL gegen Ende der 70er Jahre mit rund 
100.000 Mitgliedern lur stärksten Kraft im linken Spektrum 
profilierte. Eine weitere Massenorganisation, die Vo.lksligen 
28. Februar (LP·28), formierten sich im Jahre 1978 als 
politischer Arm der ERP. 
Stimuliert durch das Beispiel Nikaraguas tat die revolutio· 
näre Linke im Dezember 1979 einen ersten Schritl hin zur 

Aktions· und Kampfeinheit: Die KP EI Salvadors, die FPL 
und die FARN einigten sich darauf, ein gemeinsames Koor­
dinierungsorgan zu schaffen. Als sich ihm im Januar 1980 
auch die ERP anschloß, vereinigten sich die Massenorganisa· 
tionen (BPR, FAPU, LP·28 und UDN) dieser vier politisch· 
militärischen Untergrundorganisationen lut Revolutionären 
Koordination der Massen (CRM). Am 23. Januar 1980 
manifestierte sie in San Salvador mit einer Demonstration 
von rund 200.000 Menschen, daß sich hier die bedeutendste 
politische Kraft des Landes formiert hatte. 
Ende Januar 1980 legte die CRM eine Alternativplattform 
rur eine demokratisch·revolutionäre Regierung vor, die als 
Kernpunkte die Zerschlagung der oligarchisch·proimperia· 
listischen Militärdiktatur, die Beendigung der großkapitali. 
stisch-latifundistischen Vorherrschaft und die Beseitigung 
der Abhängigkeit von den USA, die Nationalisierung der 
Großunternehmen, eine grundlegende Agrarreform, die 
Sicherung demokratischer Volksrechte, die Schaffung eines 
revolutionären Volksheeres und eine unabhängige Außen· 
politik beinhaltete. 6 Die Plattform gab zugleich eine solide 
Diskussionsgrundlage ab, um den Dialog der Revolutionären 
Koordination mit den anderen antidiktatorischen Volkskräf· 
ten voranzubringen. 
Er mündete schließlich im April 1980 in die Gründung der 
Demokratisch-Revolutionären Front (FDR). In ihr fanden 
sich die Revolutionäre Koordination der Massen (CRM), die 
sozialdemokratische Nationalrevolutionäre Bewegung 
(MNR), die von der Christdemokratie abgespaltene Sozial· 
christliche Partei (PSC), verschiedene Land- und Industrie· 
arbeitergewerkschaften, Studenten- und Bauernverbände, 
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der Lc:hrerverband ANDES, Kleinunternehmervereinigungen 
und Eim:elpersonen zusammen. Oie Breite dit!;er antidikta­
torischen Allianz symbolisierte die Präsidentschaft des ehe­
maligen Landwirtschaftsministers und Großindustriellen E. 
Alvarez Cordova, dessen Funktion - nach seiner Ennordung 
im Novembc:r 1980 - der sozialdemokratische Repräsentant 
Guillermo Ungo übernahm. 
Einen entscheidenden Anstoß für die Komtituierung der 
Front hatte der feige Mord vom 24. März 1980 an Monsig­
nore Romero, dem Erzbischof von San Salvador und "An­
walt der Armen" gegeben_ Er hatte immer wieder die Mord­
politik der juntatruppen, die fortgesetzte Militärhilfe der 
USA für sie angeprangert und das Recht des Volkes auf 
Widerstand verteidigt. Hunderttausende gaben Ende März 
1980 in ~an Salvador dem Märtyrer Romero das letzte Ge­
leit. 

Im Mai 1980 taten die Linkskräfte mit der Schaffung eines 
einheitlichen politisch-militärischen Lc:itungsorgam, der 
Vereinten Revolutionären Leitung (ORU), einen weiteren 
Schrit! im Vereinigungsprozeß. Oie ersten Sekretäre der vier 
Organisationen FPL (Cayetano Carpio), KPS (Shafiq jorge 
Handal), ERP Ooaquin Villalobos) und FARN Oovel) bil· 
deten von da an das Oberkommando des bewaffneten 
Kampfes. Im Oktober 1980 wurde mit der Nationalen Be­
freiungsfront Farabundo Marti (FMLN) eine aufständische 
Armee unter ORU-Regie gegründet, der sich im November 
1980 die Revolutionäre Partei der Arbeiter Mittelamerikas 
(PRTC) mit ihrem bewaffneten Arm hinzugesellte. 

Diejanuaroffensive der FMLN/FDR 

Als im August 1980 etwa 500.000 Arbeiter, Angestellte und 
Kleinuntemehmer in einen von der FOR ausgerufenen poli­
tischen Generalstreik (Forderungen: Beendigung des Junta­
terrors, Generalamnestie, Aufhebung des Streikverbots u.a.) 
traten, starteten die bewaffneten Volkskräfte erstmalig eine 
begleitende Offensive. Neben dem Schutz rur die streiken· 
den Arbeiter bewirkte sie die Schaffung von nunmehr vier 
halbbefreiten Zonen, in den Provinzen Morazan, Chalate­
nango, San Miguel und La Union. 
Mit ihrer Generaloffensive am 10. januar 1981, die von 
Strc:ikaktionen begleitet wurde, stellte die FMLN ihre mili­
tärisehe Stärke und Mobilität unter Beweis. Wenngleich 
nicht alle Ziele dieser januaroffensive eingelöst werden 
konnten (zur Fehlerdiskussion siehe AlB 3/1981, S. 12-14), 
gelang es den Volkskräften doch, der junta die Initiative aus 
der Hand zu nehmen, politische Pluspunkte zu sammeln und 
die militärischen Stützpunkte für Aufstandsaktionen deut­
lich zu erweitern. 
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Nach eigenen Angaben kontrolliert die Farabundo-Marti­
Front heute 12 befreite Zonen. 7 Und sie fährt damit fort, 
Ortschaften zeitweilig zu besetzen, um Selbstschutzkomi­
tees der Werktätigen aufzubauen und neue Kräfte in die 
militärischen Aktionen einzubeziehen. Oie vom Gegner zu­
nehmend angewandte Taktik der "verbrannten Erde" er­
höht zwar den Blutzoll vor allem unter armen Bauern und 
Landarbeitern, vermochte aber der FMLN bislang keine 
größeren Niederlagen zuzufügen. 
Analog ist die FMLN/FOR·Führung bemüht, mit weiteren 
antidiktatorischen Sektoren vornehmüch des Militärs und 
der einheimischen Bourgeoisie einen gemeinsamen Nenner 
zu finden. Mit einer internationalen diplomatisch.politi­
sehen Offensive suchte sie ferner die Solidarität mit dem 
salvadorianischen Befreiungskampf weltweit zu verankern 
und den US·Interventionismus in EI Salvador zurückzudrän­
gen. 
Oie Volkskräfte haben sich ungeachtet der dabei erzielten 
positiven Resonanz auf eine u.U. noch langwierige Ausein-

andersetzung eingestellt, deren Ausgang maßgeblich vom 
Grad des US-Interventionismus abhängen dürfte. Im Gegen­
satz zu Juntapräsident Napoleon Ouarte, der Ende Mai d.]. 
die Vermiulungsversuche der Sozialistischen Internationale 
brüsk abwies, Wahlen für 1982 dagegen hielt und für eine 
Verhandlungsbereitschaft voraussetzte: "Oie Cuerilla muß 
zuerst die Waffen niederlegen",8 hat FDR-Präsident Cuil­
lermo Ungo die prinzipielle Bereitsehaft der Volkskräfte zu 
Verhandlungen über eine politische Lösung bekundet (siehe 
nachstehendes Ungo-Intervicw). Allerdings sehränkte G. 
Ungo dabei ein, "daß ein solcher Weg nur gangbar ist, wenn 
die faschistischen Elemente aus der Regierung verschwin­
den". Und, so ist hinzuzufügen, wenn die Reagan·Admini. 
stration gezwungen werden kann, von ihrer gegenwärtigen 
"Vietnamisierungs"politik abzurücken. 
Nicht zuletzt wird der Verlauf des Entscheidungskampfes in 



EI Salvador die weitere Entwicklung des Befreiungskampfes 
im benachbarten Guatemala ganz erheblich beeinnussen. EI 
Salvador als revolutionäres Hinterland WÜTde die Kampfbe­
dingungen des guatemaltekischen Volkswiderstandes außer­
ordentlich verbessern und ihm auch ein Mehr an internatio­
naler Unterstützung (die sich heute auf EI Salvador konzen· 
triert) sichern. 
Auch in Guatemala ist heute bereits der Vereinheitlichungs. 
prozeß der antidiktatorischen Kräfte ein gutes S tück voran· 
gekommen. Die Gewerkschaftszentrale Nationalkommission 
de r Gewerkschaftlichen Einheit (CNUS, gegr. im März 
1976), Motor und Koordinator der meisten Massenaktionen. 
hatte im Februar 1979 zur Gründung einer Demokratischen 
Front gegen die Repression (FDCR) aufgerufen. 150 Bau­
ern-, Arbeiter-, Studenten· und andere Organisationen wie 
auch die Parteien FUR und PSD schlossen s ich diesem 
Bündnis an. Nic ht zuletzt die endlosen Morde an Opposi­
tionsführern, Priestern (eine wesentliche Stütze im Befrei­
ungskampf stellt der fortschrittliche Teil der katholischen 
Kirche dar; siehe Kasten zur Exilkirche). und Bauernführern 
hatten diesen ersten Zusammenschluß der demokratischen 
Kräfte ermuntert . 

Guatemalas Revolutionäres Viererbündnis 

Inzwischen entstand eine weitere Massenorganisation, die 
Volksfront FP-SI. Sie vereinigt das Komitee der Einheit der 
Bauem (CUC), die Organisation der Elendsviertelbewohner 
(COP), die Revolutionären ArbeiterteIlen (NOR), d ie Stu· 
dentenorganisation FERG und die Revolutionären Christen 
(CR) .9 Die Gewerkschaften schlossen sich als legale Organi­
sationen diesem Bündnis nicht an, obwohl sie in ihrer lega­
len Arbeit ebenfalls zahlreiche Rückschläge, z.B. durch die 
Ermordung vieler ihrer Kader, hinnehmen mußten. 

Dies ist freilich nur ein Ausdruck der Tatsache, daß unter 
den revolutionären Kräften Guatemalas derteit eine e rnst­
hafte Diskussion über die Frage des Verhältnisses von legaler 
und illegaler Tätigkeit im Gang ist. "Alle revolutionären 
Organisationen müssen in die IJh:galität gehen und so die 
Regierung daran hindern, die demokatischen Kräfte ihrer 
Führung zu berauben und alle, die dem Regime offenen 
Widerstand leisten, zu vemichten", meint Guillermo TorieJ-
10 Garrido, Verlreter des Viererbiindnisses der guatemalte. 
kischen Guerilla. "Wir meinen, daß der Übergang in die Ille­
ga lität zur Erhaltung vieler Organisationen und zu ihrem 
späteren Anschluß an die bewaffnete Bewegung beitragen 
würde,'· lO Offenbar sieht die Mehrheit der Guatemalte­
kischen Partei der Arbeit (PGT) dies etwas anders. Sie legt 
den Akzent mehr auf das Ausschöpfen aller legalen bzw. 
halblegalen Aktionsfelder und deren Kombination mit dem 
Guerillakampf. Aber dieser Diskussionsprozeß ist für beide 
Seiten keineswegs abgeschlossen. 

Der den bewaffneten Kampf favorisierende Teil der PGT, 
die PGT-Kem, schloß sich am 20. Oktober 1980 mit der 
Guerillaarmee der Armen (EGP), der Revolutionären Orga­
nisation des Volkes (ORPA) und den Streitkräften der Re­
bellen (F AR), zum Revolutionären Viererbündnis zusam­
men, dessen Plattrorm ihr Sprecher G. TorieJlo Ende Okto­
ber 1980 in Berlin vorstellte (siehe Kasten). Zweifelsohne 
stell t das Bündnis heute die Avantgarde der guatemalteki­
schen Befreiungsbewegung dar, die sich auf einen langandau­
emden Volkskrieg vorbereitet. 

Auch wenn der Vereinheitlichungsprozeß in Guatemala 
noch nicht den Stand der Bewegung EI Salvadors erlangt 
hat, wird sein Vorankommen doeh von den verschiedenen 
revolutionären Kräften des Landes übereinstimmend als vor­
dringliche Aufgabe angesehen. "Die Erfahrungen Nikaraguas 

Guillermo Toriello Garrido 
Abkommen des guatemaltekischen 

Viererbündnisses 

( ... ) EI in mir eine große Genugtuung, daß ich dieser großen Konfe­
renz mitteilen kann, daß die rier Organisationen, nämlich die Gu!!­
rillaarmee der Armen, die Streitkräfte der Rebellen. die Organisa­
tion dei Volkes unter Waffen und die Führung und Leitung der 
Guatemaltekischen Panei der Arbeit ( Kern; d. Red.) einen 
ernsthaften und bedeutungsvollen Pakt der I:;inheit geschlossen 
haben, um die Strategie des Volkskrieges voranzubringen, in dem 
die Kämpfe aller S.:::hichten des Volkes und aller Demokraten zu· 
sammenfließen mit der kämpferischen Sdbnveneidigung der Mas­
sen und mit der entschlossenen Aktion des Guerillakrieges. ( ... ) 
Ich möchte a.'ler auch folgende Punkte darlegen: 
Erstens. Das Viererbündnis hat eine Einigung erzielt in den wesent· 
lichen Fragen der politisch-militirischen Strategie und Taktik dei 
Kampfes gegen den inneren Feind und gegen den Imperialismus, 
rier diesen inneren Feind finanziert. unterstützt, bewaffnet und an 
der Macht hält. 
Z ... ·eitens. Innerhalb des Vien:rbÜßdnissel gibt es keine Hegemonie­
bestrebungen und die Beziehungen beruhen auf der gegenseitigen 
Achtung und einer reinen, bruderlichen und revolutionären Soli da-
rität. 
Drittens. Für das Viererbündnis ist die Organisierung und Politisie­
rung der Masscn eine wesendiche Voraussetzung rur den endgülti­
gen Sieg. Gleiches gilt in bezug auf die unaufschiebbare Einheit der 
Arbeiter und Bauern in einem engen, kämpferischcn, revolutio­
nären BruderbÜßdni,. 
Viertens. Das Viererbündnis sieht eines seiner wichtigsten Ziele 
darin, zur Einheit aller revolutionären und demokratischen Kräfte 
beizutragen, die ehrlich und wirklich den bewaffneten Kampf 
unterstützen, nicht nur in Worten, sondern auch durch wirklich 
kämpferische Aktionen ihrer Mitglieder. In Anbetracht solcher Zie­
le hofft das Viererbiindnis, daß sich ihm alle die Organisationen 
anschließen, die noch nicht dazu gehören, denn unter den gege· 
benen objektiven und subjektiven Bedingungen des guatemalteki­
schen Volkes und in Anbetracht des nationalen und internationalen 
Kräfteverhältnisses, das rlir die Befreiungsbewegung giinnig in, 
kann kein Revolutionär abseits stehen in diesem Kampf, bei dem 
da!. Schicksal unseres Vaterlandes und du Schicksal der latein­
amerikanischen Revolution auf dem Spiel stehen. 
Fünflens. Das Viererbtindnis lcgt Zeugnis ab von seiner Tn:ue zu 
den Prinzipien und Forderungen der Weltfriedembewegung, zu den 
Prinzipien der Bewegung der Nichtpaktgebundenen und ~rklän, 
daß ,ein Kampf antiimperialistischen, antikolonialistiKhen antineo­
kolonialistischen, antifaschistischen, ilI1tizionistischl-n und gegen 
Apartheid gerichteten Charakter hat. Zugleich bekräftigt es seine 
Treue zum Kampf um den Weltfrieden, für die friedliche Kox'li­
stenz und die internationale Entspannung. 
Sechstens. Das Viererhündnis versichen aUe gegen den Imperialis­
mus kämpfenden Befreiungsbewegungcn der Welt seiner Solidarität 
mit der ruhmreichen sozialistischen kubanischen Revolution und 
mit den beispielhaften und heldenhaften Revolutionen Grenadas 
und Nikaraguas. Es bringt seine tiefe Überzeugung zum Ausdruck, 
daß der Sieg der Bruder EI Sall'3.don nahe ist in ihrem Kampf gegen 
die antichristliche, antidemokratische und masscnmärderi$Che Re­
gie.rungsjunta ihres Landes. ( ... ) 
(QueUe: Rede G. Toriello Garridos als Verueter des Revolutio­
nären Viererbündnisscs Guatemalas auf der Internationalen Wissen­
schaftlichen Konferenz in Berlin vom Oktober 1980, in: AIB­
Sonderheft 1/1981, S. 31·32) 
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Wir sind eine Kirche 
im Untergrund und Exil 

.• 0 .. IJluI olc, """y'" .. , <1<. !Wn< tur ~In Gu.olomal. <1<. M."",hl",~k.Ol un.! ,... 
Rech, .. H 

Einführung: Tausende von Guatemalteken mÜ$S':o ihr Land ver· 
lassen, angesichts der Verfolgung, Folter und Massaker, die vom 
Hur und der Regierung Guatemalas w:riibt werden, als deren cin­
zige Möglichkeit, das System der Awbculung, der Ungcr«htigkeit 
und der institutionalisierten Sünde aufrecht zu halten, ein in jeder 
Hinsicht unchristliches und kriminelles System, um das Volk zu 
unterdrücken. 
Mit Hunderten von Olriucn, Pric5Icm, Mönchen und Laien, aus­
gezeichnet durch ihre Verpflichtung, Weihe und Hingabe, sind wir 
Teil dicJCS realen Exodus, obwohl von den Medien vcnucht wird, 
es im Dirnsl am Imperialismus zu verschwei~n. 
Unlerdriickung des Volkes: 
Das Volk sieht sich durch das Heer und die Regierung in eine 
Situation von entweder Schweigen oder Tod gedrängt. Seiner ,,-u· 
nehmenden Verarmung steht die skandalöse Anhäufung von Reich­
tümern in den Händen eini~ weniger Privilegier ter gegenüber, was 
die Anklage von Puebla bekräftigt: "Im Licht des Glaubens ge­
sehen, betrachten wir die wachsende Kluft zwhehen ann und reich 
als Skandal und ab im Widerspruch ,,-um christlichen Wesen ste­
hend. Der Luxus einif[CT weniger verwandelt sich in eine Beleidi· 
gung angesichts der Armut der großen Massen. Diese widerspricht 
der Absicht des Schöpfers und dem Respekt, den man ihm schul· 
det." (Puehla, N. 17.) 
Die Möglichkeiten, den demokratischen Weg zu gehen, sind dem 
Volk völlig versp<:rrt. Die Parteien, die, obwohl nicht fehlerfrei, 
eine Alternative hätten auf,,-eigen können, wurden ihrer Mitglieder 
und Führer beraubt. Die Gewerkschaftsbewegung, die Volksbewe­
gung und religiösen Bewegungen sahen sich angesichts der massiven 
Mass.aker unter ihren Mitgliedern gezwungen, in den Untergrund zu 
gehen. Jeder Fortschritt in Hinsicht auf Selbstbestimmung seiner 
Lebensform und seiner Geschichte wurde dem Volk verwehrt, und 
vom fleer, welcbes zur Zeit die politische, militärische und wirt· 
!lChaftliche Situation des Landes beherncht, für sich beansprucht. 
Um Teil der herr!IChenden Klasse zU werden und in Obereinstim­
mung mit der "Theorie der nationalen Sicherheit" kontrolliert el 
praktisch die ganze Nation und hat dem Volk den offenen Krieg 
erklärt. 
Welche Alternativen bleiben dem Volk? 
Der Untergrundkampf und der Kampf des Volkes im Landesinnem : 
die organisierte Exilbewegung im Ausland. Das ist der Grund, wes­
halb wir diesen Aufruf machen, der an die gesamte Welt und beson­
ders an die Christen gerichtet in. 
Wir erklären uns hiennit als der Teil der guatemaltekilChen Kirche, 
dCT sich im Exil befindet. 
Unsere Ziele sind: 
Gegenüber dem Volk VOn Guatemala: seinem Freiheitskampf zu 
entsprechen und ihn zu unterstützen. 
Gegenüber den exilierten Guatemalteken: ihnen einmal mehr die 
Möglichkeit zu bieten, sich zu organisieren und so den aktiven 
Kampf gegen die Unterdrücker unseres Volkes fort,,-usetzen. 
Gegenüber den Christen in aller Welt: Sie teilnehmen zu lassen am 
Reichtum des Evangeliums der Befreiung des guatemaltekischen 
Volkes und ihre Solidarität für dies Volk zu erbiUen. 
Immer mit uns sind die PrieSler. die Märtyrer für Guatemala. 
GuiLlermo, HermOgenes, Conrado. Walter. Gran, Villanueva, die 
ermordeten Führer ,'On Christengemeinden, die Laienprediger und 
Christen. 
Ihr seid unvCTgessen! 
(Quelle: Guatemala Informationen, München, 20.2. 1981 ) 
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wurden erfolgreich in EI Salvador genutzt, wo die rort­
schrittlichen Organisationen in kurzer Zeit ein Übere.in­
kommen erreicht haben und jetzt überzeugend die Kampf­
kraft du Volke~ demonstrieren. Heute", so G. Toriello, 
"steht diese Aufgabe vor uns, den Guatemalteken." 11 
Die geeinte Guerilla operiert heute koordiniert, in verschie­
dene Aktionsgebiete aufgeteilt und ist nunmehr in 17 von 
insguamt 22 Provinzen präsent. Die überwiegend indiani­
sche Landbevölkerung Guatemalas schließt sich zu Tausen­
den den bewaffneten Untergrundorganisationen an - ein 
neues Phänomen, denn zuvor rekrut ierte sich die Guerilla 
vorrangig aus städtischen Kreisen von Mestizen und Weißen. 
Seit Jahresbeginn 1981 mehren sich ihre Besetzungsaktio­
nen von Landgütern und Dörfern (bei denen man die Infor­
mationsarbeit mit der Rekrutierung neuer Kämpfer zu ver­
binden sucht), Angriffe auf Militärstreifen, Polizeistationen 
usw. Um den Kampf der salvadorianischen Befreiungsbewe. 
gung zu unterstüt,,-en, greift die guatemaltekische Guerilla 
überdies die Truppen des Lucas-Regimes und die Somoza­
Garden an, die im Grenzgebiet zu EI Salvador intervenie­
ren. 12 

Auch für die Perspektive des Befreiungskampfes in Guate­
mala gilt, daß Verlauf und Dauer essentiell vom Ausmaß des 
US-Interventionismus in Mittelamerika abhängen. 

Reagan: Militärintervention .. nicht auszuschließen" 

Was ist der aktuelle Stand, was die Ausrichtung des Washing­
toner Engagements in der Region? Und welche Gegenfak­
toren setzen dem Yankee-Zugriff Grenzen? 

Die Antwort der Carter-Administration auf die sandinisti­
~che Volksrevolution in Nikaragua fi el berei ts aus dem Rah­
men, wollte doch Z. Brzezinski in der Region "ein neues 
Nikaragua niemals zulassen, auch wenn wir die schlimmsten 
Maßnahmen ergreifen müssen ... " Allerdings wandte sich da­
mals eine e influßreiche Gruppierung des Regierungsappara­
tes in einem sog. "Dissent Paper" l3 gegen ein einseitiges 
Eingreifen de r USA zugunsten der salvadorianischen Junta. 
Die Verfasser sahen dar in das Risiko eine~ "zweiten Viet­
nam " , also einer regionalen Kriegseskalation, die in Mitte1-
amerika genauso in einem Debakel Washingtons enden 
könnte wie einst in Indochina. Eine Ausweitung des US­
Militärinterventionismus gegen Nikaragua wie gegen die' Be­
fre iungsbewegungen EI Salvadors und Guatemalas werde 
zwangsläufig zu einer Ausdehnung des kubanischen Einflus­
ses, zu eine: r engeren Anlehnung Nikaraguas an das soziali­
stische Lager, zu einer generellen Radikalisierung der Oppo­
si tionsbewegungen der Region fUh ren. Die "Dissidenten" 
der Carter-Administration plädierten daher für eine politi­
sche: Kompromiß- bzw. Verhandlungs[ösung in EI Salvador, 
d.h. ftir eine Regierungsbeteiligung der FDR/ FMLN. 

Die seit dem 20.Januar 1981 amtierende Reagan·Regierung 
aber setzt weitaus stärker noch a ls Carter/Brzezinski auf ein 
militärisches "Reinemachen" in EI Salvador, auf einen of­
fenen Konfrontationskurs gegen Nikaragua, Kuba und die 
Befreiungsbewegungen. Mochte Ronald Reagan schon im 
Oktober 1980 "die Möglichkeit einer direkten militärischen 
Intervention nicht ausschließen", so zog Außenminilter 
Alexander Haig Anfang 1981 in seinen gegenrevolutionären 
Plan eine breite Palette von Maßnahmen gegen Kuba ein, 
einschließlich einer Seeblockade und anderer Militäraktio­
nen. 14 Zugleich strich Washington die ,,-ugesa.gte Wirt· 
schaftshilfe für Nikaragua. Die Wirtschafts- und Militärhilfe 
Hir die mittelamerikanischen Diktaturregimes aber wurde 
drastisch ausgeweitet. 

Mit der Herausgabe e ines Sammelsuriums geHUschter Doku­
mente, dem sog. Weißbuch, im Februar 1981 suchte die 



Philip Agee 

Der US-Interventionismus soll 
wieder salonfähig gemacht werden b 

Philip Aga war als Ex-Agent du ammMl1ischen Geheimdienstes 
CIA sdbJt jehrdang mit A lttiuitiiUn in LauirlllmeriJca betraut. In 
.reinem 1975 vstaufgelegten Buch "CIA intern. Tagebuch 
1956-74" beschrieb die selbst mitall.sgc!ührlen Cl,f.,A.ltti"it"Un in 
Mexilto, Elcuador und U".guay. Hier ging also ein Experte ans 
Werk, tUs Ph. Agee sich .:u einer Detail-Untersuchung deI Weift­
buches .zu EI $awooor, das die Rerl/f(Jn·Administralion im Februar 
1981 vmreiteu, enw;hloß (siehe auch K. Ege in AlB 6/1981: S. 
6-9). Die Studie ist soeben im Konlt.ret-VerlQgJTSthienerL Ihre 
Ergebnisse faßte der AulOr im Gespröch mit dem AlB .,usammCrL 

MB: Herr As:te, Sie haben sich mit dem im Februar 1981 von der 
Reagan.Administtation herausgegebenen Weißbuch 1:U EI Salvador 
befaßt. Was ist Ihres Eraehtens die Hauptzielrichtung der darin 
vertretenen Thesen? 
PH. AGEE: Die Hauptthese dei Weißbuches besagt, daß die revolu­
tionäre Bewegung in EI Salvador zu "einem Lchrbuchbeispiel indio 
rekter be_ffneter Aggression kommunistis.cher Miichte durch 
Kuba" geworden sei. 
Diese These wird angeblich mit Dokumenten bewiesen, die die 
Sicherheitskräfte der Militärjunta von der nlvadorianischen Gue­
rilla erbeutet haben wollen_ Die Dokumente erwecken den Ein­
druck von Vcrpffichtungcn Vietnams, Äthiopiens und der sozialisti­
Ichen Länder Europas, die salvadorianis.chc Befreiungsbewegung im 
Jahre 1980 tonnenweise mit militärischer Ausrüstung zu beliefern, 
wobei Kuba und Nikangua als Verschiffungsländer dienten.Au.6er­
dem erweckt das Weißbuch den Ans.chein. ab ob Fidel Canro und 
die Kommunistische Partei Kubas eine SchHissdroUe bei der Eini· 
gung der verschiedenen Guerillagruppen auf ein gemeinsames mili· 
tärisches Oberkommando innegehabt hätten. 
AlB: Das Weißbuch behauptet in seinen Schlußfolgl:rungen auch 
eine direkte Intervention seitens der UdSSR. Gibt es in diesem 
Kontext einen Unters.chied zu den Beschuldigungen gegen Kuba? 

PH. AGEE: Das Weißbuch klagt in den Schlußfolgerungen dei US­
Außenministeriums die UdSSR an, die treibende Kraft bei der 
Unterstützung fiir die salvadorianische Befreiu~bewegung durch 
die sozialistit-ehen Staaten zu sein. Dies wird jedoch durch keines 
der 19 "erbeuteten Dokumente" erhärtet. Kuba wird nicht be­
schuldigt, eigene Waffen zu liefern, sondern als logiuische Basis zu 
dienen: das gleiche gilt auch für Nikaragua. 
Die im Hinblick auf "ausländische Intervention" wichtigsten Doku­
mente betreffen den kubanis.chen Einfluß bei der Erzielung von 
Einheitsabkommen der Guerilla-Organisationen Ende 1979 und im 
Mai 1980 (2 Dokumente) und die Unterstützung aus ilOzialistischen 
Lindern durch Schiffslieferungen von Waffen und militärischem 
Gerät (im wesentliChen 2 Dokumente). Ein anderes Dokument, 
!angeblich als interner Bericht der Guerilla, erwähnt die Gesamt­
menge von fau 800 t Ausl"Üstungsgegenständen, welche der Befrei­
ungsbewegung versprochen worden seien. 
Ich glaube, daß sowohl die beiden Dokumente über die Einheiu­
abkommen als auch die Dokumente über Versprechen von Militär­
gütern Fälschungen sind. 

A1tbek.annter eIA-Trick - nur 5Chlecht gemacht 

In meiner Kritik deli Weißbuches, die im Mai 1981 im ,,NCUtn 
Konkret-Verlag" veröffentlicht wird, habe ich eine Reihe von 
Gri.inden flir meine Annahme einer Fälschung angefühn: W. Potl­
chau, etA gegen EI Salvador - Der Bericht deli Exagenten Philip 
Agc:e über Praktiken der CIA in Lateinamerika. In dieser Kritik von 
fau .sO Seiten findet man viele Grunde, die Zweifel an der Authen­
tizität der "erbeuteten Dokumente" des Weißbuches aufkommen 
lassen. 
Tatsächlich gleicht die ganze Weißbuch-übung jenen Operationen, 
an denen ich während der 60er Jahre teilgenommen habe, als ge­
f;jJschte Dokumente IiChr ähnlich denen des Weißbuches flir politi­
sche Zwecke benutzt wurden, z.B. um kubanische und sowjetische 
Verbindungen mit revolutionären Organisationen aufzuzeigen. 
Als ich meine Analyse des Weißbuches beendet hatte, konnte ich 
nicht verstehen, wie sie so viele Obersetzungsfehlcr machen konn-

ten, so viele falsche Schlußfolgerungen ohne Fundierung in den 
Dokumenten ziehen konnten, und Erfindungen hinzugefligt hauen, 
die völlig irrig sind. Es in möglich, daß die Leute um Haig im 
Außenmiri.inerium hofften, daß sich keiner die Zeit nehmen und 
die Mühe machen würde, eine korrekte Analyse anzufertigen. 
Was die vorherrschenden amerikanischen Massenmedien angeht, be­
hielten sie auch recht_ Letztlich ist das Weißbuch nichts anderes als 
eine phantasievolle Propaganda-übung, die schlecht geplant und 
armselig ausgefUhrt wurde. Zugleich ist es aber auch gcfahrlich, weil 
es eine Menge Leute gibt, besonders in den USA, die gerne alles das 
glauben, was das Weißbuch aussagt. 
AlB: Zu welchen Ergebnilsen bezüglich der Hauptziele des ameri· 
kanischen Weißbuches und der gegenwärtig gefUhrten Kampagne 
gl:lao.gen Sie in Ihrem neuen Buch? 
PH. AGEE: Obwohl die Behauptungen in der Weißbuch-Analyse 
nicht durch die "erbeuteten Dokumente" gestützt werden, ist es 
wichtig sie zu verstehen, um den wahren Zweck des Weißbuches 
aufzudecken. Ich meine, daß ruu Weißbuch ein erster Schritt ist, 
um in den Vereinigten Staaten das psychologische Klima rur erneu­
te amerika nische Militärinterventionen in der ganzen Welt - oder 
wo immer es nötig und möglich in - vorzubereiten. Das fängt an 
mit EI Salvador, weitet sich über den Rest Mittelamerik.as aus, dann 
nach Kuba und Grenada, von dort nach Afrika, dem Indischen 
Ozean und dem Persischen Golf. Darin liegt die Gefahr. 
Das Weißbuch ist die klassische Erzlüge, die Angst erzeugen soll, 
indem das Schreckgespenst des "internationalen Kommunismus" 
aufgebaut wird, der sich durch die "Hinterti1r" nach Amerika ein­
schleicht. In diesem Sinne bestünde der Zweck des Weißbuches 
hauptsächlich darin, die Menschen in Amerika zu beeinflussen, in­
dem es sich den Rechtsruck politischer Anschauungen während der 
letzten Jahre zu Nutze macht. Es kann auf diese Weise mit den 
Mgsten, Vorurteilen und der Unwissenheit der Menschen spielen. 
Das oben erwähnte Buch enthält eine: Menge historischen Materials 
darüber, wie der CIA in der Vergangenheit gefaJschte Dokumente 
sowie andere Praktiken benutzt hat, die die Menschen verslehen 
müssen, um ihnen eine: Niederlage zu bereiten. 
So hat der CIA z.B. durch eine seiner Fromorganil-lltionen das 
,,Agrarrefonnprogramm" der nlvadorianischen Junta von Beginn 
im Jahre 1980 an geleitet, weil der CIA durch Landreformpro­
gramme in der Lage ist, die Repression auf dem Lande zu org".misie­
ren, genau wie in Vietnam. Der Mann, der die sa/vadorianische 
Landreform organisierte, hat das gleiche in Vietnam getan_ 
AlB: Würden Sie sagen, daß man das Weißbuch auch im Rahmen 
der Haig/Reagan-Kampagne gegen Kuba sehen muß? 
PH. AGEE: Nach Ansicht von Reagan und Haig sind Befreiu~­
bewegungen dasselbe wie internationaler Terrorismus und sind bei· 
de Verlangerungen des "sowjetischen Expansionismus". Diese An­
sicht übersieht völlig die ilOzialen und ökonomischen Ungerechtig­
keiten sowie die politische Reprcssion als Ursachen flir allgemeine 
Unzufriedenheit und Befreiungskämpfe. Wie jeder weiß, hat sich 
Kuba zur Unterstützung antiimperialistischer Bewegungen auf der 
ganzen Welt verpflichtet Uf'd diese Verpflichtungen an verschiede­
nen Stellen, besonders in Afrika, auch eingehalten. 
Die amerikanischen Führer sind wütend über die Erfolge der Kuba­
ner und über die Unfahigkeit Amerikas, irgendetwas gegen sie zu 
tun; daher vereinfachen sie das Problem, indem sie die Kubaner als 
,,stellvertreter" der Russen bezeichnen. Natürlich gibt es in der 
Reagan-Administration einflußreiche !..eute, die von einer erneuten 
bewaffncten Aggression gegen Kuba triumen, und das Weißbuch ist 
ein erster Schritt, um die Rechtfertigung fur solch eine Aggression 
zu schaffen. 
AlB: Welche Beschuldigungen hat die Reagan-Administration gegen 
Nikar.t.gua erhoben und wie &ehen die Tatsachen aus? 
PH. AGEE: Oie Reagan·Administration hat die Regierung von 
Nikaragua beschuldigt die salvadorianis.chen "Terrori"en" als logi· 
stische Verschiffungsuelle zu denen und andere Fonnen'der Unter­
stützung zu stellen. Diese Beschuldigungen finden sich im Weiß­
buch und sie wurden dazu benutzt, die Aussetzung amerikanischer 
Wiruchahshilfe für Nikaragua zu rechtfertigen, obgleich die Wirt· 
schaftshilfe dem privaten Sektor zukam und nichl der Regierung. 



Reagan-Administration ihren eigenen verstärkten Interven­
tionismus als Reaktion auf eine unterstellte "kommunisti­
sche Einmischung in EI Salvador" (sowjetisch-kubanische 
Waffenlieferungen, Fidel Castro als Aufstandsfiihrer u.a.m.) 
zu rechtfertigen. Doch die damit bezweckte Einstimmung 
der US-amerikanischen öffentlichkeit wie der Verbündeten 
in Westeuropa und Lateinamerika auf einen Washingtoner 
Kriegskun im mittelamerikanisch-karibischen "Hinterhof" 
stieß auf wenig Gegenliebe. Ihr Ineinsetzen sozialer und 
antidiktatorischer Volksproteste mit vermeintlichen kuba­
nisch-sowjetischen ,,Machtverstößen in wichtigen Rand­
zonen", wie ein Präsidentenplan zur neuen US·Mittelameri· 
kapolitik von Ende Mai dJ. simplifizierte,lS erhöht nicht 
gerade die Glaubwürdigkeit Washingtons. 

Das militärische Engagement der USA auf Seiten der salva· 
dorianiscbenJunta ist unterdessen weiter fortgeschritten, als 
es Präsident Reagaru Anhebung der offiziellen Militärhilfe 
von 10 auf .35-40 Mio Dollar vermuten läßt. 

Ein Kontingent von US·Militärberatern, das weit mehr als 
die offiziell angegebenen etwa 50 Mannen umfaßt (die 
FMNL/FDR-Scbätzungen belaufen sich auf derzeit 
500-800), drillt salvadorianische Spezialeinheiten im Anti· 
guerillakampf, den Einsatz von Kampfhubschraubern und 
KilJerpraktiken inbegriffen. Für letzteres burgen die mitdn· 
genogenen Einheiten der Green Bereu, die sich im Vietnam· 
krieg durch ihre extreme Grausamkeit hervortaten. USo 
Offizie~ haben heute die Reorganisation, Ausbildung und 
Einsatzplanung der Juntatroppen in der Hand. Militärische 
Ausbildungshilfe leisten ferner Argentinien und Chile. 

Ferner wurden uber die von den USA eingerichtete Luft­
brücke zwischen Panamakanalzone und San Salvador Uno 
mengen an neuern Kriegsgerät angeliefert: seitjahresbeginn 
täglich .3 t Waffen. Die salvadorianischen Militärs verfUgen 
daher gegenwärtig über die in der Region modernste und 
reichlichste Ausrüstung, zu der übrigens auch Israel Geweh.· 
re, Panzerwagen, Patrouillenboote u.a. im Wert von 50 Mio 
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Dollar beigesteuert haben 5011. Flankierend zog man USo 
KriegsfIonenverbände vor den Küsten Mittelamerikas zu· 
sammen.16 

Erhöht hat die Reagan.Administration auch ihre Militälhilfe 
und Militärberater fl.ir die Regimes von Honduras und Gua· 
temalas. Diese sind bereits mit Truppenkonzentrationen und 
·übergriffen gegen Nikaragua bzw. die salvadorianischen 
Volkskräfte in Aktion getreten, verstärkt durch. Tausende 
(in Honduras 5.000) ehemaliger Nationalgardisten Somozas, 
die man in Florida rur ihren Wiedereinsatz präparierte. Dank 
den US-Rüstungslieferungen verfügt nun Honduras im Uno 
terschied zu Nikaragua über modeme Panzer und Flugzeuge. 
Allein im April dJ. gab es - nach Angaben des nikaragua· 
nischen Außen ministers Tinoco - mehr als 100 Angriffe 
gegen Nikaragua von honduranischer Seite aus. Seit dem 
Jahreswechsel 1980/81 hat Nikaragua über 100 Todesfalle 
infolge dieser Ubergriffe zu beklagen. 17 

Der internationale und interne Druck gegen diesen US­
Eskalationskurs aber ist unterdessen mächtig angewachsen. 
Im Mai dJ. manifestierten in Washington vor dem Weißen 
Haus 100.000 Menschen ihren Protest - eine Antiinterven­
tionsbewegung wie seit den Tagen des Vietnamkrieges nicht 
mehr. Das sozialistische Lager, die Sozialistische Internatio· 
nale, der überwiegende Teil der Regierungen Westeuropas 
undjapan opponieren gegen Ronald Reagans Mittelamerika· 
politik. 
Im April dJ. wandten sich die Präsidenten Mexikos und 
Venezuelas, Lopez Portillo und Herrera Campin!, in einer 
gemeinsamen Erklärung gegen jegliche direkte und indirekte 
militärische Intervention in der Region. Und sie boten sich 
als Vermittler an, um eine politische Lösung des Konflikts 
um EI Salvador möglich zu machen. Anfang Mai dJ. sagte 
L. Portillo dem nikaraguanischen Juntamitglied Daniel Orte­
ga die entschiedene Unterstützung gegen jede Intervention 
und jeden Druck von außen zu. 18 Das ist auch die Position 
Panamas. Die vom US·lnterventionismus heute akut bedroh· 
ten Völker Nikaraguas, Kubas, EI Salvadors und Guatemalas 
stehen also in ihrem Verteidigungskampf19 nicht allein. 
Auch Washington wird letztlich nicht an der Einsich.t vor· 
beikommen, daß der revolutionäre Prozeß im mittelamerika· 
nisch·karibischen Raum ebenso wenig auszutilgen sein wird, 
wie jener in Indochina; sei es nun mit oder ohne regionale 
Kriegseskalation. 
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EI Salvador 

Guillermo Ungo 

Wir wollen 
keinen Todesdialog 

Die Nationale Befreiungs/ront Farabundo Marti (FMLNJI 
Demokratisch-Revofutioniire Front (FDR) brachte seit ihrer 
Januaroffensive 1981 uerschiedentlich ihre Bereitschaft zu 
Verhandlungen über eine politische Lösung zum Ausdruck. 
Welche Arien von Bedingungen aber an sie geknüpft werden, 
dariiber gibt es die wildesten Spekulationen. Guillermo 
U"go, der sozialdemokratische Präsident der FDR, stellt 
klar, worum es den salvadorianisehen Volkskräften dllbei 
geht und wer {Ur sie als Vermittler zur Dikussion steht. 

G. UNGO: Begriffe wie "Dialog", "Wahlen", "Demokratie" 
oder "Menschenrechte" haben viele Nuancen, und die 
Unterdrücker in unserem Lande verstehen darunter etwas 
ganz anderes ab das Volk. Wir müssen sehr vorsichtig sein, 
denn der Dialog kann auch ein Manöver sein. welches das 
militärische Programm zur "Endlösung" nur verschleiern 
soll. Mit den Wahlen, die wir seit einem halben Jahrhundert 
alle zwei Jahre gehabt haben, ist es uns genauso gegangen: 
Sie waren nichts anderes als ein Instrument im Dienste der 
Repression. Wir haben immer unsere Gesprächsbereitschah 
betont, insbesondere seit November vergangenen Jahres, 
aber wir wollten einen Dialog mit Sinn und Ziel - keinen 
Todesdialog. 

Erst müssen die Faschisten aus der Regierung 

Denen, die das Wort "Gesprächsbereilschaft" im Munde 
fUhren, während sie das Volk massakrieren. können wir 
nicht vertrauen. Unser Verlrauen gilt dem ehrlichen Ge· 
spräch, das Frieden und Demokratie wiedergewinnen hilft. 
Daher halten wir eine Teilnahme der USA an diesem Dialog 
fur unerläßlich, da die USA die einzige politische und mili­
tärische Stütze der Regierungsjunta sind. Ohne sie ist es un­
möglich, zu einer politischen Lösung zu gelangen. Ohne sie 
gäbe es doch wieder nur Versprechungen, die in unserem 
Land noch nie gehalten worden sind. Die FDR sieht eine 
Vermittlung als ein Instrument an, das Zeugen zuläßt, die 
dem ehrlichen politischen Willen der Teilnehmer Glaub· 
würdigkeit verleihen. Wir sind interessiert, gewillt und be· 
reit, eine politische Lösung zu suchen - aber eine politische 
Lösung, die im Interesse des Volkes liegt: rur eine demokra­
tische Regierung und ein demokratisches Regierungspro­
gramm, das die sozialen Veränderungen durchführt, die das 
Volk will. 
Das direkte Gespräch mit der Junta halten wir. zumindest 
flir den Augenblick, nicht für sinnvoll, da es nur zu einem 
weiteren Mittel des politischen und ideologischen Kampfes 
und der Propaganda für beide Seiten werden würde. ( ... ) Wir 
sind deshalb sehr froh, daß der Vatikan, Monsignore Rivera 
y Damas, sowie die Regierungen Mexikos, Venezuelas und 
Panamas ihre Bereitschaft gezeigt haben, in dem Konflikt zu 
vermitteln. Weitere bedeutende Kräfte wie die internatio­
nale Christdemokratie und die Sozialistische Internationale 

haben sich ebenfalls in diesem Sinne geäußert. 
Wir wären sogar damit einverstanden, daß an der Suche nach 
einer politischen Lösung nicht nur die FDR, sondern auch 
Kreise demokratisch gesinnter Militärs und Christdemokra­
ten EI Salvadors beteiligt werden. Es muß jedoch klar sein, 
daß ein solcher Weg nur gangbar ist, wenn die faschistischen 
Elemente aus der Regierungsjunta verschwinden. Es wäre 
kindisch zu glauben, die Faschisten seien an einem ehrlichen 
Dialog interessiert. ( ... ) 
FRAGE: Die FDR besteht also darauf, zunächst einen Dia­
log mit der Regierung der USA zu führen, um so einen 
gewissen Druck auszuüben und die salvadorianische Oligar­
chie auszuschalten? 

G. UNGQ: Ein Dialog mit den USA könnte mit Hilfe Dritter 
- internationaler Kräfte oder bestimmter Regierungen -
realisiert werden. Was den Dialog mit der Regierung angeht, 
so könnte auch der über Mittelsmänner laufen. Das wäre 
eine Möglichkeit zu sehen, ob Napoleon Duarte wirkliche 
Macht und Handlungsfreiheit besitzt, oder ob er nur eine 
Art Gefangener der faschistischen Militärs i5t. Es würde sich 
dann zeigen, ob es noch Demokraten in der Regierung gibt. 
Für uns ist klar, daß das Militär die Regierungsjunta be­
herrscht und natürlich gegen Dialoge ist, denn genau diese 
Gruppe würde als erste verschwinden müssen, bevor man zu 
irgendeiner Einigung gelangen könnte. Zwei Ergebnisse aus 
jüngster Zeit signalisieren die Position der Militärs. Eines ist 
der "Wink" an diejenigen Regierungsmitglieder, die mögli­
cherweise ein Interesse an einern Dialog mit der Opposition 
haben könnten. In der letzten Woche wurde eine offizielle 
Mitteilung der Armee veröffentlicht, in der eine Liste von 
138 Personen publiziert wurde - einschließlich Priestern, 
Personen, die bereits tot sind, aller Führer der FDR und der 
FM LN, sowie Personen, die sich bereits seit langem aus der 
Politik zurückgezogen haben - die allesamt der Subversion 
verdächtigt und somit zu Todeskandidaten werden. 
Der zweite Vorfall ist das jüngste Massaker - das zum täg­
lichen Morden noch hinzukam - an 24 Menschen, das a ls 
"Zusammenstoß mit der Armee" bezeichnet wurde. Auslän­
dische Journalisten, Verwandte und Bekannte der Ermor­
deten konnten jedoch nachweisen, daß die 24 gewaltsam aus 
ihren Häusern geholt und von den Soldaten ermordet wur­
den. 
FRAGE: Gesetzt den Fall, Duarte wäre an Gesprächen mit 
der FDR interessiert. Glauben Sie, der harte Kern der Mili­
tärs könnte in diesem Fall einen neuen Putsch inszenieren? 
G. UNGO; Wir können diese Möglichkeit nicht ausschließen. 
Die jetzige Regierung praktiziert andererseits schon eine 
Politik der Repression und des Völkermords, so daß ein 
weiterer Rechuputsch unnötig ist. Die Rechte ist schon fest 
an der Macht. Ein weiterer Putsch würde ihr die Schminke 
vom Gesicht wischen und die Verkleidung vom Leib reißen: 
die angeblich demokratische Regierung mit Beteiligung von 
Zivilisten. Das würde weder den USA noch dem intclligen-
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ten Teil der nationalen Oligarchie passen. 
Daher glaube ich, daß diese Möglichkeit relativ unwahr­
scheinlich ist, wäre es doch der politische Selbstmord des 
faschistischen Regierungssystems in unserem Land. ( ... ) 
FRAGE: Sie erwähnten vorhin "demokratisch gesinnte 
Kreise der Armee". Beziehen Sie sich da auf Militärs wie den 
Obenten Adolpho Majano? Welche Verbindungen hat die 
FDR zu ihm? 
G. UNGO: Zwischen der FDR und Majano hat es Kontakte 
gegeben. Majano hat k.1ar gesagt, daß er nicht zur FDR ge­
hört. Aber er befindet sich in einem Prozeß zunehmender 
übereinstimmung mit ihr. Wir haben seine Äußemngen sehr 
positiv aufgenommen. 

Waffen über keine Regierung! 

Ausschluß und Diskussionsfeindlichkeit, die alle Regierun­
gen unseres Landes einschließlich der jetzigen Junta prak­
tiziert haben, gab es auch innerhalb der Armee. Sie standen 
in starkem Kontrast zum Diskussionsprozeß, der innerhalb 
der Opposition immer ausgedehnter wurde. Obent Majano 
ist eines der Opfer der Ausschlußpolitik der Regiemng und 
der Militärs. Er befindet sich jetzt im Ausland. Weitere In­
formationen haben wir nicht über ihn. ( ... ) 
Es wäre verfrüht, Verständigungsmöglichkeiten mit ihm zu 
sehen. Wir sehen in ihm aber einen Faktor auf militärischer 
Ebene. mit dem zu reden sein wird. 
FRAGE: Könnten Sie sich vorstellen, sich mit Obent Maja­
no zu treffen? 
G. UNGO: Sicher. Oberst Majano hat meiner Meinung nach 
Fehler begangen. hat zu häufl8 gezögert. Aber ich meine, er 
hat demokratisches Interesse und eine demokratische Hal­
tung bewiesen, und er vertritt eine Haltung innerhalb der 
Armee, die ebenfalls unter der Junta leidet. 
G. UNGO: In ihrem denkwürdigen "Weißbuch" versuchen 
die USA. sowjetische und kubanische Einmischung im salva­
dorianischen Konflikt zu beweisen. Die FDR hat diese Be­
hauptungen als Lüge zurückgewiesen. Wir würden gerne et­
was eingehender über dieses Thema sprechen. 
G. UNGO: Es ist nicht das erste Weißbuch, das eine US­
Regiemng produziert. Eines veröffentlichte sie vor ihrer 
Intervention in Guatemala (1954; d. Red.) zu Zeiten von 
Castillo Armas und ein weiteres vor ihrem Einmarsch in die 
Dominikanische Republik (1965; d. Red.). In Wirklichkeit 
sind diese Weißbücher der Berechtigungtschein der USA fUf 
eine Intervention. 
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Das ist eine alte Technik. Das Weißbuch über EI Salvador 
hatte jedoch auf internationaler Ebene keine großen Auswir­
kungen. In diesem Fall glich die Reagan-Adminisuation dem 
8eTg, der kreiste und eine Maus gebahr. Die Argumenta­
tion.basis diese. Weißbuchs ist falsch, und alle Welt weiß 
das. Wir haben keinerlei militärische Hilfe von keiner Regie­
mng - ich betone das Wort Regierung - erhalten. Wir 
haben breite Solidarität empfangen als internationalen 
Ausdmck des Pluralismus, der in unseren Reihen herrscht. 
Schon die Konstitution der FDR und der FMLN beinhaltet 
einen ganzen F:.lcher verschiedener ideologi5Cher Tendenzen. 
Wir haben Beweise internationaler politiSCher, diplomati­
scher, moralischer, humanitärer und materieller Solidarität 
von den verschiedensten Kräften erhalten, aus den USA 
selbst und der Mehrheit der kapitalistischen Länder, mehr 
als aus sozialistischen Ländern. Die USA könnten ebensogut 
behaupten - obwohl auch das falsch wäre - , daß sich die 
Sozialistische Internationale zu unseren Gunsten in den sal­
vadorianischen Konnikt einmischt. Die salvadorianische 
Volksorganisadonen haben in Wirklichkeit gam: allein ver­
sucht, sich "Kriegsgerät" zu beschaffen. Sie haben es haupt­
sächlich auf dem internationalen Markt bekommen mit Hil· 
fe gewisser Einzelpersonen und politischer Kräfte venchie­
dener Länder. niemals jedoch mit Hilfe einer Regiemng. 
FRAGE: Glauben Sie, daß die USA nOi:h direkter militä­
risch in EI Salvador intervenieren kÖnnten, als sie es heute 
schon tun? 
G. UNGO: Die US· Regierung ist da immer zweideutig ge· 
wesen. Die Reagan-Administration hat auf die Frage nie eine 
eindeutige Antwort geben wollen. Wir 5Chließen diese Ge­
fahr nicht aus. Wir wissen nicht, ob es siCh dabei nur um 
eine Drohung oder um Erpressung handelt. 
Was wir wissen, iS!. daß e. den USA immer schwerer fallen 
wird, noch direkter als bisher in EI Salvador zu intervenie­
ren, da sie sich dadurch international isolieren würden. 
Außerdem wird in weiten Kreisen der amerikani5Chen Bevö!· 
kemng - die Gesamtheit der Kirche, Vereine und Organisa­
tionen, Mitglieder der Demokratischen Partei und selbst der 
Republikanischen Partei - die Vorstellung von einem Ein­
marsch in EI Salvador zuriickgewiesen. 
Auf jeden Fall aber würde es den USA leichter faUen, in 
unser Land hinein - als wieder herauszukommen, da eine 
Invasion den KonOikt unweigerlich auf ganz Mittelamerika 
ausdehen würde. Ich glaube, daß die US-Regierung ihr Kon­
zept der "nationalen Sicherheit" ernsthaft iberarbciten 
muß, da sie sonst leicht in ihre eigene politische Falle tappt. 
(Quelle: Processo, Mexiko-Stadt, Nr. 2!3 f20.4.198 I) 
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Nikaragua 

Rita Cauli 

Ein Volk in Alarmbereitschaft 

Der .. Große Knüppel", den die Reagan-Administration ge­
gen aUes Antiimperialistische in Lateinamerika schwingt, ist 
neben EI Salvador bislang am härtesten auf NiluJragua nie­
dergegangen. Das nikaraguanische Volk muß. wie Rila Caufi 
zeigt, an mehreren Franun zum AbwehrkamPf antreten. 

"Sie können nur schwer verstehen, daß ein kleines Volk 
unabhängig sein kann und will. Dies ist der Grund zahlrei­
cher Irrtümer der USA. Sie weigern sich, die lateinamerika­
nische Wirklichkeit aus lateinamerikanischer Sicht zu sehen. 
Darin liegt ihre Politik begründet." Das bemerkte am 
21.4.1981, während einer Zusammenkunft mit drei ameri­
kanischen Vertretern, Kommandant Danie! Ortega, Koor­
dinator der Regierungsjunta des nationalen Wiederaufbaus 
von Nikaragua. 

Daniel Ortegas Anklage 

Drei Mitglieder dieser Regierungsjunta, Danicl Ortega, 
Sergio Ramirez und Rafael Cordoba von der Konservativ­
Demokratischen Partei (peD) empfingen drei amerikanische 
Senatoren während eines halboffiziellen Besuchs in Nikara­
gua: Thomas Eagleton, Christopher Todd und Michael Bar­
nes, begleitet vom Botschafter der USA in Managua. Die 
Atmosphäre des Treffens war zeitweise: gespannt, da die 
Vertreter der Regierungsjunta die amerikanische Beschuldi­
gung kubanischer Einmischung in Nikaragua entschieden zu­
rückwiesen. 
Ziel des amerikanischen Besuches war es, den wirklichen 
Zustand der Revolution in diesem Land kennenzulernen. 
Kommandant Ortega hat jedoch während des Treffens die 
~eagan-Administration angeklagt, Aggressionen auf wirt­
schaftlicher und militärischer Ebene auszuüben: Einstellung 
von Krediten und Lebensmittelhllfe; Unterstützung der ehe­
maligen Nationalgarde Somozas, die in Lagern in Florida 
trainieren. Die Senatoren hielten dagegen, daß das amerika-

nische Recht jedem Bürger erlaubte, ein militärisches Aus­
bildungslager auf privatem Boden zu errichten. 
Außer der Frage der amerikanischen Hilfe, sieht die Regie­
rung von Managua durch die müitärische Eskalation und die 
sich daraus ergebende Gefahr eines bewaffneten Konfliktes 
den Frieden in Mittelamerika bedroht. In folge der Verhär­
tung der US-Politik in der Region sicht sich Managua ge­
zwungen, sieh sowohl innen- als auch außenpolitisch mit 
den verschiedensten Formen des Widerstandes, der sich ge­
gen den Prozeß der Festigung des revolutionären Regimes 
richtet, auseinanderLusetzen. 
Seit dem Sieg im juli 1979 verfolgt die Regierung von Nika­
ragua ihre politische Linie der Unabhängigkeit und des 
Rechts auf Selbstbestimmung. Wirtschafthilfe jeder Art, die 
an Bedingungen gebunden ist, wird abgelehnt. 

Ubyen hat sich kürzlich bereit erklärt Nikaragua einen Kre­
dit von 100 Mio Dollar zu sehr günstigen Bedingungen zu 
gewähren. Am 22. April clj. gab die Sowjetunion eine 
Spende von 20.000 t Weizen an Nikaragua bekannt, die im 
Mai im Hafen von Corinto ankäme (inzwischen stellten 
Bulgarien und die DDR ebenfalls Getreidelieferungen bereit; 
d. Red.). Venezuela fUhrt trotz des amerikanischen Drucks 
sein Hilfsprogramm weiter, ebenso Kanada und Mexiko. 
Außerdem werden mit der EG Verhandlungen gefUhrt. 

Einer der Gründe, die von der Rell8an-Administration ange­
fUhrt wurden, um die Einstellung der Kredite zu rechtferti­
gen war bekanntlich der angebliche "Totalitarismus" der 
Sandinistas, der, indem die private Wirtschaft in Nikaragua 
ökonomisch kaputtgemacht werde, jede Initiative kleiner 
oder großer Privatunternehmen verhindere. 
Die Fakten beweisen, daß davon bis heute nicht die Rede 
sein kann. Nach der Ankündigung der amerikanischen Maß. 
nahmen lud die Sandinistische Front der Nationalen Befrei­
ung (FSLN) alle politischen Parteien zu einem Tag des 
nationalen Dialogs ein. Es gab auch Treffen der Front mit 
den Gewerkschaften, Vertretern der Kirchen und Organisa-
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tionen deI sozialen Berdcrn. 
Mit di~s~n Initiativen wollte die revolutionäre Regierung 
auch vor der intemationalen öffentlichkeit ihre Bereitschaft 
signalisieren, im Rahm~n d~r Politik des nationalen Wieder­
aufbaus das Programm der g~mischten Wirtsc::haftsformen 
und des politischen Pluralismut fonwsetun. 
Die prinzipiell~n Richtlinien, die den von der FSLN ange­
fUhrten revolutionären Prozeß leiten, betonen den natio­
nalen und antiimperialistischen Charakter des Kampfes. Alle 
sozialen Klassen werden zur Einigung im Kampf gegen die 
imperialistischen Aggressionen aufgerufen. Gleichzeitig ist 
die Notwendigkeit der Verbesserung der sozialen Situation 
der am meisten benachteiligten Schichten - Arbeiter und 
Bauern - Schwerpunkt. Eine k1are und realistische Ein· 
schätzung der schwierigen Lage des Landes nach mehr als 40 
jahren Somoza·Diktatur hat die Verantwortlichen zu einer 
anpassungsfähigen und dialektischen Politik gezwungen, um 
so ein Einvernehmen aller wirtschaft lichen Kräfte herzustel· 
len. 
Die vorgefundene wirtschaftliche Lage läßt in der Tat nur 
einen begrenzten Entscheidungsspielraum. Der Prouß der 
Verges~lIschaftung der Wirtschaft muß notwendigerweise 
langsam erfolgen. jede Beschleunigung würde das innere 
Gleichgewicht der Kräfte in Gefahr bringen. Diese stufen· 
weise Verwirklichung der politischen Linie der Front ist im 
Grunde, wie auch von verantwortlichen Sandinistas öffent· 
lieh erklärt, die "Spielregel" zur Beibehaltung des gegen· 
wärtigen Gleichgewichtes. Aber, so fragen sie, wird dieses 
Gleichgewicht nicht durch Aggt"essionen von außen gestört? 
Diese Frage beunruhigt die Regierung Nikaraguas in steigen· 
dem Maße. Immer häufiger erfolgen Aufrufe zur Wachsam­
keit und Einigung über Fernsehen, Radio und in der Presse. 
Die Opposition venucht dagegen offensichtlich die amerika· 
nische Bedrohung zu verniedlichen und der Regierung die 
Verantwortung fllr die Spannungen zwischen Washington 
und l\Ianagua in die Schuhe zu schieben. 
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Die Streitkräfte sind seit einiger Zeit in Alarmbc:reitschaft. 
jeden Tag veröffentlichen die mit der Regierung verbunde­
nen Medien Nachrichten über die Existenz großer Mililär­
basen zum Training der Somoza·Gardisten in Honduras. Die 
Regierung dieses Landes hat sogar ein neues Gesetz erlassen, 
das den Manövem dieser Gruppen im Land mehr Spielraum 
gewährt und so weit geht, ein Vorgehen der Armee im Aus­
land zu legalisieren. 

Militärische Attacken sind längst in Gang 

Damit wird orren die Möglichkeit eines Angriffes auf Nika· 
ragua ins Auge gefaßt, davon sind die Verantwonlichen in 
Nikaragua überzeugt. Schon jetzt wurden mehr als 100 An· 
gehörige der Arnlec und der Miliz Nikaraguas von Groppen, 
die aus Honduras eingedrungen waren, getötet. Die Ameri­
kaner fUhrten vor kurzem große Militärmanöver zu Lande 
und zu Wasser durch, und zwar gleichzeitig im Süden der 
USA, an der mexikanischen Grenze und in der Karibik. 

Bayardo Arce , Koordinator der Politik der Führung der 
FSLN, hat kürzlich auf einer Konferenz der Universität 
Managua über die Außenpolitik der USA unterstrichen, daß 
die kriegstreiberischen Äußerungen, die Töne des Kalten 
Krieges, die den Wahlkampf von Rcagan begleitcten, nun· 
mehr fllr Millelamerika zur Realität wurden, so daß die Ge· 
fahr besteht, daß die Region zur "unsicheren Zone" wird, 
von der bewaffnete Konflikte ausgehen. Bayardo Arce be­
tonte, daß Nikaragua mehr denn je Hilfe und internationale 
Solidarität brauche. 
Die "Nachrichten·Schlacht" gehört ganz ohne Zweifel zum 
antiimperialistischen Kampf, den das Land fUhrt. Vom 
27.-~O. April d. j. fand in Managua ein internationales Tref· 
fen von j oumalisten statt, im Anschluß an ein Abkommen, 
das im januar 1981 in Quito zwischen der Vereinigung 
Lateinamerikanischer journalisten (OIJ) und der Union der 
journalisten Nikaraguas getroffen wurde. Die Zusammen­
fassung der Arbeiten der internationalen Journalisten wurde 
während der Feiern zum I. Mai auf dem Platz des 19.juli 
vCTörrentlicht, während einer Massenkundgebung, an der 
Arbeiter aus allen Gebieten des Landes teilnahmen. 
Aber die Probleme, besonders auf wirtschaftlicher Ebene, 
sind noch enorm. Nachdem die Einstellung der amerikani· 
schen Hilfe bekannt wurde, bildete sich im Land eine Bewe· 
gung unter dem Leitmotiv "Brot und Würde". Überall wur· 
den Hunderttausende vo n Unterschriften unter eine Petition 
des Volke. von Nikaragua gesammelt, das die ameri~anische 
Erpressung zurückweist und die nationale Würde und Sou· 
veränität verteidigt. Die Petition soll den Vereinten Natio· 
nen, der Organisation Amerikaniseher Staaten und den 
Nichtpaktgebundenen zugesandt werden. 
(Quelle: Afrique Asie, Paris, Nr. 239/11.5.1981 ) 
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Annemarie Salm 

Kreuzzug gegen die Unwissenheit 
,Ja, es war eine neue: Erfahrung und eine Freude ftir sie. Sie 
sagte n, vorher hätten sie gedacht, sie würden es nie schaffen, 
lesen zu lernen, zum Beispiel die Zeilungsnachrichten; zu 
wissen, was woanders passiert. Etwas zu wissen, was nicht 
enähl t worden in oder was das Radio gebracht hat. Jetzt 
aber können sie lesen, was passiert. Und sie rUhlen, daß sich 
etwas verändert hat. Vorher haben sie ja immer mit dem 
Daumen unterschrieben', mit dem Daumenabdruck. Und das 
hatte sie natürlich jedesmal gedemütigt. Und jetzt wissen sie, 
daß sie ihren Namen schreiben können und daß das ihr 
Name ist, was sie da schreiben. Sie haben gemerkt, daß sie 
vollwertige Menschen sein können.,. Eine von den Frauen 
hat mir gesagt: Das ist, als ob man anfängt zu sehen. Ent­
decken, was woanders passiert, gerade im eigenen Land. 
Man kann nicht immer nur hören, was passiert, man muß 
auch mal nachlesen." 
So beschrieb uns Gladys, Chilenin und Alphabetisatorin in 
einem Stadtviertel der Hafenstadt Corinto, was es für ihre 
Schüler bedeutete, Lesen und Schreiben zu lernen. Wir tra­
fen sie Anfang August 1980. Die Alphabetisierungskampag­
ne stand kurz vor ihrem Abschluß. 
Viele Lerngruppen hatten ihr Ziel schon erreicht, über Ein­
gangstüren war zu lesen "Vom Analphabetismus befreiter 
Haushalt". Uberall im Land, in Dörfern, Siedlungen und 
Stadtteilen wurden Kundgebungen und Feste veranstaltet, 
um den "Sieg über den Analphabetismus" zu fe iern . Ab Mit­
te August trafen in Managua täglich Lastwagenzüge mitjun­
gen Leuten ein, die auf dem Land armen Bauern Lesen und 
Schreiben gelehrt hatten. Sie wurden von begeisterten Men­
schenmengen in Empfang genommen und wie Helden gefei­
ert. Am 23. August fand die offizielle Abschlußfeier statt. 
Die Analphabetenrate war innerhalb von 5 Monaten von 
über 50% auf knapp 13% gesenkt worden (Analphabeten 
über lOJahre). 
Nicht nur der außergewöhnlich kurze Zeitraum, innerhalb 
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dessen dieser Erfolg erreicht wurde, ist beachtlich, sondern 
vor allem auch die Art und Weise, wie die Kampagne kon­
zipiert und durchgeftihrt wurde. 
Bereits zwei Wochen nach dem Sieg der Revolution wurde 
mit der Planung einer landesweiten Alphabetis ierung begon­
nen. Die Sandinistische Front der Nationalen Befreiung 
(FSLN) folgte damit dem Vermächtnis ihres gefallenen 
Gründers, Carlos Fonseca Amador, der gesagt hat: "Y tarn· 
bien enseiienles a leer" ("Und lehrt sie auch lesen!") und 
dafür sorgte, daß Lesen und Schreiben auch zur Ausbildung 
der Guerilleros gehörte. 
Vielleicht ist es rur manchen von uns nicht o hne weiteres 
einsichtig, warum in einem zerstörten, ausgeplünderten 
Land die Alphabetisierung eine solche Priorität hatte. Aber 
f"tir uns ist es so selbstverständlich, lesen und schreiben zu 
können, daß wir uns kaum vorstellen können, was es bedeu­
te t , diese elementaren Kulturtechniken nicht zu beherr· 
sehen. Das heißt ja nicht nur, keine Briefe schreiben und 
keine Zeitung lesen zu können; das heißt auch, gedemütigt 
zu werden, abhängig zu sein und kein Vertrauen in die eige­
nen Fähigkeiten zu haben. 

Analphabetismus heißt Demütigung 

Die meisten Analphabeten konnten nicht einmal Zahlen 
lesen. Für die Bauern bedeutete das, auf dem Markt übers 
Ohr gehauen zu werden, weil sie keine Preise vergleichen 
konnten. Sie konnten auch die Verträge nicht selbst lesen, 
die sie mit Großgrundbesitzern abschlossen, und mancher 
Bauer besiegelte mit dem Daumendrock einen Vertrag, der 
später die Grundlage rur die Vertreibung von seinem Land 
bildete. 
"Alphabetisierung ist Befreiung" heißt es demzufolge auf 
einem Plakat. Die Befreiung von Analphabetismus und Un-
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wissenheit, beides Erbschaflen der Diktatur, wurden in 
Nikaragua der militärischen Befreiung von der Somoza· 
Diktalur an Bedeutung gleichgesetzt und als "kultureller 
Aufstand" bezeichnet. In diesem Sinne ist auch die Verwen· 
dung militärischer Begriffe in der Kampagne zu verstehen. 
Der "Nationale Kreuzzug gegen die Unwissenheit" (kurz 
"Cruzada", d.h. Kreuzzug, genannt) war nach "Fronten" 
und Kampfgebieten organisiert, die denen des Befreiungs­
krieges entsprachen. Es gab Schwadrone und Brigaden, 
Kommandanlen und Brigadeleiter. Und natürlich auch 
Munition - Hehe, Bleistifte, Lampen usw. 

Bewußtmachung für die Revolution 

Man könnte hlerin eine Militarisierung friedlicher Lebens· 
bereiche sehen; aber das Ziel war genau entgegengesetzt: 
Das Ansehen des militärischen Befreiungskampfes auszunut· 
zen und auf die friedliche Befreiung von der Diktatur im 
kulturellen Bereich zu übertragen. 
Mit der Befreiung von der Unwissenheit sollte auch der An· 
fang gesetzt werden für eine Befreiung von Apathle, Resig. 
nation und Fatalismus - Eigenschaften, die nur einer Dikta· 
tur nutzen. 
Fernando Cardenal, Koordinator der Cruzada, beschreibt 
ihre Ziele so: "Aber es soll nicht nur lesen und schreiben 
und die Grundlagen der Mathematik gelehrt werden, son· 
dern zentrale Ziele sind auch die Bewußtmachung und die 
Politisierung der Analphabeten. Im Prozeß des Lernens von 
Lesen und Schreiben werden unsere Arbeiter und Bauern 
zugleich ihre Würde kennenlernen, ihre Geschichte, ihr 
Land, ihre Revolution. Durch diese Bewußtmachung kön· 
nen sie sich aktiv in den Prozeß der Entwicklung und des 
nationalen Wiederaufbaus integrieren und ebenso ihren 
Posten stehen als Vorkämpfer im Prozeß der Demokratisie· 

nmg und der Konsolidierung der Erfolge der sandinistischen 
Volksrevolution. "I 
Die Alphabetisierung sollte auch in ihrer didaktischen Me· 
thode nicht einfach fronlaie Vermitt lung des ABC sein. son· 
dem schon Elemente von Befreiung beinhalten. In disem 
Sinne versteht auch Paolo Freire, der brasilianische Pädago· 
ge, seine Alphabetisierungsmethode. Sie geht von den Be· 
dürfnissen und dem Erfahrungsbereich der Schüler aus. 
Freire erprobte sie in dem Slums Brasiliens und in anderen 
Ländern, und er lieferte auch den konzeptionellen Rahmen 
rur die Alphabetisierung in Nikaragua. An der Vorbereitung 
war er persönlich beteiligt. Aber auch die Erfahrungen ande· 
rer Länder, vor allem Kubas, konnten einbezogen werden. 

Freires "Mentalität des Dialogs" 

Nach Freires Methode werden zunächst in Gesprächen mit 
den zukünftigen Schülern zentrale Themen und Wörter er­
mittelt, die eng mit ihrer Lebenssituation und ihren Bedürf­
nissen verbunden sind. Als sog. "Generative Wörter" werden 
solche ausgewählt, die zusätzlich gut in einfache Silben auf­
zugliedern sind. 
In Nikaragua wurden diese Wörter allerdings der Einfachheit 
halber nicht in Gesprächen ermittelt, sondern von der Vor· 
bereilungsgruppe festgelegt. Es handelt sich um Wörler wie 
"Sandino", "Revolution", ,.Imperialismus". Man ging davon 
aus, daß diese: Begriffe in der gegenwärtigen Situation von 
zentraler Bedeutung für die Bevölkerung sind. Im übungs· 
heft waren diese Wörter 23 Schlüsselthemen zugeordnet, mit 
kurzen Lesestücken und Bildern. 
Die Vorgehensweise im Unterricht, der besser als "Ge· 
spräch" verstanden werden sollte: Der Lehrer zeigt ein Bild, 
z. B. von Sandino, und regt eine Diskussion über den Inhalt 
an. Im Gespräch wird dann das zenlrale Wort herausgearbei· 
tet. Sein Schriftbild wird gezeigt, die Schüler sollen es sich 
einprägen. Das WOrt wird in Silben aufgegliedert. Aus den 
einzelnen Silben entstehen "phonemische Gruppen" (z.B. 
aus "di": da - de - di - do - du); die phonemischen 
Gruppen aus den Silben eines Wortes ergeben die "Erken· 
nungskarte". 
Der ersle Lernschritt besteht darin, in der Erkennungskane 
die Silben des Wortes wiederzufinden. In einem weiteren 
Schritt bilden die Schüler aus den Silben der Erkennungs· 
karte neue Wörter. Bei dieser Lernmethode steht also das 
Entdecken und Kombinieren, und damit die eigene Aktivi· 
tät und kreative Anstrenung im Vordergrund. Die Schüler 
sind Subjekt, und nicht Objekt des Lernens. Von den Leh· 
rem wird eine neue Einstellung gefordert, die Freire die 
"Mentalitäl des Dialogs" nennt. 
Das Unterrichtsmaterial wurde in zwei Richtungen kritisiert. 
Die einen witterten in den zentralen Themen Indoklrina· 
tion, den anderen fehlten Themen wie Klassengegensätze, 
die mit Rücksicht auf das Regierungsbündnis ausgespart 
wurden. 

Drei verschledene Organisationen ftihrten die Cruzada 
durch: 
• Auf dem Land das "Volksheer der Alphabelisierung", be· 
stehend aus Schülern und Studenten ab 12 Jahren, 
• in den Betrieben die "Arbeitermilizen der Alphabetisie. 
rung": Arbeiter, die lesen und schreiben konnten, unterrich· 
teten ihre Kollegen im Betrieb, über die Sandinistische Ge· 
werkschaftszentrale wurde gleichzeitig versucht, Produk· 
tionsausfalle in der Zeit des Unterrichts durch Mehrarbeit 
der anderen Kollegen auszugleichen. 
• in den Stadtteilen die "Stadtguerilla der Alphabetisie. 
rung", meisl Hausfrauen, Lehrer oder junge Leute, 'die aus 
irgendwelchen Gründen nicht an der Kampagne auf dem 
Land teilnehmen konnten. Die "Sandinistischen Verteidi-
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gungskomitees" übernahmen organisatorische Aufgaben, 
zusammen mit anderen Massenorganisationen. 
Die Ausbildung der Alphabetisatoren wurde nach dem 
Schneeball-Prinzip durchgefUhrt: Eine Gruppe von 80 Leh· 
rem erprobte das Unterrichtsmaterial zunächst auf dem 
Land und gab dann die Erfahrungen an 560 andere weiter; 
diese bildeten weitere 7.000 Brigadisten aus, und $0 wurden 
schließlich 180_000 Laien-Lehrer in einem 10tägigen 
Schnellkurs vorbereitet. 

Von besonderer Bedeutung war liie Alphabetisierung auf 
dem Land_ Schulen und Universitäten wurden flir fUnf Mo­
nate geschlossen, um den jungen Leuten die Möglichkeit zu 
geben, an der Cruzada teilzunehmen_ Die Teilnahme war 
freiwillig. Auch viele Lehrer gingen als Koordinatoren und 
Betreuer aufs Land. 

Die Zählung, die in Vorbereitung der Kampagne durchge­
fUhrt worden war, hatte ergeben, daß die Zahl der Analpha­
beten über 10 Jahre auf dem Land im Durchschnitt etwa 
70% betrug, in einigen Gebieten bis zu 90%. Die jugend­
lichen Brigadisten, viele um die 14 J ame alt, manche noch 
jünger, hatten keine leichte Aufgabe vor sich. Sie kamen im 
allgemeinen aus mittelständischen Familien in der Stadt, 
denn nur die konnten es sich leisten, ihre Kinder zur Schule 
zu schicken_ Oft waren sie zum ersten Mal für längere Zeit 
von zu Hause weg, und das nun ftir fUnf Monate. Besuche 
bei den Eltern waren nur in Ausnahmefoillen möglich_ 
Diese Jugendlichen waren an eine Lebensweise gewöhnt, die 
sich in etwa mit unserer vergleichen läßt_ Coca Cola, Latz­
hosen, Fernsehen, Kino und Schlagermusik. Ihre Familien 
leben in kühlen Steinhäusern mit schönen, blumenge­
schmückten Innenhöfen. Häufig besorgt ein Dienstmädchen 
die Hausarbeit. Und nun zogen sie aufs Land, in Gebiete, die 
oft nur mit Maultieren, Booten oder stundenlangen Fuß­
märschen über schlammige Wege zu erreichen waren, zu 
armen Bauern, deren Lebensbedingungen ihnen so fremd 
waren wie sie es fur unsereinen sind: Holzhütten ohne 
Strom, ohne fließendes Wasser und sanitäre Anlagen; Mahl­
zeiten, die hauptsächlich aus Maisfladen, schwarzen Bohnen 
und Reis bestehen; Krankheiten und Ungeziefer. Nachts 
schliefen sie auf dem Boden oder in Hängematten, tagsüber 
teilten sie die harte Arbeit der Bauern. Und abends, nach 
Feierabend, zündeten sie in der Hütte die mitgebrachte 
Kerosin-Lampe an - ein Symbol der Cruzada - und unter­
richteten eine Gruppe von 8-10 Menschen, die oft sehr viel 
äller waren als sie selbst. 
Die Bauern, bei denen sie lebten, wurden zu ihren "Land­
Eltern", und sie zu deren "Stadt-Kindern"_ Außer Lesen, 
Schreiben und Rechnen vermittelten die Brigadisten Infor­
mationen über Gesundheitsvorsorge, insbesondere zur Ver­
hütung von OurchfaJlerkrankungen, und halfen beim Bau 
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von Latrinen. Und trotz ihrer Jugend wurden sie als Lehrer 
anerkannt - in dem Maße, wie sie bereit waren, das Leben 
der Bauern zu teilen und zu verstehen. 
Aber die Jugendlichen aus der Stadt lernten auch von den 
Bauern sehr viel: Sie lernten den Umgang mit der Natur, wie 
man Mais pflanzt und Tortillas bäckt, und wie man mit 
einem Maultier umgeht. Sie erlebten, wie mühsam es ist, die 
Früchte und Gemüse zum Wachsen zu bringen, die es in der 
Stadt auf dem Markt zu kauren gibt. In den Gesprächen 
lernten sie die Erfahrungen der Bauern kennen, ihre Horr­
nungen, Wünsche und Befürchtungen, ihre Sicht der Ge­
schichte und der Revolution. Sie hatten den ausdrücklichen 
Auftrag, das kulturelle Erbe der Bauern zu sammeln, Ge­
schichten, Bräuche, Lieder, die mündliche Uberlieferung des 
Befreiungskampfes. 
Es gab natürlich auch Jugendliche, die den Strapazen der 
Cruzada nicht gewachsen waren und "desertierten"_ Aber 
ihre Zahl war gering_ 
Das Bedürfnis, Lesen und Schreiben zu lernen, war groß_ Die 
Ankunft der Brigadisten auf dem Land wurde von den Bau­
ern mit Musik und Festen begrüßt. Es war das erste Mal, daß 
Leute aus der Stadt kamen, um wirklich etwas ftir sie zu 
tun. Viele Bauern, vor altem in entlegenen Gebieten, hatten 
der Kampagne zunächst allerdings mißtrauisch gegenüber ge­
standen. Zu oft waren früher, unter Somoza, Versprechun­
gen gemacht worden, die nie eingehalten worden waren. 
Manche Leute hatten daher bei der Zählung nicht zugege­
ben, daß sie Analphabeten waren, und kamen erst nach und 
nach dazu, als sie merkten, daß diesmal ernst gemacht wur­
d<, 
Ein Lehrer, der am Rio San Juan im äußersten Süden des 
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Landes in der Koordination der Cruzada arbeitete, erzählte 
uns: "Der Anfang war hier sehr schwierig. Oft haben zuerst 
nur ~wei oder drei Leute mitgemacht, die übrigen haben 
gewartet, was da passiert. Aber jetzt haben wir die Alphabe­
tisierung scho n mit mehr Leuten erfolgreich abgeschlossen, 
als wir geplant hatten - und die Cruzada ist noch nicht 
zuende. " 
Natalia, 57 Jahre att, von eincr Insel im Nikaraguasee, frisch 
alphabetisiert: "Wir waren hier völlig abseits, nie haben sich 
Leute aus der Stadt um uns gekümmert. Jetzt sind die jun­
gen Leute gekommen und sie sind wie meine eigenen Kin­
der." Natalia ist traurig, daß ihre Stadt-Kinder bald wieder 
zu ihren Stadt-Eltern zurückkehren. Einer ihrer Söhne ist im 
Befreiungskampf gefallen. Sie zeigt uns ihr Ab"hiedsge. 
schenk ftir die Brigadisten ihrer Insel: handgeschriebene 
Gedichte. 

Eine Atphabetisicrungskampagne als Massenbewegung, wie 
sie in Nikaragua stattfand, ist nur unter den Bedingungen 
einer Revolution denkbar. Der erfolgreiche Abschluß und 
die eindrucksvollen "Nebenprodukte" der Cruzada sollen 
aber nicht daruber hinwegtäuschen, daß zur Aufrechterhal­
tung und Vertiefung des Gelernten weilere große Anstren­
gungen erforderlich sind. Dies ge"hieht im Rahmen eines 
Programms der Erwachsenenbildung. 2 

Die Betreuung dieser Gruppen und die Verbreitung des 
Lesemateriai!l ist in entlegenen Gebieten ein großes Problem. 
Eine besondere Aufgabe ist die AlphabetisierUllg an der 
Atlantikküste. Dort leben englischsprachige Schwarze und 
drei Indianerstämme, die weitgehe nd ihre eigene Sprache 
und Kultur e rhalten haben. 

.Jetzt sind sie meine eigenen Kinder" 

So fand durch die Alphabetisierungskampagne nicht nur ein 
erster Schritt der "Befreiung aus der Unwissenheit" statt. 
sondern auch ein Prozeß der Verständigung zwischen Stadt 
und Land. Ein 17jähriges Mädchen schrieb an ihre Eltern in 
der Stadt: "Ich weiß, daß ich die ganze Zeit sehr gereift 
bin ... Ich habe verstanden, daß meine Familie das ganze 
Volk ist , die Armen, die jahrelang betrogen und ausgebeutet 
wurden ... Das hat mich dazu geführt, egoistische Positionen 
aufzugeben und auch Vorurteile, die in unserem System er­
zeugt wurden und in der Umgebung, in der wir aufgewach· 
sen sind." 

Die Alphabetisierung in Spanisch erreichte in der Atlantik­
region nur einen geringen Teil df'r Bevölkerung, und stieß 
teilweise auf heftige Ablehnung. Hier existieren historisch 
begründete, starke Vorbehalte gegen das "spanische" Nika­
ragua. Oie Regierung versuchte den Bedürfnissen der Min­
derheiten mit Alphabetisierungsprogrammen in Englisch 
und in Miskito, der Sprache des mit Abstand größten India­
nerstammes, entgegenzukommen. Im letzten Sommer, 
während der Cruzada, waren die Unterrichtsmaterialien 
noch in Vorbereitung, es gab einige Pilot-Projekte. Im 
Herbst wurde dann mit der breiteren DurchfUhrung begon­
nen. Für die Miskito-Sprache wurde in diesem Rahmen erst­
malig eine Schriftsprache und eine Grammatik erstellt. 

Anmerkullicn, 
I) Brigada, Managua, Nr. !/1980, s. U 
2) Sichc Intcrvicw mit Fcrnando Cardenal in, Third World, Mexiko­

Stadt, Nr. 6/1980 

",Die Dichhmg Erne ,to (orde nal,l,tein Gang durch die Genhichte ,eine, 
Kontinenh. Erinnerung on Le iden und Hoffnung der Völke r und worfgewollige 

Mahnung zur Liebe 01, dem einligen Element der Verönde",ng. 
Sein Werk In gegründet auf die Hoffnung an die noch nicht enrfalteten 

Möglichke(ten eines Menuhen. 
Cardenol hat die KrClft e ines Poeten_ denen Welterfohrung Wort wird. 

Er nhrelbt eine slnnhClfte. onlchaullche Dichtung, re ich an lIeolitöt, 
keinem Dogma ",e rpfllchtet und christlich Im Sinne eine r Humanität, in der 

gelelllChaftllche. Engogement und Indi",iduo!i,mus einonder nicht 
oUllchUe8en. AI. Dichter und Priester In er Teil der Geselbchqh der 

Zukunh. die - noch ,einen eigenen Worten­
Im Keim "hon überall ou' de . Erde e.i,tiert." 
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Hammer 
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Panama 
Gespräch mit Omar Torrijos 

Wir sind ein 
widerspenstiges Land 

STILLER 
OlEAN 

, $OO-tm I 'I 

P(mama, die Nahtstelle zlt'ischen ,\fittel-(Kostarika} und 
Siidßmerika (Kolumbien), war früher so etwas wie die Quasi­
kolonie der USA im karibisch-mittelamCTikanischen Raum. 
Mit dem unter US-Regie betriebenen Panamakanalgebiet 
(laut Kanalvertrag von 1903) verfügte Washington über den 
strategischen Knotenpunkt der Region und unterhielt dort 
die größte Militärbasis und Aw;bildungszentrale der US­
Streitkräfte (Ifauptquartier ihres Südhommandos) in Latein­
amerika. Seit dem Aufstand der panamesiscken National­
garde 1968 und der Errichtung einer na/ioMlprogressiven 
Regierung (1972·78 unter Omar Tomjos) kam esjedoch zu 
gravierenden Veriinderungen; darunter zu einem neuen 
Panamakanalvertrag (unterzeichnet 1977, in Kraft uit Ok­
tober 1979) und zu diversen Strukturreformen (zu Ablauf 
und JJintergründen der Ereignisse siehe AlB 1/1978, S. 
30-34). 
Darüber hinalJ.$ spielt Panama bei der revolutionären Zuspit­
wng in Mittelamerika eine aktive Rolle auf Seiten der anti­
diktatorischen Volkskräfte. Fiir die Sandinistas war es 
1978/79 eine der wichtigsten äußeren Stiitzen iiberhaupt. 
Heute zählt die Regierung A. Royo im Kampf um EI Salva­
dor - neben NikaraglJ.D, Mexiko und Kuba - erneut zu den 
regionalen Stiitzpfeilern im Kampf rzn die Zuriickdrängung 
des US-lnterventionismlJ.$. In seinem ersten Interview über­
haupt seit 1979 geht Omar Tomjos, weiterhin Chef der 
Nationalgarde Panamas, ins Detail. 

FRAGE: Wie beurteilen Sie die Entwicklung in Panama in 
den Jahren nach Ihrem Verlieht auf Teilnahme an der Re­
gierung? 
O. TORRijOS: Die Revolution von 1968 hatte vor allem 
zwei Ziele: den Kanal zuriickzuerlangen und aus einem kari­
bischen Land eine Nation zu machen. Zehnjahre später war 
dies erreicht und zur Überraschung vieler veranlaßten wir 
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die Streitkräfte, die Regeln zu achten und beiseitezutreten. 
Wir gaben den Streitkräften in Panama eine neue Definition: 
die Streitkräfte ordnen sich der Politik unter, aber sie haben 
eine Aufgabe. Sie nehmen teil an einem nationalen Aufbau­
plan. Offiziere nehmen teil an Kursen in politischer Bildung, 
die von Vertretern aller politischen Richtungen abgehalten 
werden. ( ... ) 
Und in jenen Jahren haben wir unser Land vorangebracht. 
Wir haben seine Wirtschaft vorangebracht, einen Plan rlir das 
Bildungs- und Erziehungswesen entwickelt, den Menschen 
ein neues Verständnis von Gesundheit vermittelt - daß Ge­
sundheit nicht das Fehlen von Krankheit ist, sondern ein 
Zustand allgemeinen Wohlbefindens. Gleichzeitig mit die­
sem Kampf um die Schaffung einer Nation haben wir Pana­
ma eine Stimme auf der internationalen Bühne gegeben. Wir 
haben der Welt gezeigt, daß wir nicht willens waren. den 
Sternen auf der US-Flagge einen weiteren hinzuzufiigen. 

Der Kampf um den Kanal hat sich gelohnt 

Im Gegensatz zu dem, w~ in Peru passierte. als das l\lilitär 
unter General Velasco Alvarado die Macht übernah.m, haben 
wir uns nicht als "Regierung der Streitkräfle" präsentiert: 
bei uns gab es nur einen Oberst im Kabinetl - als Landwirt­
schaftsminister. Keine Gesellschaft wird eine Regierung 
stützen, die nur aus einer Gruppe·besteht, seien es Priester, 
J ournalisten. Professoren oder Militärs; denn in einer sol· 
ehen Regierung gibt es keinen Austausch und keinen Kampf 
der Ideen, keine Kreativität. 
FRAGE: Und der Kanal? 
O. TORRIj OS: Wir haben die Kanal"ZOne ohne soziale Ko­
sten in die Geographie der nationalen Würde zurückerhalten, 
aber wir mußten einen gewissen Preis zahlen - an Geduld. 
Ich hatte im Sinn, sie dort herauszubomben ... 
FRAGE: Wäre das möglich gewesen? 
0. TORRIjOS: Der Kanal ist so schutzlos wie ein neuge­
borenes Kind - sie hätten gegen den Willen unseres Volkes 
nichts unternehmen können - aber es wäre keine "poli. 
tische" Lösung geweserl. 

FRAGE: Was sind die wirtschafllichen Vorteile aus der Wie­
dergewinnung der Souveränität über den Kanal? 
0. TORRIj OS: Niemand gibt seine Privilegien freiwillig auf. 
Der Kampf war um die Souveränität geführt worden - und 
er hat sich auch ausge:t.ahlt. Vor den Verträgen bekam Pana­
ma 2 Mio Dollar pro Jahr für den Kanal, aber unsere Regie­
rung wies das zurück. um der Welt zu zeigen, daß wir besetzt 
und nicht gemietet waren. Es war eine de-facto-Besctzung. 
Vor zehn Jahren stoppten wir die Geldannahme, aber dieses 
J ahr haben wir als Ergebnis der Verträge 74 Mio Dollar in 
bar durch den Kanal verdient. Er ist zudem eine Einkom­
mensquelle unter verwandten Gesichtspunkten wie z.B. für 
Dienstleistungen, Häfen, Flughäfen und Zölle usw. an der 
fU.r den Welthandel so wichtigen Stelle, wo ·Atlantik und 



Pazifik nur 80 km auseinander liegen. 
FRAGE: Kürzlich gab es hier Wahlen. Wie boten sie sich dar 
ftir Sie vom Kommando der Nationalgarde? 
O. TORRIjOS: Keine Wahl ist völlig einwandfrei - es ist ein 
wenig Karneval, patriotischer Karneval. 19 Sitze standen zur 
Wahl und die Regierungspartei, die Demokratische Paname· 
sische Partei, gewann 10 davon. Eine gute demokratische 
Übung. Einen der 9 Sitze der Opposition gewann die Kom· 
munistische Partei. Das ist gut so, denn wenn die Linke eine 
Stimme im Parlament hat, braucht sie nicht zur Untergrund· 
arbeit Zuflucht zu nehmen, wie in der Vergangenheit. 
FRAGE: Würden Sie sagen, daß die Wahlen völlig frei 
waren? 
O. TORRIJOS: Nun - ich weiß, wen ich gewählt habe; aber 
ich weiß nicht, wen meine Frau und meine Kinder gewählt 
haben. Was die Streitkräfte angeht, so war es das erste Mal, 
daß sie ohne Befehl zur Wahl gingen. Ihnen wurde gesagt: 
"Wählt so wie Ihr es für richtig haltet." 
FRAGE: Glauben Sie, daß die Tradition von Staatsstreichen 
in Mittelamerika in Panama völlig überwunden ist? 
O. TORRIjOS: Ja, das glaube ich. Die Streitkräfle sind jetzt 
ein Teil des nationalen Entwicklungsplanes und haben daher 
keinen Grund mehr, zur Gewalt zu greifen. 
FRAGE: Wie können Sie die unabhängige Haltung Ihrer 
Streitkräfte ftir gesichert halten trotz der Tatsache, daß die 
militärischen Trainingslager der USA nur sozusagen um die 
Ecke in der Kanalzone liegen? Erklärt sich die Veränderung 
aus Ihrem Charisma ab Führer? 
O. TORRIJOS: Nein, das ist es nicht - es liegt an der Tat· 
sache der Besetzung. Ein besetztes Land ist ein widerspen· 
stiges Land. Und wir haben einen Widerwillen dagegen, daß 
uns das US·Kommando Süd stets gegen unser eigenes Volk 
benutzte. 
Von daher hat sich eine neue Denkweise entwickelt. Sie 
versuchen einen zu "cocacolisieren", einem die Identität zu 
nehmen. Aber nun müssen sie erkennen, daß sie die Dinge 
nicht mehr unter Kontrolle haben. ( ... ) 
Aber entsprechend den Verträgen (von 1977; d. Red.) wer· 
den die Trainingslager in 5 Jahren verschwinden. Ich würde 
sagen, es gibt keine schlechten Schulen, nur schlechte Pro· 
gramme, schlechte Ergebnisse. 

Nikaragua - disziplinierteste aller Revolutionen! 

FRAGE: Bitte sagen Sie uns etwas zur Rolle Panamas im 
Kampf des Volkes von Nikaragua gegen Somoza. 
0. TORRIjOS: Die politische Geographie von Mittelameri· 
ka hatte einen Punkt erreicht, wo Veränderungen unver· 
meidbar geworden waren. Die Streitkräfte waren seit langer 
Zeit an der Macht und das konnte nicht so weitergehen. 
Das Pentagon und das Weiße Haus erkannten das und be· 
gannen, sich von ihrer Rolle als Urheber dieser Streitkräfte 
zurückzuziehen. Die Jugend von Nikaragua hat sich in drei 
oder vier Fronten organisiert und hat den damaligen Präsi· 
denten von Kostarika, Daniel Oduber, dazu bewegen kön· 
nen, ihnen Zuflucht zu gewähren. Zur gleichen Zeit gab es 
in zwei anderen Ländern der Region Führer. die sich mit 
dem Kampf des Volkes von Nikaragua identifizieren konn· 
ten: Carlos Andres Perez von Venezuela und mich. Ferner 
gab es Rodrigo Carazo von Kostarika, als dort die Regierung 
wechselte. 
Und natürlich stand das Volk von Nikaragua völlig dahinter 
und opferte 50.000 Menschen. Trotz der großen Opfer war 
es eine sehr besonnene, die disziplinierteste aller Revolutio· 
nen. Als jeder dachte, die jungen Sandinistas würden immer 
radikaler werden, handelten sie ganz anders und machten 
eine Revolution unter Achtung der Bürgerrechte. Stellen Sie 
sich das vor! ( ... ) 

Dtc Sand>n ..... (I. H ..... bc:no o.,.~) mn.n Oma, Tor",.,. 1'I7~ ,n Manaa'" lu, ",,'n. 
Un'e"'n"""& ihres llelr.'u .... k. mpr .. 

FRAGE: Gibt es nicht Drock der Nachbarländer auf die 
nikaraguanische Regierung? 
O. TORRIjOS: Druck natürlich. Die nikaraguanische Revo· 
lution wird nltht ex.portiert, aber sie gibt ein Beispiel. Sie ist 
durchaw noch gefährdet, besonders, wenn sich die Dinge in 
Honduras, EI Salvador und Guatemala nicht verändern. Mit 
einem feindlichen Nachbarn kann man leben; aber man darf 
nicht schlafen. 
FRAGE: Sie glauben also, daß das Schicksal der Revolution 
in Nikaragua parallel läuft mit dem der Völker Mittelameri· 
kas insgesamt? 

O. TORRIjOS: Was in jenen Nachbarländern passiert, ins­
besondere in EI Salvador und Guatemala, ist ziemlich ent· 
scheidend. 

Für EI Salvador den Dialog vermitteln 

EI Salvador erlebt im Augenblick einen heftigen Klassen· 
kampf. Beide Seiten sind bewaffnet und beiden fehlen die 
nötigen Führer, die einen Waffenstillstand anordnen könn· 
ten. Was wir beobachten, ist krankhaftes Verbrechertum. Es 
würde mich nicht wundern, wenn die UNO - nicht nur die 
OAS (Organisation Amerikaniseher Staaten; d. Red.) -
intervenieren müßte, um einen Waffenstillstand anzuordnen. 
Denn die Situation dort ist sehr ernst geworden - sie ent· 
wickelt sich wie im Libanon, ein lateinamerikanischer Liba· 
non. Und zuzulassen, daß ein Volk sich gegenseitig unter· 
schiedslos umbringt und nichts dagegen zu unternehmen, ist 
gegenüber der Zukunft des amerikanischen Kontinents völlig 
verantwortungslos. 
Aber man bemerkt wirklich mehr Organisation und mehr 
Wunsch nach Gesprächen auf der Linken. Panama hat im 
Sinne eines Dialogs mit den Streitkräften vermittelt. 
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Panama-Daten 
Territorium: 77.082 qkm (nahezu 1{3 der Fläche der BRD) 
Ikvölkerung: 1,8 Mio Einwohner (1979). Etwa 2/3 der ß<,völke­
rung sind Mestizen, 14'fO Afroamctikaner und Mulatten, 10% Weiße 
(Kreolen), 10% Indios 
Hauptstadt: Panama, mit 452.360 Einwohnern (1979) 
Sprache, Spanisch ist Amtssprache 
Religion: 93% rechnen sich zum römiiICh-kalholis.;hen Glauben, 4% 
sind Protenant<:n 
Währung: B91bao (B); I B .. 0,02 DM (Stand Mai. 1981) 
Politisches System: LaUt Verfassung von 1972 ist Panama Repu­
blik, deren Präsident als Staats- und RegierungsChef in einem fun­
giert. Ocr derzeit amtierende Präsident, Dr. Ari ~lldel Royo San­
chc"l, wurde im Oktober 1978 von der Nationalversammlung gc­
wähl!; ab 1984 $Oll eine Direktwahl des Präsidenten erfolgen. 
Die 1969 für aufgelöst erklärten politischen Parteien befinden sich 
aufgrund /:iner Verfowungsändtrung im Jahre 1978 in eintm Pro­
Ztß dtr Legalisierung: Rl"Volutionär-Dtmokratischt Parui {PRD), 
gegriindtt 1978 \'On Anhängtm der Gentrals O. Torrijos zur Ftsti· 
Ili!:lIlg der Masstnbasis fur den nationalproguniven Reformprozeß; 
Bteitt Volksfront (F Ar), gegründet 1978 als Partei dtr prOgreH,ven 
Intelligenz; Panei des Volkes Panamas {PPP), 1930 gtgtÜndete 
marxistisch-Ieniniuische Panei. in einem Neuformierungspro:!:e6 
finden sich weiter sechs meist gro6bürgerliche Parteien, darunter 
die Li~rale Partci, die Panama-Panei und die So:!:ialdcmokratische 
Partei 
Wiruchaft/Soziales:Kapitaiistisches Agrarland mit sich entwickeln­
der Industrie. Die Landwirtschaft trägt einen 16--%--Anteil zum 
Brutloinlandsprodukt (BIP) bei, der industrielle Sektor 20,6%, der 
Dienstleistungssektor (inttmationa1e Banken, Panamaunal!) 
62,7'"- Infolge des oeuen Kanal~rtrags mit dtn USA (1977) erhöh­
ten sich seit 1979 die staatlichen Einnahmen aus dtm Panamaka­
naIbetrieb auf ca. 70 Mio Dollar jährlich. D<:r Großgrund~siu 
wurde seit 1968 deutlich zuriickgedr-.ngt, ~herrscht daher nur 
noch [5% der panamesischen Ackernäche. Die Rcgierung Royo 
verfieht eine Erweiterung des studichen und kooperativen Sektors. 
Let:!:terer, in dem die Millelbauem überwiegend ~nrtten und ton· 
ange~nd sind, produziert ca. I/S des landwirtschaftlichen Brutto­
produkts. Die Plamag.:n des US-Bananenkonzems United Brands 
und die gesamte Zuckerindu$lrie wurden ~rstaatlicht. 
Größter Kapitalinvenor (Banken!) und Haupthandelspartner sind 
die USA. Wichtigste agrarische Ausfuhrgiiter sind Bananen, Rohr­
:!:ucker, Kaffee und Kakao. Panama verfUgt über reiche Fischbestän· 
deo Große Waldbestände bieten zahlreiche Nutzho[zarten. An 
Bodenschätzen weist Panama Kupfer, Quecksilber, Bau"Jt, Eisen, 
ErdÖl U.a. auf. 
Panama hat trotz Schulpflicht noch immer /:ine Alphabetenrate 
von 80,"- Die Arbeitslosigkeit beträgt 30'l'"o. Die jiilu-liche Innations-
13te lag in den 70tr Jahren im Schnill bei 17% 
Geschichte: 
1501 Nach der Entdeckung durch den Spanier Bastidas wird Pana· 

ma spaniKhe Kolonie 
1821 UnabhängigkeitKrklärung und Anschlu6 an Großkolumbien 
1903 Panama löst sich von Kplumbien. Neuem Staat wird von 

Washington der Hay-Bunau·Varilla·Vertrag aufg.:nötigt, der 
den USA für "ewig.: Zeiten" Pachtrccht, Souvcränilät über 
die Kanal:!:onc und ein Interventionsrecht in Panama zu­
spricht 

1914 Erörfnungdes Panamakanals 
1964 Massaker dtr US·Truppen an demonstrierenden Studenten 

fUhn zu Abbruch der bi[ateralen Beziehungen und Forde­
rung eines neuen Venrages 

1968 Staatulreich der Nationalgarde unter Oberstleutnant Ornat" 
Torrijo,. Torrijos übernimmt Leitung der Nationalgarde 

1969 installierung kleinbür~rlich-nationalistischer Regierung un­
ter O.B. Lau$ 

1971 Erste Enteignungen von Gro6grundbesit'l' 
1972 Wahlen zur Nationalversammlung bringen demokratische 

Mehrheit (PPP 14%), die neue Verfassung verabschiedet und 
General Torrijos als neuen Rcg:ierungschef mit Sondervoll­
machten (Kanalverhandlungen u.a.) betraut 

1977 Torrijos und Cuter unteneichnen in Wuhington neuen 
Panamakanalven13g, wonach Panama bis 1979 70% der 
Kanal~one :!:urüi:kerhält, restliche 30% bis 1999. Die USo 
Stützpunkte sind :!:u reduzieren 

19.78 Wahlen zur Nationalversammlung. Dr. Aristides Royo San­
cha wird neuer Regierungschef und Staatsprüidem, O. Tor_ 
rijos bleibt Chef der Nationalgarde 

1979 Panama umerstüI:!:1 SandiniJlas beim Sturz Sommas 
Neuer Panamakanal trin am 1. Oktober in Krafl 
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FRAGE: Wie sehen Sie die Rolle der Christdemokraten? 
O. TORRUOS: Sie haben eine hane Zeit hinter sich. Wahr 
ist, daß sie um den Preis ihres Ansehens versuchen. die Rolle 
jener Friedenskraft -zu übernehmen. 
Wir können sie nicht leichten Her-zens k.ritisieren. Alle ihre 
Führungsk.ader sind ausgelöscht worden. Zumindest haben 
sie die Rechten dahin gebracht, bei der Vernichtung von 
Kadern der Linken -zurückhaltender -zu sein. Aber sie haben 
die Macht übernommen, ohne sie wirklich -zu haben. Die 
eigentliche Macht ist in den Händen des Verteidigungs­
ministers Oberst Guillenno Garcia. 
FRAGE: Gibt es einen Teil der Streitkräfte, der gesprächs­
bereiter ist? 
O. TORRUOS: Die niederen Ränge neigen dazu, aber ihr 
Führer, Oberst Majano, ist ein Mann, der sich nie ent­
schließt. 
FRAGE: Und Panamas Vermittlung? 
O. TORRUOS: Sie -zum Gespräch zu bringen - jede Seite 
dazu bringen, daß sie der anderen Raum zum Gespräch gibt. 
Panama kann sich nicht heraushalten, weil die jungen Offi­
ziere gewisser mittelamerikanischer Streitkräfte der Natio­
nalgarde Panamas vertrauen - auch linke Gruppen tun das. 
Die Linke sollte verstehen, daß die Streitk.räfte existieren 
und die Streitlu-äfte sollten verstehen, daß die Linke exi­
stiert. Das Militär muß erkennen, daß eine Revolution durch 
keine Feuerkraft zum Schweigen gebracht werden kann; die 
Linke, daß zwar eine Revolution ohne die Streitkräfte ge­
macht werden kann, die sozialen Kosten aber hoch sind -
so hoch, daß, seihst wenn man gewinnt, nur eines wirklich 
sicher ist, nämlich das Fehlen von Führern. dtnn die wich­
tigen Führer wären alle umgebracht worden. 
Das ist in Nikaragua der Fall, wo nur ein paar Dutzend junge 
Leute übrig geblieben sind, die Dinge zu organisieren. Das 
große Problem ist im Augenblick der Mangt! an Kadern. 

Alles für den Sieg der Sandinistas eingesetzt 

FRAGE: Während des Bürgerkriegs in Nikaragua schien es 
manchmal, als würden das Pentagon und $omozas Freunde 
eine Intervention provozieren und als könnte sich diese 
Intervention auf Panama ausdehnen. War das eine reale Ge­
fahr? 
O. TORRljOS: Ja, so war es. Das Kommando Süd wurde 
verstärkt. Panama hatte lange Diskussionen mit dem US­
Außenministerium. Carlos Andres PCre-z, Carazo und Pana­
ma machten ihnen klar, daß der Pro-zeß unumkehrbar war. 
Carter selbst rief mich an und sagte mir, ich solle meine 
Hände von Mittelamerika lassen. 
FRAGE: Und was haben Sie geantwortet? 
O. TORRlJOS: Daß wir alle unsere Hände davon lassen soll­
ten. 

FRAGE: In genau diesen Worten? 
0. TORRUOS: Genau so. Aber er war nicht zufrieden. Da­
nach haben wir noch dnige Gespräche gefUhrL Einmal rief 
er mich morgens um 5 Uhr an. earlos Andres Pere-z und ich 
hatten eine Operation geplant und nach dem Gespräch wur­
de Carter in den Plan eingeschlossen. 
FRAGE: Carter, Carlos Andres PCrez und Sie? 
0. TORRIJOS: Ja, sicher. Und wenn man dnen Plan -zu­
sammen mit dem Weißen Haus macht, muß er gelingen. Oie 
Revolution in Nikaragua wäre mit oder ohne Garter gemacht 
worden, aber die Zahl der Toten wäre viel größer gewesen 
ohne earter. 
Es gab schwierige Augenblicke. Carazo rief mich gelegent­
lich an und sagte: "Omar, die Schlacht ist verloren." Die 
Vtrluste an der Südfront und die Kriminalität von Somozas 
Nationalgarde waren ungeheuer. Aber genau so groß war die 
Kühnheit dieser Generation von Sandinistas, ohne Waffen, 
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schlecht ausgerüstet und schlecht ausgebildet. 
WiT wußten, wenn man einen Diktator herausfordert, der 40 
Jahre an der Macht ist und so viele Mio DoUar besitzt, dann 
muß man alles für den Sieg einsetzen. Wenn sie verloren 
hätten, hätten die Folgen fUr Kostarika und Panama fatal 
sein können. WiT hatten ein besseres Geruhl, als Carlos 
Andres Per~z Einheiten der venezolanischen Luftwaffe nach 
Kostarika und Panama verlegte. 
FRAGE: Stimmt es, daß Panama aktiv wurde, um die ver­
schiedenen Richtungen der Sandinistas zu vereinigen? 
O. TORRUOS: Einige t.lonate vor dem Sieg brachten wir 
am Landsitz unserer Nationalgarde in Rio NOIO, einer alten 
Militärbasis, alle Groppen der Sandinistas zusammen. Wif 
saßen um einen Tisch und aßen zum Abschluß gemeinsam 
zu Abend. Vier von den 14 Kommandanten, die kamen, 
wurden später umgebracht. Jedesmal, wenn einer dieser jun' 
gen Leute starb, zerTiß es mich. ( ... ) 

FRAGE: Wer war bei dem Treffen anwesend? 
O. TORRUOS: Tomas Borge, Eden Pastora, Dalton, die Ge­
brüder Ortega, German Pomares, Wheelock, Dora Maria, 
Kommandant "Dos" ... Auch der Kommandant des Wider­
standes in Managua, der in Leon starb. ( ... ) 
FRAGE: Stimmt es, daß jemand, der Ihnen sehr nahe steht, 
an den Kämpfen in Nikaragua teilnahm? 
O. TORRUOS: Ich habe einen Sohn, Martin, der seinen 
eigenen politischen Aktivitäten nachgeht. Er hat an Versor­
gungsoperationen von Panama aus teilgenommen. Damals 
war er 15. 
Eines Tages fragte mich seine Mutter: "Wo ist Martin? " Ich 
sagte, daß ich es nicht wüßte. Das war drei Wochen vor dem 
Sieg. Martin war an der Südfront mit Eden Pastora. 

FRAGE: Wie sehen Sie Mexikos Position im Hinblick auf 
Mittelamerika? 
O. TORRUOS: Mexiko wird in Mittelamerika höher geach­
tet, als es selbst glaubt. Es wünscht, daß jene Völker ihre 
Länder selbst gestalten, so daß es ihnen wirtschaftlich helfen 
kann. 
Kostarika, Nikaragua, Panama und andere Länder kommen 
heute in den Genuß eines großzügigen Planes von Anleihen 
flir die Erforschung bzw. Lokalisierung von Ersatzstoffen flir 

Erdöl und Wasserkraftwerke. Auch Venezuela beteiligt sich 
an dem Plan. Mexikos Mitarbeit auf diesem Gebiet ist sehr 
positiv, aber wegen seiner geopolitisehen Lage kann es ein­
sichtigerweise andere Aufgaben nicht übernehmen. 
FRAGE: Wie sehen Sie die Zukunft Mittelamerikas in den 
80er Jahren? 
O. TORRUOS: Der Prozeß des Wandels ist unumkehrbar, 
obwohl es einige vorübergehende Rückschläge geben könnte. 
~fittelamerika vefänden sich von Tag zu Tag, und keine 
Macht kann das aufhalten. Die Kraft unserer Völker kann 
nicht eingedämmt werden. Wir mißsen hart daran arbeiten, 
daß das Volk wohlüberlegt handelt, wenn es die Macht über­
nimmt - daß es Gespräche gibt. 

FRAGE: Glauben Sie, daß die "Domino-Theorie" in MitteI­
amerika zutrifft? 
O. TORRIJOS: Die Domino-Theorie ist ein normales opera­
tives Prinzip - aber was haben die Nordamerikaner ge­
macht? Sie waren gerissen genug, das Domino zu sti.ilzen, 
damit es sie nicht träfe, wenn eines nach dem anderen r;ilIt. 
Aber ich glaube sie sind bereit, eine gewisse politische Neu­
ordnung zu akzeptieren. ( ... ) 
(Quelle; Third World. Mexiko-Stadt, Nr. 7/1981, S. 18-22) 
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Kolumbien 

Peter Garcia 

Indios auf dem 
"Kriegspfad" für ihre Rechte 

Kolumbien - Heimat des legendären Indio-Königs EI Dora­
do, des Vergoldeten. 1538 drangen die Spanier auf der 
Suche nach Gold in das Chibcha-Reich ein und zerst;hlugen 
es völlig. Noch bis ins 18. Jahrhunden erhoben sich die In­
dios auf dem Territorim des heutigen Kolumbien gegen ihre 
Eroberer. Und dann schien es. ab hätten sie sich mit ihrem 
Schicksal abgefunden. Aber das neu erwachende indianische 
Bewußtsein hat auch an den Grenzen dieses südamerikani­
schen Landes nicht Halt gemacht. 

Die Gesamtzahl der kolumbianischen Indios wird auf 
350.000 geschätzt. Kleinere Gemeinschaften sind über das 
ganze Land verstreut. Ober die Hälfte der Indios konzentrie­
ren sich im Departement Cauca. Von den 850.000 Einwoh-
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nern Caucas gehören ca. 210.000 den verschiedenen India­
ner-Völkern an. Fast alle Indios sind in der Landwirtschaft 
tät ig. 
Ihre Lebensgewohnheiten tragen den Stempel derselben 
rückständigen und halbfeudalen sozialökonomischen Struk­
tur, die auch das Leben der anderen kolumbianischen Bau­
ern bestimmt. Neben den grundsätzlich gemeinsamen Merk­
malen gibt es aber auch solche, die die Indios als eine beson­
dere Gruppe innerhalb der Bauernschaft charakterisieren. 
Der Lebensstandard der Indios entspricht allgemein dem 
Lebensstandard der ärmeren Bauern· und Landarbeiter­
schichten. Nehmen wir als Beispiel das Cauca-Gebiet: 64% 
der Indios haben überhaupt kein Land oder zuwenig rur eine 
eigene Existenz, 60% sind Analphabeten, 95% haben keine 
ärztliche Betreuung. 

Landraub der Latifundistas 

Daneben sind sie eigenen Formen der Unterdrückung ausge­
setzt. Das bezieht sich nicht so sehr auf Rassismw: Die 
Vermischung der Rassen hat nach beiden Richtungen statt­
gefunden. Die Angriffe richten sich vor allen Dingen gegen 
die drei Faktoren, die den größten Anteil an der Wahrung 
der eigenen Identität durch die Jahrhunderte hindurch hat­
ten: die noch aus spanischer Kolonialzeit stammenden Re­
servationen, die Sprache und die Cabildos (die Stammes­
räte). 

Heute gibt es kaum noch eine intakte Reservation. Trotz 
urkundlich verbriefter Rechte haben Großgrundbesitzer die 
besten Ländereien an sich gerissen. Am Drama der letzten 
30 Indianer-Familien von La Betulia wird die Skrupellosig­
keit der Latifundistas besonders deutlich. Durch Landraub 
wurde die Ausdehnung der Reservation auf 2 ha verringen, 
zu wenig, um 30 Familien Nahrung zu geben. Damit nicht 
genug: Zusätzlich verweigern die landräuberischen Groß­
grundbesitzer, also die Schuldigen an ihrer Misere, den In· 
dios jegliche Arbeit, und damit jegliche Verdienstmöglich­
keiten auf ihren früheren Feldern. 
Die nationalen Sprachen der Indios werden vom kolumbia­
nischen Staat ignoriert. sowohl in den Reservationsschulen 
als auch in den Behörden. Es wird darauf hingezielt, beim 
Unterricht usw. ihre Muttersprachen durch Spanisch zu er­
setzen. Auch die Missionarstätigkeit der protestantischen 
US-Sekten und der Kapuziner-Mönche hat die Zerstörung 
der e igenständigen Kultur zur Folge. 
Den Einfluß der Cabildos versucht man dadurch zu 
schwächen oder ganz auszuschahen, daß parallel zu ihnen 
den politischen Strukturen Kolumbiens angepaßle Organisa­
tionen aufgebaut werden, wie 2..B. die Juntas der Kommuna­
len Aktion. 
Die Indios sind zur Verteidigung ihrer Rechte dazu überge­
gangen, sich auf breiterer Ebene zusammenzuschließen. Als 



großes Plus ftir die Cauca-Indios hat sich die vor 10 Jahren 
erfolgte Griindung des CRIC (Regionalrat der Cauca-Indios) 
erwiesen, der verschiedene Völker auf regionaler Ebene zu­
sammenfaßt. 
Diese Organisation hat ein festes Kampfprogramm, dessen 
erster Punkt bereits verwirklicht werden konnte. Heute ar­
beitet kein Indio mehr ftir einen Hungerlohn auf den geraub­
ten Ländereien innerhalb der Reservationsgrenzen. Die Er­
ftiIJung der zweiten Forderung ist weit schwieriger: Die Wie­
derherstellung des Besitzrechtes der Indios am geraubten 
Land. Dabei können sich die Indios auf das Gesetz 89 von 
1890 berufen, mit dem die kolumbianische Regierung das 
Recht der Indios auf das innerhalb der Reservation gelegene 
Land bestätigt. Zur Erreichung ihres Zieles setzen die Indios 
das Kampfmittel der gewaltlosen Landnahme ein. Gewaltlos 
allerdings nur von ihrer Seite; die Großgrundbesitzer lassen 
das Militär kommen oder schicken ihre Killer. 

Inruozusammcnschluß auf breiter Ebene 

Unmittelbare Verantwortung rur die Verfolgung der Indios 
tragen höchste Peuönlichkeiten der kolumbianischen Gesell­
schaft. Einer der erbittertsten Feinde des CRle ist ein ge­
wisser Victor Mosquera Chaux, vom Präsidenten Turbay 
Ayala dazu berufen, ihn während seiner Abwesenheit in den 
USA zu vertreten. Der Blutzoll des eRle ftir die kom pro· 
mißlose Verteidigung der Indio-Rechte ist hoch: Allein SO 
ermordete Führer gehen auf das Konto der Mosqueras und 
der mit ihnen verbündeten Lalifundislas. Seit einem J ahr ist 
das Cauca-Gebiet außerdem noch militarisiert. 

Trotzdem ist es den Indios auf diese Weise gelungen, mehr 
als 12.000 ha Land zurückzuerhalten. Auf dem Land wur-

den Genossenschaften gegründet. Ein weiterer Erfolg sind 
25 Gemeinschaftsunternehmen und 50 Gemeinschaftsläden. 
Im Januar 1981 erschlugen Indios im Departamenlo Meta 
drei kolumbianische Siedler, also landlose Bauern. Poten­
tielle Bündnisgenossen, die dieselben Feinde haben wie die 
Indios, die genauso arm sind. Ein Widerspruch also? Die 
bürgerliche Sensationspresse hat jedenfalls ihr Bestes getan, 
um eine Anti-Indio-Stimmung zu erzeugen. 

Sicher nicht ohne Hintergedanken fördert die kolumbiani­
sehe Regierung seit Jahren die Ansiedlung von landlosen 
Bauern auf dem Gebiet von Indianer·Reservationen. Diese 
Entwicklung hat ihre ideologische Entsprechung im neuen 
Eingeborenen-Statut (Estatuto Indigenista), das zur .,Ein­
gliederung" der ' Indios in die kolumbianische Gesellschaft 
beitragen soll, also zur Zerschlagung der kulturell und wirt­
schaftlich selbständigen Indiogemeinschaften. Es ist unter 
diesem Aspekt zu erklären, warum besonders bei isolierten 
Stämmen die Erbitterung in gewaltsame Aktionen gegen die 
armen Siedler umschlägt. 

Es handelt sich aber hier nur um Einzelfalle. Je bewußter 
und organisierter der Kampf der Indios ist, desto klarer wer· 
den die Gemeinsamkeiten mit den anderen unterdrückten 
Bevölkerungsschichten erkannt. 

Der CRle versteht sein Verhältnis zu den kolumbianischen 
Bauern in diesem Sinn. Wörtlich: "Der CRIC ist als indiani­
sche Bauemorganisation auf das Engste mit allen anderen 
Ausgebeuteten auf dem Land verbunden und untcrsti.itzt 
deren Kampf. Als Kolumbianer stehen wir in einer Reihe 
mit aUen Unterdrückten des Landes." 

(Quellen: I) Informc dcl eRIC aI Segundo Foro por los derechO$ 
humanos, Bogoui. 1980; 2) Informe sohre la siluacion campcsina e 
indigena en el pais, Sogota 1980; 5) Condusion dc la Comision Sep­
tima sobre la situacion campcsina e indigena, Bngola 1980) 
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Bolivien 
Interview mit Juan Emilio Sanchez 

... und jetzt geht 
General Meza 

Der bolillianische Priisident General Garda Meza, der im Juli 
1980 durch einen Militiirputsch an die Macht gekommen 
war, kündigte im Mai d.j. seinen Rücktritt an. Ein Nachfof. 
ger soll !Ion den StreitkriJjten bis Anfang August 198/ be­
stimmt werden. Versuche Mezos durch eine Kabinetlumbil· 
dung - der Innenminister und Erziehungsminster wurden 
durch Mitglieder der ultrarechten Ranzer-Partei ADN ersetzt 
- seinen Kopf zu retten, fruchteten offenbar nicht. Inz.wi­
sehen hat auch E"pr~ident General Banzer sich von Gartia 
MezD distanziert. 
aber diese aktuelfen Ereignisse und andere Fragen zum 
Thema Boliuien sprachen Elf; Wemz und Michael Weber fiir 
das AlB mit dem bolivianisehen Generalkonsul im Wider­
stand, Juan Emilio Sanchez. 

AlB: Herr Generalkonsul, vor einigen Monaten hatten Sie 
dem AlB schon einmal ein Interview gegeben (s iehe AlB 
5/1981, S. 34-35). Damals schilderten Sie die Schwierigkei­
ten, die Ihnen von seiten der bundesrepublikanischen Behör­
den gemacht wurden. Welche neuen Entwicklungen hat es in 
dieser Hinsicht gegeben? 
j.E. SANCHEZ: Dank der Solidarität der politischen Par­
teien und insbesondere der Solidarität des Hamburger Se­
nats und des zuruckgetretenen Bürgermeisters Klose haben 
wir es erreicht, uns bisher mehr als 10 Monate, in denen wir 
die Militärdiktatur bekämpft haben, halten zu können. Wir 
haben die Hoffnung, daß wir das weiterhin tun können, weil 
wir in die demokratisch'en Kräfte der Bundesrepublik großes 
Vertrauen haben. 
Unser Kampf ist gerecht: ein Kampf für das Leben, ftir Frei­
heit und Demokratie - das ist das Recht des bolivianischen 
Volkes. Wir würden es als sehr unmoralisch erachten, wenn 
bundesdeutsche Poliliker mit der zynischsten Diktatur in 
Lateinamerika, die ihre Hände mit dem Blut des boliviani­
sehen Volkes besudelt und einen starken Geruch nach Ko­
kain hat, in direkte Verbindung treten würden. 

Ein ncues Gesicht für Reagan und die EG 

AlB: Garcia Meza hat bei seiner Machtübernahme im juli 
1980 erklärt, er wolle 20 jahre an der Macht bleiben. Nun 
hat es in den letzten Wochen zwei Putschversuche gegeben 
und General Meza hat rur den 17. juli 198 I seinen Rücktritt 
erklär!. Wie sehen Sie das Kräfteverhältnis in den Streitkräf­
ten? 
j .E. SANCHEZ: G. Meza hatte erklärt, daß er 20 jahre an 
der Macht bleiben würde, und jetzt geht er. Aber man kann 
den Worten der korrupten bolivianischen Militärs nicht trau­
en. denn die Militärdiktatur versucht mit diesen Manövern 
die Diktatur zu verewigen; lediglich ein neues Gesicht ist 
erforderlich, um von der Reagan-Regierung und den Staaten 
der Europäischen Gemeinschaft die Auslandsschulden noch 
einmal gestundet lU bekommen. Die jetzige Auslandsver­
schuldung hat die 5-Mrd-Dollar-Grenle erreicht. 

58 

G. Meza hatte erklärt, er wäre der Präsident des Wiederauf­
baus, aber innerhalb eines jahres hat er nichts anderes getan, 
als das Land lerstört . Aufgrund der letzten Wirtschaftsrnaß­
nahmen ist das Volk vor eine sehr kritische Situation gestellt 
worden. Durch diese Maßnahmen wird das bolivianische 
Volk mehr Armut und Hunger ertragen müssen. 
Die Militärs benutzen den Kommunismus als Vorwand, um 
das Volk zu unterdrucken. Es werden weiterhin Leute gefol­
tert. Im Augenblick kennt man die Liste der Toten und 
Verschwundenen nicht. Wir wissen, daß auch KZs existie­
ren. Die Ausgangssperre existiert weiter von 23.00 bis 6.00 
Uhr fruh. 

Es stimmt, daß die Streitkräfte untereinander zerstritten 
sind, aufgrund der persönlichen Rivalitäten. Die luletzt 
statlgefundenen Putschversuche sind nicht in der Absicht 
gemacht worden, eine demokratische Öffnung herbeizufüh­
ren, sondern in der Absicht, eine neue Diktatur zu etablie­
ren. Ein Großteil der Militärs will die Privilegien, die man 
immer gehabt hat, nicht aufgeben. 
Es gibt Ausnahmen: es gibt ehrenvolle Militärs, die Demo­
kraten sind, aber in diesem Augenblick haben sie leider kei­
ne einflußreiche Posit ion. Die Mehrheit jedoch versucht 
durch schmutlige Geschäfte mit dem Kokain und durch 
Machtausübung eine schnelle Karriere lU machen. Die boli­
vianische Armee hat ihre Waffen bisher immer nur gegen die 
eigene Bevölkerung gerichtet, nie nach außen. Doch Bolivien 
bracht keine Kanonen und Panzer, sondern Pflüge und Trak­
toren. Wir brauchen keine Militärberater, sondern Lehrer. 

Wir sind ein rebellisches Volk 

AlB: Wir hören in der Bundesrepublik sehr wenig über die 
Widerstandsfront der opposlionellen Kräfte in Bolivien. Wie 
sieht Ihren Informationen zufolge die Situation in den ver­
schiedenen Widerstandsbereichen aus? 
j.E. SANCHEZ: Es ist so, daß der bolivianische Fall nicht 
mehr aktuell isl; es sind andere Geschehnisse, die die Auf­
merksamkeit der Bevölkerung in der Bundesrepublik er­
wecken. Dies ist auch der Grund, warum hier über den 
Widerstand in Bolivien wenig informiert wird. 

Das bolivianische Volk ist ein sehr rebellisches Volk. Der 
Widerstand wird in erster Linie in der Arbeiterbewegung 
organisiert, vor allem in den Bergbaugebieten. Hier wird der 
"passive Widerstand" praktiziert. Dies ist der Grund fUr den 
Rückgang der Bergbauproduktion in Bolivien gewesen. Boli­
vien ist dadurch vom zweiten Zinnproduzenten der Weh 
zum vierten Erzeuger herabgesunken. 
Dank der Kampfkraft der Minenarbeiter hat das boliviani­
sehe Volk viele soziale Errungenschaften durchsetzen 
können. 



Lateinamerika 

Bericht vom 
ASK-Lateinamerika-Seminar 

Am 9./10 . Mai 198 1 hatte das Antiimperialistische Solidari­
tätskomitee für Afrika, Asien und Lateinamerika (ASK) zu 
einem Lateinamcrika-Sem inar in die Fachhochschule der 
Frankfurter Nordweststadt eingeladen. Es kamen mehr als 
100 Teilnehmer, vornehmlich Aktivisten 3m der Solidari­
tälSbc:wc:gung. 
Um einen offenen Meinungsaustausch zu gewährleisten, hat­
te sich das ASK im Zuge der Vorbereitung des Seminars um 
die Mitträgc:rschaft weiterer Organisationen und Init iativen 
bemüht. Ihre Mitwirkung hatten schließlich die: folgenden 
Gruppierungen zugesagt: die Informationsstelle EI Salvador 
(München). die Informationsstelle Latcinamerika (Bonn), 
die Freundschafugesellschaft BRD-Kuba, die Initiative 
Internationale Christliche Chile-Solidarität und das Wupper­
taler Nikaragua-Büro_ 
Das Themenspektrum war breit gestreut. Beleuchtet werden 
soll ten einmal neue Erscheinungen im polit ischen Prozeß 
des Kontinents in den letzten fünf Jahren, ihre sozialöko­
nomisch-strukturellen Hintergründe und die aktuelle Explo­
sivität des Befreiungskampfes, besonders in Mittelamerika. 
Zum anderen sollte eine Bestamhaufnahme der Latein­
amerika-Politik der USA im Lichte der Neuorientierungen 
unter der Reagan-Administration versucht werden. Schließ­
lich standen die Rolle der Bundesrepublik oder der gestie­
genen Aktivität der Sozialistischen Internationale in Latein­
amerika zur Diskussion, und die Aufgaben hiesiger Solidari­
tätsarbeit. Es versteht sich, daß in dem vorliegenden Bericht 
nur einige Aspekte dieser Themenpalette herausgegriffen 
werden können. Andere Fragen - etwa die aktuell-politi­
sche Entwicklung des Befreiungskampfes in Mittelamerika -
finden derzeit ohnehin im AlB breite Berücbichtigung 
(siehe unsere Mittelamerika-Ser ie). 

Diktaturen - Exekutoren eines tiefen Umbruchs 

Erwähnt werden muß vor allem das von Prof. Dr. Dieter 
Boris gehaltene Hauptreferat, das sich mit Aspekten der 
öko nomischen Entwicklung Lateinamerikas in den 70er 
Jahren auseinandersetzte. D. Boris ging davon aus, daß die 
Heraufkunft von rechten oder fasc histischen Militärdiktatu­
ren in einer Reihe von Ländern keinesfalls nur als zufälliger 
Ausdruck des Ausgangs politischer Kämpfe betrachtet wer­
den können. "Sie müssen meiner Meinung nach als die Exe­
kutoren eines ftir die weitere kapitalistische Entwicklung 
notwendigen, tiefen Umbruchs gesehen werden, eines Um­
bruchs, der möglicherweise viel längerfristige Perspektiven in 
sich birgt, als das von vielen bislang angenommen und ge­
wünscht worden war." 

Die Wirtschaftspolitik, die diese Regimes vor allem in Chile, 
Argentinien und Uruguay, in abgemildeter Form auch in 
Peru, Kolumbien und anderen Ländern durchfUhren, charak­
terisierte D. Boris als einen Versuch, zum "trationellen 
Export-Import-Modell der Periode 1880 bis 1930 zurück-

zukehren, wobei in einigen Fällen Modifikationen derart an­
gestrebt werden, daß bestimmte ausgewählte Bereiche der 
verarbeitenden Industrie in das Exportsortiment der jeweili­
gen Länder miteinbezogen werden sollen. Zentral aber er­
scheint die Hauptlinie der neuen Orientierung, die nicht 
mehr in einer 'Entwicklung nach innen' ('Desarrollo hacia 
adentro') besteht, sondern in einer Konzeption des 'Oesar­
rollo hacia afuera', d.h. einer verstärkten bzw. vollständigen 
Öffnung zum Weltmarkt. In der Zurücknahme protektioni­
stischer Schranken und einem Zurückziehen des Staates aus 
der Ökonomie können die wesentlichen Elemente dieses 
neoliberalistischen Modells gesehen werden." 

Mit der Durchsetzung dieser Tendenz wird das Scheitern des 
"Modells" der importsubstituierenden Industrialisierung, 
das seit der kapitalistischen Wehwirtschaftskrise Ende der 
20er/Anfang der 30er Jahre für die meisten lateinamerika· 
nischen Länder bestimmend gewesen war, offenkundig, was 
D. Boris an verschiedenen Momenten der Wirtschaftsent· 
wicklung aufzeigte. Er verwies vor allem auf das permanente 
Handels- und Zahlungsbilanzdefizit, auf die chronische Stag­
nation des Agrarsektors mit ihren negat iven AU5wirkungen 
auf die Binnenmarktentwicklung, die auch aufgrund der 
relativ geringen Investitionsquote und relativ kapitalintensi­
ver Investitionen in einigen Branchen nicht positiv beein· 
flußt werden konnte. 
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Vor dem Hintergrund dieser Krisenmerkma1c: putschten sich 
die Militärs an die Macht. Ihre schockardg angewandte Wirt­
schaftspolitik (Liberalisierung des Außenhandels, Einschrän­
kung der Staatsausgaben, Roprivatisierung staatlicher Unter­
nehmen, Preisliberalisierung, Reduktion der Lohnkosten 
durch staatliche Lohnvorgaben und Repression gegen die 
Arbeiterbewegung, restriktive Geld- und Kreditpolitik) hatte 
zunächst einmal eine weitere Vertiefung der Krise zur Folge, 
vor allem eine fast katastrophale Verschlechterung der 
Lebenslage der Massen_ 
Der Redner verwies allerdings auch auf die "reinigende" 
Funktion dieser Konsequenzen: "Der unmittelbare Zweck 
dieser Maßnahmen, die kurzfristige und langfristige Verbes­
serung de~ kapitalistischen Verwertungschancen wurde auf 
verschiedene Weise erreicht: einmal durch die Umgruppie­
rung und Restrukturierung des Kapitals in Richtung auf eine 
wachsende Zentralisierung, Konzentration und Monopolisie­
rung; zum zweiten dadurch, daß über den Verkauf staat­
licher Betriebe an Privat unternehmer zu sehr niedrigen Prei­
sen auch hier die Ausgangsbedingungen für eine günstige 
Verwertung geschaffen wurden; und drittens schließlich 
durch die Senkung des Wertes der Arbeitskraft durch Real­
lohnreduktion, Verlängerung des Arbeitstages, weitgehen­
den Wegfall sozialer Leistungen und Sicherungen_" 
Wenngleich für die internationa1c:n und nationalen Groß­
konzerne im Einzelfall höchst profitabel, so birgt der neue 
Kurs nach D_ Boris dennoch gravierende Konsequenzen Hit 
die weitere widerspruchsvolle Entfaltung des abhängigen 
Reproduktionsprozesses der Länder Lateinamerikas. In die­
sem Zusammenhang verwies der Referent auf eine Tendenz 
zur Desindunrialisierung, vor allem in Chile und Argenti­
nien. 
Zugleich stoße das Bemühen um eine stärkere Einbindung in 
den Weltmarkt über eine exportindustrielle Orientierung auf 
Schranken, "die letztlich auf eine mangelnde und interne 
Verknüpfung der Industrie zurückgehen und erhebliche Tei­
le von Inputs und Vorproduktion noch von der Einfuhr 
abhängig machen." Damit wiederum in engem Zusammen­
hang stehe die in letzter Zeit bei nahezu al len lateinamerika­
nischen Ländern zu beobachtende "Tendenz zur Passivie­
rung der Handelsbilanz" und zur bedrohlich angewachsenen 
Auslandsverschuldung. Immer stärker laufe die Entwicklung 
darauf hinaus, daß eine Reihe von Ländern weder in der 
Lage sind, ihre Importrechnungen noch ihre Schuldendienst­
verpflichtungen zu bezahlen. 
Abschließend verwies D. Boris noch auf vier mögliche Kon­
sequenzen ftir die Entwicklung der Klassenverhältnisse, die 
weiter studien und untersucht werden müßten: erstens die 

60 

Wirkung eines relativen Aufschwungs aus der Situation eines 
absoluten Tiefs auf die Bewußtseinslage der Werktätigen; 
zweitens die unmittelbaren Konsequenzen ftir die Konzen­
tration und Organisierbarkeit der Arbeiterbewegung ange­
sichts der Reduktion der städtisch-industriellen Arbeiter­
klasse (als Konsequenz der Desindustrialisierungstendenz), 
der Existenz einer großen industriellen Reservearmee und 
der großen Mobilität und Fluktuationen der Arbeitskräfte 
zwischen Sektoren und einzelnen Industriezweigen sowie 
der Rotation innerhalb der Betriebe; drittens gewisse Nei­
gungen zu einer neuen Konsummentalität, die durch das 
bloße Vorhandensein von Luxuskonsumgütern und die 
schwache Aussicht, diese in einer gewissen Zukunft viel­
leicht einmal zu erwerben; vienens die Abschwächung soli­
darisch-kollektiver Verhaltensweisen und die Zunahme indi­
vidualistischer Überlebensstrategien im Kampf ums schiere 
Überleben. 
Es war zu bemerken, daß auf die hier knapp wiedergegebe­
nen Ausftihrungen im Verlauf der weiteren Diskussion nur 
vereinzelt Bezug genommen wurde. Es ist dies wohl ein 
Zeichen dafür, daß es einerseits immer noch sehr große Ver­
mittlungsschwierigkeiten der universitären sozialwissen­
schaftlichen Lateinamerikaanalyse (auch der linken) gibt, 
während andererseits fur die in den letzten Jahren neu be­
lebte Lateinamerika-Solidaritätsbewegung ein gewisser theo­
retischer Nachholbedarf zu registrieren ist. 

WidersprüchJiches zur Sozialdemokratie 

Je unmittelbarer die auf dem Seminar diskutierten Themen 
mit der Praxis eben dieser Bewegung in Zusammenhang 
standen, desto lebhafter wurde auch die Debatte. Dies war 
z.B. der Fall im Anschluß an ein von WiUi Huismann gehal­
tenes Referat über die Politik der Sozialistischen Internatio· 
nale (SI) in Lateinamerika und die Bedingungen einer 
"Sozialdemokratisierung" des Kontinents, das im Anschluß 
an diesen Bericht wiedergegeben ist. 
So wies u.a. Rainer Falk unter Bezugnahme auf die Latein­
ameri kapolitik des BRD-Imperialismus darauf hin, daß die 
Aktivitäten der SI oder auch der Friedrich-Eben-Stiftung in 
Lateinamerika keinesfalls "getrennt von der offiziellen Re­
gierungspolitik zu betrachten (sind); sie stehen vielmehr in 
einem arbeitsteiligen Zusammenhang". Sicherlich seien die 
Perspektiven einer "Sozialdemokratis ierung" Lateinameri­
kas angesichts zugespitzter sozialer Widersprüche und eines 
eingeschränkten materiellen Spielraums nicht von vorneher· 
ein günstig, ja, eine solche Politik könne unter Umständen 
gewisse positive Auswirkungen auf die revolutionäre Dyna­
mik (entgegen ihrer programmatischen Absichten) zeitigen. 
Dennoch gelte es bei der Analyse der heutigen Lateinameri­
kapolitik speziell der westdeutschen rechtssozialdemokra­
tischen Führung zu beachten, daß diese als integrierter Be­
standteil des monopolkapitalistischen Systems auch nach 
außen hin über die Entfaltung integrationistischer Mechanis· 
men einen effektiven Beitrag zur Erhaltung des neokolonia­
listischen Systems zu leisten habe. Bleibe Effizienz im Sinne 
dieser neokolonialistischen Systemsicherungsfunktion aus, 
so gerate die sozialdemokratische Führung gleichsam in Ge­
fahr, ihre "Attraktivität" als eine Variante bzw. Option im 
Rahmen neokolonialistischer Strategien einzubüßen. 
Die Diskussion über dieses komplizierte Thema zeigte, wie 
notwendig es ist, hier weitere theoretische und empirische 
Analysen anzustellen, da auch in Zukunft mit wachsenden 
Aktivitäten der SI zu rechnen ist. Einigkeit bestand indessen 
darin, daß es al lzu simpel und politisch falsch sei, die sozial­
demokratische Dritte-Welt-Politik lediglich als eine raffinier­
tere Variante imperialistischer Herrschafuausübung zu be­
trachten. 



Willi Huismann 

Die lateinamerikanische Offensive 
der Sozialistischen Internationale 

Aus der Verflechtung der europäischen Sozialdemokr.die 
mit dem Monopolkapital kann man nicht den Schluß zie­
hen, daß die Politik der Sozialdemokratie Instrument und 
strategische Reserve des Imperialismus ist. Trotz der Funk­
tion einiger Mitgliederpartcien der Sozialistischen Inter­
nationale (SI) als Garant des Überlebens des Kapitalismus 
bleibt die Grundtatsache bestehen, daß die Sozialdemokra­
tie Teil der Arbeiterklasse und Teil der Arbeiterbewegung 
ist. 
Als Arbeiterbewegung mit weltweitem politischen Einfluß 
ist die S I eine antiimpcrialistische Kraft, die mehrere Gesich­
ter hat. Sie ist kein monolithischer ideologischer und politi­
scher Block, sondern eine Sammelbewegung von Parteien 
und Bewegungen, die einen ideologischen Minimalkonsens 
gefunden haben, aber ein breites Spektrum der Arbeiter­
und Befreiungsbewegung repräsentieren: von rechtssozial­
demokratischen Parteien bis hin zu revolutionärdemokra­
tischen Gruppen. Die innere Entwicklung der letzten Jahre, 
nicht zuletzt aufgrund der Ereignisse in Lateinamerika, geht 
nach links_ 

Daran ändert auch die Tatsache nichts, daß die SPD nach 
wie vor d ie einflußreichste Mitgliedspanei ist. Sie erbringt 
60% des Finanzbudgeu der SI, sie stellt den Präsidenten und 
sie verfUgt über ein so wirkungsvolles ideologisches Instru­
ment wie die Friedrich.Ebert-Stiftung, die allein in der inter­
na.tionalen Abteilung über 300 Mitarbeiter hat, die dutzende 
von Tochterinstituten in der Dritten Welt betreibt, die die 
Gründung von Parteien organisieren kann und über einen 
gewaltigen Haushalt verfUgt, der den der SI bei weitem über­
steigt. Alle diese Instrumente der SI und der SPD, aber auch 

die speziellen Aktivitäten vor allem der schwedischen, der 
spanischen und der portugiesischen Sozialdemokratie wur­
den in den letzten Jahren in Lateinamerika massiert einge­
setzt, um die .. So:daldemokratisierung" des Kontinents ein­
zuleiten. 

Den imperialistischen Stallgeruch abgestreift 

Nicht unerwähnt bleiben darf dabei die ideologische Zeit­
schrift des Demokratischen Sozialismus für Lateinamerika, 
die Nueva Sociedad (Neue Geselbchaft), die unter der Lei­
tung eines Friedrich-Ebert-Stiftung-Spezialisten, Karl-Ludolf 
Hübner, in Carads erscheint. Diese Zeitschrift ist zu einem 
der wichtigsten Organe der Diskussion in der lateinamerika­
nischen Linken über die Frage des Entwicklungsweges ge­
worden, die ein breites Spektrum von Standpunkten um­
faßt. Ziel der ganzen Offensive der SI ist es: Ober die Sozial­
demokratisierung alter bürgerlich-reformistischer Parteien, 
über die Kontakte zu revolutionärdemokratischen Bewegun­
gen, über die Beeinflussung der Arbei terklasse die gesell­
schaftliche Basis rur einen sozialdemokratischen "Dri tten 
Weg" zwischen Reaktion und Kommunismus zu schaffen. 
Oder einfacher ausgedrückt, den Weg zu finden "zwischen 
Regimes von Pinochet und Videla und dem System von 
Castro" (Frant;ois Mitterand). 

Sozialdemokratisierung ist also im Fall Latdnamerikas in 
der Tat ein Prozeß von außen und innen, wenn er natürlich 
auch nicht beim Nullpunkt anfängt: Es gibt in Latein­
amerika eine lange Tradition bürgerlich.reformistischer Par-
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teien und eine Tradition sozialistischer Parteien, die aber 
beide aus unterschiedlichen Vorbehalten heraus nichts mit 
der europäischen Sozialdemokratie zu tun haben wollten. 
Das Verhältnis hat sich seit Anfang der 70er j ahre gründlich 
geändert. Die Sozialdemokratie und ihre Ideologie des 
"demokratischen Sozialismus" haben an Anraktivität ge­
wonnen, was undenkbar wäre, hälle sich nicht die SI selber 
"reideo logisiert", den Kampfbedingungen Lateinamerikas 
angepaßt und sich vor allem aus der sklavischen Gefolg­
schaft gegenüber den USA in Fragen Kalter Krieg und in der 
Frage der sog. Allianz flir den Fortschrill (von US-Präsident 
j . F. Kennedy 1961 begonnene neue Lateinamerikastrategie 
einer sozialreformistischen Integration; d. Red.) befreit. Die 
SI hat in Lateinamerika längst ihren imperialistischen StalI­
geruch überwunden. Die Tatsache beispielsweise, daß die SI 
in Chile bis 1970 auf die Christdemokratie setzte und die 
Sozialistische Partei wegen ihrer Aktionseinheitspolitik ver­
urteilte , gehört der Vergangenheit und einer überholten 
Strategie an. 
Der neue Kurs \ommt 1976 mit der Konferenz von Caracas 
zum Ausdruck. Auf Initiative von Willy Brandt lädt die 
Demokratische Ak tion Venezuelas (AD) die Führer der 
wichtigsten Reformparteien Lateinamerikas zu einem Erfah­
rungsaustausch mit den wichtigsten Führern der euro­
päischen Sozialdemokratie ein. Es geht dabei um die Ent­
wicklungschancen und um die Analyse der Kräfte des 
"Demokratischen Sozialismus" in Lateinamerika und der 
Karibik. Eines der Ergebnisse der Konferenz ist die Grün· 
dung einer Kontaktgruppe, bestehend aus den Parteivorsit­
zenden der venezolanischen AD, der mexikanischen Regie· 
rungspartei PRl, der SPD und der portugiesischen PS. 
Auf dem fo lgenden Kongreß der SI 1977 in Genf werden 
die dominikanische PRO und die Partei der Nationalen Be­
fre iung (PLN) Kostarikas Mitglieder der SI. Zwei Latein­
amerikaner - Daniei Oduber und Anselmo Sule (Radikale 
Partei Chiles) werden zu Vizepräsidenten gewählt. Im Sep­
tember 1977 veranstaltet die SI in Rotterdam ihre Chile­
Sonderkonferent., auf der die Perspektiven Chiles gemein­
sam mit allen Parteien der Unidad Popular diskutiert wer­
den. 
Auf einer Bürositzung im Oktober 1977 wird dann das 
Lateinamerikakomitee der SI gegründet, das heute wichtiges 
Sprachrohr der lateinamerikanischen Mitgliedsparteien ist. 
Im Oktober 1978 wird mit der Konferenz von Lissabon der 
Dialog von Caracas fortgefUhrt. 
Auf dem XIV. Kongreß der SI 1978 in Vancouver steht die 
Entwicklung in Lateinamerika und die Forderung nach einer 
Neuen Internationalen Wirtschaftsordnung im Miuelpunkt. 
Zwei weitere Lateinamerikaner werden zu Vizepräsidenten 
gewählt: M.ichael Manley Uamaika) und Gonzalo Barrios 
(AD Venezuela). 

Im März 1980 fi ndet in der Dom inikanischen Republik die 
erste Regionalkonferenz der SI für Lateinamerika statt, an 
der auch die Sandinistische Front fUr die Befreiung Nikara­
guas (FSLN) teilnimmt. Diese Konferenz fUhrt zu einer er· 
höhten Bedeutung des Lateinamerikakomitees. 
Ursachen der Orfensive sind zusammengefaßl! 
• Im Intereue der Bewältigung der Krise des Neokolonia­
lismus übernimmt die regierende Sozialdemokratie Europas 
die Funktion des weltweiten Krisenmanagers und versucht 
auf die Schaffung von der Neuordnung d('r Weltwirtschaft 
adäquaten gesellschaftspolitischen Modellen hinzu wirken. 
• Durch die Rückschläge der revolutionären Arbeiter­
bewegung in der ersten Hälfte der 70er Jahre, durch das 
Scheitern der Allianz fUr den Fortschritt, durch den damit 
verbundenen Niedergang der alten populistischen und natio­
nalrevolutio~ären Bewegung Lateinamerikas entsteht eine 
politische Lücke, die die Sozialdemokratie flillen kann und 
will. 
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• Die Erfahrungen der SI mit ihrer entscheidenden Rolle 
im Demokratisierungsprozeß in Portugal, eingeschränkter 
auch in Spanien, ermutigt sie, dieses Vorbild als Alternative 
zur Revolut ion auch in Lateinamerika umzusetzen. "Es gibt 
nützliche Erfahrungen in Latein·Europa, VOll denen wir uns 
vorstellen können, daß sie in Lateinamerika zur Hoffnung 
Anlaß geben. "1 

• Die Wahl Willy Brandts zum Präsidenten der SI ftihrt zu 
einer Umwandlung der SI in ein organisatorisch gefestigtes 
und schlagkräftiges po litisches Instrumenl. 
• Das Aufkommen einer bedeutenden antiimperialistischen 
Solidaritätsbewegung ftir Vietnam und fUr Chile in den Rei­
hen der Sozialdemokratie, das mit einer Stärkung der linken 
Flügel ln diesen Parteien einhergeht, drängt die SI zu einer 
antiim]krialistischen Profilierung. 

• 
Ideologische Wandlungen: 
Von der Unidad Popular. .. 

Die ideologischen Positionen der SI und der lateinamerika­
nischen Mitgliedsparteien zu Fragen des antiimperialisti­
sehen Kampfes sind stark beeinflußt von dem wechselvollen 
Geschick der revolutionären Bewegung in den letzten jah­
ren. Eine einschneidende Erfahrung ist auch fUr die SI die 
kurze Periode der Regierung Allende in Chile. 

D. Boersner faßt die Erwartung der SI an die Unidad 
Popular so zusammen, daß Chile und Peru "ftir die sozial­
reformistische oder sozialrevolutionäre Linke die wichtig­
sten Vorbilder" darstellen. 2 Mit der Kennzeichnung der 
UP-Regierung als . .linkssozialdemokratischen Regierung"J 
wird die Hoffnung der SI ausgedrückt, Allende auf ein 
Modell des "demokratischen Sozialismus" im Rahmen der 
bürgerlichen Demokratie und unter Beibehaltung des Mehr· 
parteiensystems festlegen zu können. In einer offiziellen Er­
klärung sanktioniert die SI zum ersten Mal die Zusammen­
arbeit einer ihrer Mitgliedsparteien (der Radikalen Partei 
Chiles) mit der Kommunistischen Partei auf Regierungs­
ebene. 
Auch in einer anderen zentralen Frage des antiimperialisti­
schen Kampfes wird Neuland betreten. Auf der Beratung 
der SI Anfang 1973 in Santiago de Chile wird angesichts der 
Drohung der Konterrevolution das Recht auf Enteignung 
und Nationalisierung der nationalen Ressourcen ausdrück­
lich gutgeheißen. In dem Beschluß heißt es, "daß sich die 
grundlegenden Ressourcen eines Landes im nationalen Be­
sitz befinden müssen und nicht länger eine Quelte des Profits 
ftir private Gesellschaften und Unternehmen in den reichen 
Ländern bleiben dürfen ". 4 
Parallel zu der chilenischen Erfahrung verläuft die Erfah.rung 
mit der progressiven Militärregierung in Peru. Die SI akzep­
tiert zum ersten Mal die bedeutende Rolle, die progressive 
Militärs an grundlegenden gesellschaftlichen Reformen ha­
ben können. 
Nach dem Putsch in Chile am 11. September 1973 verurteilt 
die SI diesen als .,faschinischen Putsch" und verurteilt die 
Rolle des US-Imperialismus bei der Putschvorbereitung. 
Viele Mitgliedsparteien der SI nehmen aktiv an der weltwei­
ten Solidaritätsbewegung für Chile teil. Trotzdem gibt es 
auch in der Haltung zu Chile tiefe Widerspruche in der Hal­
tung der SI.Mitgliedsparteien. Während der Regierungszeit 
Allende bleibt die Solidarität verbal, ohne praktische Fol­
gen. Einzelne Parteien, wie die SPD, tragen durch die Sper­
rung der Entwicklungshilfe anläßlich der DDR·Anerkennung 
durch die UP und durch ihre negative Haltung in den inter· 
nationalen Kreditinstitutionen sogar zum Sturz der Regie­
rung AlJende bei. Nach dem Putsch ist es ebenfalls die Bun­
desregierung, die im Gegensatz zur Labour-Regierung die 
Umschuldung der Junta bei den Pariser Umschuldungsver-



handlungen im Jahre 1974 durchsetzt. übrigens in Verant­
wortung von Bundesminister H. Matthöfer, der ansonsten 
diese Junta als ,.Mörderbande" bezeichnete. 
Eine der Lehren der chilenischen Erfahrungen besteht auch 
f1ir die Sozialdemokratie "in dem klaren Begreifen derjeni­
gen Konservativen und Reaktionäre, die dann, wenn ein 
System durch ein anderes ersetzt wird, bereit sind, die Waf­
fen zu gebrauchen, die Folter und Konzentrationslager ein­
zusetzen ... Für diese Leute verläuft die Kampflinie nicht 
zwischen Demokratie und Diktatur, sondern zwischen 
Sozialismus und Kapitalismus".5 
Weise gesprochen. Aber diese Erkenntnis fUhrt keineswegs 
zu einer endgültigen Loslösung von reformistischen illusio­
nen, eher im Gegenteil. Nach der Niederlage der UP, nach 
der Erosion des revolutionären Experiments in Peru konzen­
triert die SI ihre Erwartungen auf neue, reformistische Pro­
jekte, die von Parteien in der Regierung verantwortet wer­
den, die entweder Mitglied der SI sind oder konsultativen 
Status bei der SI haben: Venezuela, Kostarika, Jamaika, 
später auch die Dominikanisehe Republik. Dabei ist zu be­
rücksichtigen, daß die AD Venezuelas und die PLN Kosta­
rikas keine sozialistischen Ambitionen haben, eher bürger­
lich-reformistische Parteien sind. Anders die PNP Jamaikas, 
die eindeutig linkssozialdemokratisch ist und als Regierungs­
partei dann auch endgültig mit den kapitalistischen inter­
nationalen Finanzierungsinstituten bricht, als diese sie er· 
pressen wollen. 

Das Konzept dieser sozialdemokratisch orientierten Projekte 
ist es, "Reformmaßnahmen durchzuführen, ohne dabei allzu 
sehr die Interessen der in- und ausländischen besitzenden 
Kreise anzutasten".6 Also friedliche Koexistenz mit dem 
Monopolkapital, soziale Reformen, keine Einkommensver· 
besserung der proletarischen Schichten durch Umverteilung 
des Reichstums, sondern durch ökonomisches Wachstum, 
was durch staatliche Eingriffe beschleunigt werden soll. Da­
zu gehört vor allem die Nationalisierung des Erdöls in Vene­
zuela. Venezuela scheint der beste Ansatzpunkt für das 
sozialdemokratische Wachstums- und Vermögensbildungs­
modell zu sein. 
Aber alle drei genannten Regierungen scheitern bei den 
Wahlen und durch vorhergehende Destabilisierungsmaßnah­
men des Imperialismus. Sie scheitern an der Inkonsequenz 
ihrer Reformen, die die Grundlagen der Ausbeutung und die 
Grundlagen des bürgerlichen Staatsapparates nicht begrei­
fen. Selbst bescheidene Reformansätze werden vom Groß­
kapital durch Kapitalflucht und Destabilisierung beantwor­
tet. Der Spielraum für eine reformistische Variante des Kapi· 
talismus erweist sich als zu klein. Dasselbe Schicksal wird 
die Regierung in der Dominikanischen Republik ereilen, die 
heute schon gegen die Mehrheit der eigenen, enttäuschten 
Partei regiert. 

.. . zum Sandinista-Sicg in Nikaragua 

Das Scheitern der sozialdemokratischen Regierungen ist für 
die SI ein schwerer Rückschlag, führt zu ideologischer Rat­
losigkeit, aber auch zu der Suche nach anderen Alternativen, 
zu innerer Differenzierung, zu größerer Flexibilität gegen­
über revolutionären Entwicklungswegen und schließlich 
auch zu einer Stärkung antiimperialistischer und linker Posi­
tionen innerhalb der Organisation. 
Nachdem schon aufgrund der chilenischen Erfahrungen 
ideologische Konzessionen in den Fragen Aktionseinheit 
und Nationalisierung gemacht wurden, wird mit der Unter­
stützung des Befreiungskampfes in Nikaragua eine weitere 
heilige Kuh sOlialdemokratischer Dogmen geschlachtet: der 
"parlamentarische" oder ,.legale" Weg zum ,.Demokrati­
sehen Sozialismus". Zum ersten Mal unterstützt die SI be-
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dingungslos, politisch, materiell und sogar militärisch e ine 
bewaffnete Befreiung in Lateinamerika. Das Lateinamerika­
komitee erhebt diese Position in seiner Resolution vom 
30.9.1980 zum Beschluß: "Wir yerteidigen das Recht der 
Völker auf den bewaffneten Aufstand, wenn die Mittel des 
friedlichen Weges nicht vorhanden oder ausgeschöpft 
sind."8 
Auch als die Nationalrevolutionäre Bewegung EI Salvadors 
(MNR), Mitgliedspartei der SI, die Regierungsjunta verläßt 
und sich der Befreiungsfront FDR anschließt, wird dieser 
Schritt von der SI unterstützt. Alle Parteien der SI stehen 
voll hinter den Forderugen und Kampfformen der FDR -
mit Ausnahme der AD Venezuelas und der PLN Kostarikas, 
die heide eigene kompromißlerische Positionen erklärt ha­
ben. 
Auch im Fall Boliviens hat die SI sich mit der vorbehalt­
losen Unterstützung des Kandidaten aller Linksparteien, 
Siles Zuazo, das Vertrauen der Linken erworben. 
Die Suche nach Verständigung mit den revolutionären 
Kräften Lateinamerikas zeigt sich auch in den Bemühungen, 
die Kontakte zum ersten sozialistischen Land Lateinameri­
kas, zu Kuba, zu vertiefen. Unter anderem wurde Fidel 
Castro in seiner Funktion als Präsident der Bewegung der 
Nichtpaktgebundenen zur Regionalkonferenz der SI nach 
Santo Domingo eingeladen. Wischnewski stimmte bei sei­
nem Besuch im April 1981 in Havanna die Positionen der SI 
mit denen Kubas in Bezug auf eine politische Lösung in EI 
Salvador ab. 
PierTe Schori, Vertreter der sozialdemokratischen Partei 
Schwedens formuliert die neue Haltung der SI gegenüber 
Kuba: "laßt uns nicht die Fehler der Vergangenheit wieder­
holen, die viele gegenüber Kuba machten, das heißt radikale 
Revolutionen gegen Ungerechtigkeiten und ausländische 
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Ausbeutung zu isolieren oder zu negieren. Wir können heute 
sagen, das unsere Internationale diesen Fehler im Fall Nika­
ragua vermied. Wir unterstützten nicht nur die Opposition 
gegen Somo:ta, sondern die So:tialdemokraten gewähren 
auch dem bewaffneten Kampf konkrete Solidarität. So muß 
unsere Solidari tät sein: ohne Bedingungen und den Weg un­
terstützen, den die Völker selbst wählen, um ihre wirtschaft­
liche und politische Befreiung zu e rTeichen ... Wir kritisieren 
den Mangel an poli tischen Freiheiten in Kuba, ja, aber wir 
denken nicht, daß Kuba ein Feind ist im Kampf gegen Un­
terentwicklung und ausländische Ausbeutung. Kuba expor­
tiert heute seine Revolution nicht mehr in Form bärtiger 
Guerilleros. Kuba kann heute dagegen die Früchte seiner 
sozialen Revolution exportieren, d.h_ Lehrer und Ärzte als 
Hilfe für die anderen Völker Lateinamerikas und der Kari­
bik."9 

Bedingungen für eme "Sozia1demokratisierung" 
Lateinamerikas? 

Die lateinamerikanische Solidaritäubewegung mit dem Volk 
von Nikaragua hat zu einer neuen Qualität und zu einer nie 
gekannten regionalen Breite der antiimperialistischen Ein­
heit geführt. In dieser regionalen Front Ilir eine Demokrati­
sierung und gegen die US-Intervention in Zentralamerika hat 
die sozialdemokratische Bewegung einen wichtigen Platz. ge­
rade weil sie enge Bindungen zu Europa hat. Sie setzt ihr 
internationales Gewicht gegen die Kriegspläne Washingtons 
ein und solidarisiert sich offen mit authentisch revolut ionär­
demokrat ischen Befreiungsbewegungen. auch dann noch, 
wenn diese die politische Macht erobert haben. wie in Nika­
ragua_ 
Das alles als neue und raffinierte Taktik einer Agentur des 
Imperialismus zu betrachten, wäre undialektisch und poli­
tisch unklug. In der Wandlung der lateinamerikanischen 
Sozialdemokratie und der SI spiegelt sich der reale Auf· 
schwung der kontinentalen Volksbewegung wider. 
Die Frage, ob sich in Lateinamerika eine soziale und gesell­
schaftspolitische Entwicklung durchsetzt, die das sozial­
demokratische Modell des reformierten, demokratischen 
Kapitalismus ermöglicht, hängt nicht von der Initiative der 
SI ab und auch nicht von der Option einulner Reform· 
politiker der Region. Ausgehend von einem wissenschaft· 
lichen Reformismus-Begriff bedarf es für die massenhafte 
Verbreitung sozialdemokratischer Ideologie in der Arbeiter­
klasse obje ktiver Voraussetzungen: 
• Die Arbeiterklasse ist die soziale Basis des Reformismus 
und die gesellschaftlich bestimmende Klasse geworden. 
• Für das Entstehen einer breiten Arbeiteraristokratie ist 
zumindest ein mittleres Entwicklungsniveau der Produktiv­
kräfte und die Existenz monopolkapitalistischer Strukturen 
Voraussetzung. 
Nur eine kleine Anzahl von Ländern hat in Lateinameri ka 
einen derartigen Stand der ökonomischen Entwicklung er­
re icht, der die Integration der Arbeiterklasse durch Umver­
teilung der !\Ionopolprofite ermöglicht. Diese Länder sind 
vor allem: Brasilien, Mexiko, Venezuela, Argentinien und 
Chile. In einigen dieser Länder gibt es auch Traditionen der 
Sozialpartnerschaft. Gerade die Arbeiter in Monopolgesell­
schaften sind gegenüber der Masse der Landarbeiter und der 
Halbproletarier relativ privilegiert. Es gibt auch eine Tradi­
tion sozialpartnerschaftlicher Gewerkschaften, die in der 
Vergangenheit an der US-amerikanischen AFL/CIO orien· 
tiert waren. In diesen Gewerkschaften hat die Sozialdemo­
krat ie in den letzten Jahren wichtige Schlüsselpositionen er­
obert. 
Im entwickehsten kapitalistischen Land Lateinamerikas, in 
Brasilien. setzt die Sozialdemokratie große Hoffnungen auf 
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die Entwicklung der Brasilianischen Arbeiterpartei (PTB) zu 
einer sozialdemokratischen Massenpartei mit Arbeiterbasis. 
Die Friedrich-Ebert-Stiftung beteiligt sich aktiv an den Ver­
suchen, verschiedene sozialdemokratische und sozialistische 
Gruppen in Brasilien unter dem Dach einer Partei zu vereini­
gen, die den größten Teil der sich in Aunösung befindenden 
Oppositionsgruppen MOB aufnimmt. 
Es gibt also in Ansätzen Bedingungen für eine Sozialdemo­
kralisierung der Arbeiterbewegung, für eine längerfristige 
Klassenzusammenarbeit im Rahmen eines sich entwickeln­
den abhängigen Kapitalismus. Trotzdem ist nicht anzuneh­
men, daß sich die Geschichte der westeuropäischen Arbei­
terbewegung von Anfang des 20. J ahrhunderts in Latein­
amerika in modifizierter Form wiederholt. Denn auch wenn 
es objektive Parallelen im Reifegrad des Kapitalismus gibt. 
gibt es keinen automatischen Prozeß der Sozialdemokrati· 
sierung. Auch in Rußland waren Olm Anfang des Jahrhun­
derts ähnliche Bedingungen für das Entstehen des Opportu­
nismus vorhanden. Trotzdem entwickelte sich vor allem der 
revolutionäre Teil der Arbeitcrbewegung. Wenn Rußland da· 
mals dasjenige imperialistische Land war, in dem alle ökono­
mischen und sozialen Widersprüche des Imperialismus Olm 
ausgeprägtesten waren, so sind es heute im Weitmaßstab die· 
jenigen Länder Lateinamerikas , die schon eine monopol­
kapitalistisch bestimmte innere Struktur haben. 
Dazu kommt der Hauptwiderspruch dieser Länder gegen­
über dem US-Imperialismus und dazu kommt die Existenz 
einer Masse von Menschen - Halbproletarier, Siumbewoh· 
ner, Landarbeiter - , die keinerlei Aussichten haben. irgend­
wann einmal in die Arbeiteraristokratie aufgenommen zu 
werden. Insgesamt gesehen muß auch bezweifelt werden, 
daß der lateinamerikanische Kapitalismus aufgrund seiner 
abhängigen Stellung auf dem Weltmarkt und aufgrund seiner 
Disproportionen überhaupt in der Lage ist. diejenigen Res­
sourcen zu mobilisieren. die notwcndig sind, um breite 
Schichten der Arbeiter zu korrumpieren. Der lateinamerika­
nische Kapitalismus ist ein schwaches Glied in der Kette des 
Welt kapitalismus und wird es auch noch lange bleiben. Er 
hat zwar alle negativen Seiten hervorgebracht, die der Kapi­
ta lismus auf sozialem Gebiet Überhaupt hervorbringen kann. 
ist aber gleichzeitig zu schwach. ~m die ökonomischen Mit­
tel für die sozialpartnerschaftliche Integration heryorzu­
bringen. 
Neben objektive Faktoren, die eine Sozialdemokratisierung 
unwahrscheinlich machcn, treten subjektive. die mit den 



reichen revolutionären Kämpfen in Lateinamerika zu tun 
haben, die zwar häufig unter kleinbürgerlich-radikalen Vor­
zeichen stattfanden, aber immer auch eine stark antiimperia­
listische Komponente aufwiesen. Ein Beweis für die man­
gelnde sozialt: Integrationsfahigkeit des Kapitalismus sind 
nicht zult:tzt auch die gescheiterten Regierungen unter 
sozialdemokratischer Führung. 
In den agrarisch bestimmten Ländern Lateinamerikas sind 
die Voraussetzungen noch schlechter: Oie ökonomischen 
Bedingungen fehlen ganz, die Alternative scheint hier wirk­
lich Diktatur der Oligarchie oder revolutionärdemokratische 
Volksmacht mit sozialistischer Orientierung zu sein. Denn 
trotz der Unterentwicklung der Produktivkräfte besteht in 
allen diesen Ländern eine allgemeine revolutionäre Krise, die 
ein langes Hinausschieben der angesammelten scharfen 
sozialen Probleme nicht erlaubt. Diese Erkenntnis hat auch 
für die Sozialdemokraten Konsequenzen, die sich zuneh­
mend vor die Entscheidung gestellt sehen: Mit der Oligar­
chie oder mit der Revolution. Für die unterentwickelten 
Länder vor allem Zentralamerikas ist also ein "Dritter Weg" 
noch unwahrscheinlicher. 
Für eine Sozialdemokratisierung der sozialen Basis bestehen 
ungünstige Voraussetzungen. Anders sieht es mit der politi­
schen Sozialdemokratisierung kleinbürgerlicher und natio­
nalrevolutionärer Parteien aus, die eine lange Tradition des 
nationalen Reformismus haben und im eigentlichen Sinne 
des Wortes keine Arbeiterparteien sind, auch wenn sie, wie 
die APRA in Peru, die AD in Venezuela, oder die P RI in 
Mexiko die Arbeiterklasse nach wie vor ideologisch orientie­
ren und fUhren. In der Phase ihres historischen Niederganges 
beginnen sich die populistischen und nationalrevolutionären 
Bewegungen von dem Vorbild USA zu lösen und sich an der 
internationalen Sozialdemokratie zu orientieren. So ist es 
kein Zufall, daß die der SI zugeordneten Parteien vor allem 
aus dieser Tradition kommen. 
Oie informell liierten Parteien sind Parteien, die an Konfe­
renzen der SI teilgenommen haben oder ansonsten eng mit 
ihr :2usammenarbeiten. Trotz ihres informellen Status haben 
sich einige dieser Parteien sehr stark auf die SI ausgerichtet 
(APRA Peru, PRI Mexiko oder AD Venezuela). 
Die in der Liste aufgefUhrten kleinbürgerlich-radikalen Par­
teien und Bewegungen haben sich bei ihrer Orientierung auf 
die Sozialdemokratie oft von bürgerlich-reformistischen 
Positionen gelöst und sich dabei nach links entwickelt. 
Gleichzeitig bemühen sie sich in den 70er Jahren, ihre sozia­
le Basis auf die Arbeiterklasse auszudehnen. Die Sozial­
demokratisierung des Reformismus in Lateinamerika bedeu­
tet de facto eine Vereinigung des bürgerlichen mit dem 
Sozialreformismus. 

Trotz der vorhandenen Instrumentalisierungsversuche gegen­
über dem Reformismus Lateinamerikas durch die Sozial­
demokratie an der Regierungsrnacht ist die in Lateinamerika 
bestimmende Richtung der Klassenauseinandersetzung die 
des Fortschritts. Voreilige Beurteilungen der Rolle der 
Sozialdemokratie in diesem Prozeß der Aufwärtsentwick­
lung der Volksbewegung sind gefahrlich, etwa die, daß eine 
Stärkung der Sozialdemokratie in Lateinamerika not wen­
digerweise zu einer Lähmung des Schwungs der Volksbewe­
gung führen müsse. Die Stärkung der Sozialdemokratie in 
gewissen Etappen des Kampfes kann auch Vergrößerung der 
Kampfkraft bedeuten. Die Frage ist nämlich: Auf wessen 
Kosten wird die Sozialdemokratie stärker, auf Kosten bür­
gerlicher oder auf Kosten revolutionärer Positionen? 
Die sozialdemokratische Sammelbewegung ist innerhalb der 
Dynamik der gesellschaftlichen Prozesse in Lateinamerika in 
innerer Bewegung und in Bewegung auf ihre realen oder 
potentiellen Bündnispartner zu. Die Bewegungsrichtung da­
bei ist eindeutig antiimperialistisch. Die Methoden des Anti­
imperialismus haben den Rahmen des Verbalen längst ge­
sprengt. Die Sozialdemokratie hat sich an wichtigen Brenn­
punkten des Kampfes praktisch auf die Befreiung verpflich­
tet. 
Wie kann sie den Weg zurück antreten ohne einen gewaltigen 
Autoritätsver1u~t? Die Haltung der Sozialdemokratie darf 
auch nicht an Fragen gemessen werden, die heute nicht im 
Mittelpunkt der Klassenauseinandersetzung stehen, wie der 
Frage: Charakter der sozialistischen Staatsmacht oder voll­
ständiges Eigentum des Volkes an den gesellschaftlichen 
Produktionsmitteln. Die Frage "Faschismus oder Sozialis­
mus" steht heute als Frage nicht. Deshalb wird die Frage der 
Gestaltung des Sozialismus in Lateinamerika ein Problem 
der längerfristigen Auseinandersetzung innerhalb der Arbei­
ter- und Volksbewegung sein. 

Kernfragen: Antiimperialismus, antidiktatorisches 
Engagement 

Heute sind andere strategische Aufgaben lösbar, vor allem 
der Hauptwiderspruch zum Imperialismus und die Nieder­
schlagung des Faschismus und der Militärdiktatur mit dem 
Ziel einer fortgeschritlenen politischen, wirtschaftlichen 
und sozialen Demokratie, einer Demokratie vom Charakter 
der revolutionären Volksmacht. Wenn akzeptiert wird, daß 
Zwischenlösungen auf dem Weg zu einer sozialistischen Ge­
sellschaft notwendig sind, daß die authentisch-revolutio· 
nären Kräfte allein zu schwach sind, dann wird die Frage 
"Mit wem welche Slrategischen Aufgaben lösen?" die 
Hauptfrage der EntwiCklung des Kampfes. Die weitere Ge­
schichte Lateinamerikas wird diese Frage endgültig beant­
worten. Aber alles scheint darauf hinzudeuten, daß die 
Sozialdemokratie in Lateinamerika in Lebensfragen der Re­
gion eine gemeinsame Sprache mit den Revolutionären fin­
det und daß sie so, und nur so, ihre Bedeutung als politische 
Bewegung erhöhen kann. 
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Heinrich Werner 
Thesen zur Rolle der Kirche 

im lateinamerikanischen Befreiungsprozeß 
I. Kein anderer Kontinent ist so stark und eindeutig von 
einem Glaubensbekenntnis geprägt wie Lateinamerika: mehr 
als 90% der Bevölkerung sind Katholiken. (Die protestanti­
sc hen Kirchen Lateinamerikas spielen eine geringe Rolle. Es 
handelt s ich bei ihnen im wesentlichen entweder um Ein­
wandererkirchen oder um Ableger US-amerikanischer Mi!­
sionstätigkeit .) 
2. Die katholische Kirche Lateinamei'ikas hai seit einigen 
Jahren ihre tradit ionelle Rolle, die bestehenden gesellschaft­
lichen Machtverhältnisse ideologisch abzusichern bzw. von 
ihnen zu profitieren aufs Ganze gesehen aufgegeben. Sie rea­
gierte damit auf die gesellschaftliche Bewußlwerdung der 
gläubigen Kirchenmitglieder auch aus den unteren sozialen 
Schichten. 
3. Die veränderte Bewußtseinslage in der lateinamerikani­
schen Kirche ist eine Folge der Zuspitzung gesellschaftlicher 
Konflikte, die ihre Verschärfung durch das Anwachsen 
nationaler Befreiungsbewegungen seit dem Ende des 2. Welt· 
kriegs erfahren hat. Die aktuelle Lage wird als Ausbeutung 
durch die multinationalen Konzerne erfahren, die ihren 
Hauptsitz in den USA haben und von jeweiligen nationalen 
Oligarchien als Nutznießer unterstützt werden. Die Verar­
mung und Verelendung breiter Massen der Bevölkerung wird 
als Folge dieses Ausgeliefertseins an in· und ausländische 
Ausbeuter erlebt. 
4. Unter dem Druck der Verhältnisse besinnen sich die be­
wußten Christen unter den lateinamerikanischen Katholiken 
auf die Wurzeln ihres Glaubens. Sie haben die Botschaft des 
Evangeliums, die auf Gerechtigkeit und Freiheit von Aus· 
beutung zielt, neu entdeckt und wollen sie in die Praxis 
umsetzen. Der Anstoß von marx.istischen und sozialistischen 
Gruppierungen hat sie dazu geruhrt, von den eigenen Wur­
zeln aus im Bündnis auch mit anderen Kräften gegen die 
institutionalisierte Gewalt anzugehen und nach einer Gesell· 
schaft der Gerechtigkeit und Freiheit zu suchen. 
5. Das gilt selbstverständlich nicht flir alle Teile der katho· 
lischen Kirche in Lateinamerika. Vielmehr ist ein weitge­
facherter Oifferenzierungsprozeß zu beobachten. Dabei geht 
das Spekt rum etwa von dem Erzbischof von ßogota, Munoz 
Duque, der zugleich General ist, bis hin zu dem Mönch Er­
nes to Cardenal. bekanntlich Kuhurminister der Sandinisti· 
sehen Regierung Nikaraguas. 
Dabei ist jedoch zu konstatieren, daß der Einfl uß der reak· 
tionären Kräfte in der lateinamerikanischen Kirche an Be­
deutung verlier!. So is t es ihnen - trotz gewaltiger Kraftan­
strengung - nicht gelungen, bei der letzten lateinamerika­
nisc hen Bischofskonferenz (Anfang 1979) in Puebla die Er­
gebnisse der vorangegangenen in Medellin (1968) in ihrem 
Sinne zu revidieren. Vielmehr hat die Konferenz von Puebla 
die Ergebnisse von Medellin festgeschrieben und konkreti· 
siert. Das zielt auf die Parteinahme der K.irche flir die Ent­
rechteten und Ausgebeuteten. 
Oie Folge ist, daß in einer Reihe lateinamerikanischer 
Länder, in denen MilitälTegimes herrschen, die Kirche die 
einzige "legale" Stimme der Unterdrückten ist. Deshalb wird 
die Kirche, insbesondere der niedeu Klems, auch immer 
stärker zu einem Angriffsziel der Reaktion. (Bis hin zum 
Mord an Er~bischof Romero in EI Salvador.) 

6. Die Kraft dieser Bewegung ist nicht in erster Linie abhän­
gig von der Haltung der jeweiligen Bischöfe usw. Die Dyna· 
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mik dieser christlichen Befuiungsbewegung entwickelt sich 
vielmehr aus einer breiten Basisbewegung, in der sich Chri· 
sten in ihrem jeweiligen Wirkungsbereich zusammenfinden, 
um in der Auseinandersetzung mit der christlichen Bot· 
schaft ihre eigene Lage zu bestimmen und von daher Wege 
der Veränderung zu gehen. Es ist keine Bewegung von Intel· 
lektuellen oder sonstigen Randgruppen. Es ist eine Volks· 
bewegung. 
7. Europäische Solidaritätsbewegungen mwsen sich mit die­
ser lateinamerikanischen Gegebenheit auseinandersetzen -
besser gesagt: sie haben diese Bedingungen im lateinamerika­
nischen Befreiungsprozeß zu akzeptieren. 
Bestimmte, auch kirchliche, Kräfte in unserem Land haben 
die Bedeutung der Entwicklung wohl erkannt; sie tun alles, 
um sie zu bremsen oder gar zurückzuentwickeln. Die These 
VOn der "marxistischen Unterwanderung" kirchlicher Bewe­
gungen hat hier eine wichtige Funktion. Finanzielle und 
ideologische ("theologische") Einflußnahme ist an der 
Tagesordnung. 
8. In Lateinamerika sind christliche und nichtchristliche 
Initiativen zur Befreiung vielleicht zu unterscheiden, aber 
nicht zu tunnen. Sie haben das gleiche Ziel und den glei. 
ehen Gegner. 
In der Solidaritätsbewegung in der BRD muß selbstverständ· 
lieh das gleiche Prinzip gelten. 



Kultur 
Jürgen Ostrowsky 

"Gebt den Kampf nicht auf!" 
Bob Marley, Reggae und der Rastafari-Mythos 

Am 11. Mai dieses Jahres starb, 36jährig, an einer unheil­
baren Krankheit Bob Macley, Star der Superlative des 
Musik-Business, Kultfigur einer Nation und der Anhänger 
der Reggae-Musik. 
Ohne Übertreibung läßt sich sagen, daß Bob Marley der bis­
lang größte Star der sog. Drinen Weh gewesen ist. Die Feier 
seiner Beisetzung füllte das Nationalstadion in Kingston, 
Jamaika. Der erzkonservative Premierminister Edward 
Seaga 1 nutzte die Stunde um seiner Popularität VOTan zu 
verhelfen und leitete die Trauerfeier. 
Bob Marley hat wesentlichen Anteil darm, daß der Reggae, 
der sich in den späten 60cr Jahren zur jetzigen Form ent­
wickelte, heute eine der populärsten modernen Musik­
formen - und ein gewaltiges Geschäft ist. 

Die Ursprünge des Reggae lassen sich auf afrikanische Musik­
traditionen der Sklaven auf Jamaika, auf Tanzmusikspiel­
weisen wie den "Ska" der frühen 60er Jahre, unterschied­
liche Calypso-Formen sowie nicht zuletzt auf Anleihen aus 
dem US-amerikanischen Rhythm & Blues zurückführen. Das 
Wort Reggae selber bleibt hinsichtlich seiner Herkunft im 
DunkeL Mal wird es auf das englische "ragamuffin" zurück· 
geführt (was soviel wie "zerlumpter Kerl", ""S,,,Jl",,,,w,dy" 
bedeutet). mal auf die Verbindung mit den .,einfachen" 

jamaikanischen kreolischen Dialekt auf Englisch und zahl­
reichen afrikanischen Wörtern und Wendungen "regular") 
Menschen. 
Toots Hibbert von der Gruppe Toots and the Maytals: 
"Reggae bedeutet von den Menschen kommend, verstehen 
Sie? Wie eine alltägliche Sache_ Wie aus dem Getto_ Von der 
Mehrheit. Eine Alltagsangelegenheit, die die Leute wie Essen 
verwenden - wir tun bloß Musik dazu und machen einen 
Tanz daraus. Reggae bedeutet einfache Menschen, die leiden 
und nicht haben, was sie verlangen."2 
Reggae ist Volk5·Musik im besten Sinn. Tag und Nacht er­
tönt aus Transistor-Radios in den Slum.vorstädten der über­
völkerten Hauptstadt Kingston (ca. 700.000 Einwohner bei 
einer Gesamtbevölkerung Jamaikas von etwa 2,2 Mio) der 
typische meist schleppende, vom kraftvollen Baß-Rhythmus 
dominierte Klang; zahllose Jugendliche versuchen sich als 
Sänger und Instrumentalisten in der Hoffnung durch SchaU­
plattenaufnahmen aus ihrer Elendssituation entfliehen zu 
können. 

Reggae - die Musik der Slums, Gettos ... 

Reggae ist die Musik der Gettos und Slums, in welchen die 
Mehrheit der zu 90% von afrikanischen Sklaven abstammen­
den Bevölkerung in einem Kreislauf aus Arbeitslosigkeit, 
sozialer Not und Kriminalität lebt. Insbesondere unter den 
jugendlichen Kriminellen, den "rude boys" - vergleichbar 
z.B. den "Tsotsis" in den schwarzen Gettos des rassistischen 
Südafrika, aber auch Jugendlichen-Banden in den Slums von 
New Vork (Harlem) oder Los Angeles (Watts) und London 
(Brixton, wo im Frühjahr 1981 soziale Spannungen zur 
Revolte der dort lebenden jamaikanischen Einwanderer 
ftlhrten) - fand der Reggae in den 60er Jahren begeistere 
Aufnahme. Reggae ist Musik der Revolte und Rebellion und 
"outlaw"-Musik. Bob Marleys "I shot the sheriff" ("Ich 
erschoß den Sheriff") z.B. geht auf diesen Zusammenhang 
zurück. 
Wie derzeit keine andere populäre Musik ist der Reggae da­
mit Träger kollektiver Empfindungen - Frustration der 
Unterdrückten und Ausgebeuteten, Enttäuschten und Ver­
zweifelten, Haß, aber auch von Hoffnungen - , vergleichbar 
damit, wenn auch nur entfernt. den Spirituals und dem 
Blues als der Musik der Sklaven und ihrer Nachfahren in den 
USA. 
In ihren Themen ähneln sie sich teilweise: Liebe und Bürder­
lichkeit bilden häufige Motive der Reggae-Texte; Gewalt 
und Frieden, Elend und Rebellion sowie schließlich als ein 
Kernthema "Afrika" kehren immer wieder. Damit ist deut­
lich, daß Reggae weitaus mehr ist als nur eine weitere Pop. 
Modewelle - so wie auch Bob Marley nicht nur "Star", 
sondern zugleich Prediger, Verkünder einer Sache war. 
Reggae ist Musik der Auflehnung gegen die unerträglichen 
sozialen Verhältnisse und die Ideologie dieser Auflehnung 
ist die der Rastafari-Bewegung, der "Rasta-men". "Organisa-
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lorisch" ist die Bewegung der Rastafarier schwer faßbar, 
ihre auf etwa 75.000 geschätzte Anhängerzahl gehört keiner 
festen Organisation an. Selbst äußerliche Kennzeichen, die 
als solche der Rastafarier bezeichnet wurden, sind keines­
wegs allgemein verbi ndlich. 
Die Entstehung der Rastafari-Bewegung geln auf die jahre 
um 1930 zurück - weltweit die Zeit der Weltwirtschafts· 
krise - und ist verbunden mit zwei Namen. Der ers te ist der 
des gebürtigen schwarzen j amaikaners Marcus Garvey, der 
ab 1916 in den USA - anknüpfend an schwan~e Theoretiker 
der USA wie Booker T. Washington - Forderungen zur 
Emanzipation der Schwarzen proklamierte wie die Förde­
rung von K.Ieinkapitalien, "self reHance" (etwa: Bewältigung 
der gesellschaftlichen Prozesse aus eigenen Mitteln) und zu 
diesem Zweck gar die Bildung von separaten Enklaven· 
Republiken der Schwarzen in den USA mit e igener Annee 
usw. Den nachhaltigsten Einnuß seiner Ideen üb te jedoch 
die im Gefolge der von ihm aufgegriffenen Forderung 
"Afrika den Afrikanern!" entwickelte These und Prophe­
zeiung aus, die Nachfahren der Millionen schwaner Sklaven 
in der neuen Welt würden in ihre wahre Heimat Afrika zu­
rückkehren - allein dort sei ihre wirkliche Befreiung erreich­
bar - und dieser Tag des "Exodus", des Auszuges ins ,,ge· 
lobte Land" entsprechend der Bibel also (Titel auch eines 
Bob-Marley-Songs), werde kommen, wenn in Afrika ein 
schwarzer König gekrönt werde. 
Diese Prophezeiung schien sich zu erfillien am 2. November 
1930. An diesem Tag wurde in Äthiopien Ras Tafari Makon­
nen zum Kaiser gekrönt und nahm den Titel Haile Selassie I. 
an sowie die Bezeichnungen " Löwe von j uda" und "König 
der Könige" ("Negus Negesti"). In ihm erblickten Anhänger 
Garveys den angekündigten Messias, den Sendboten Gottes, 
in Äthiopien das Ziel der Rückkehr (wobei Äthiopien viel· 
fach für Afrika überhaupt steht). Die äthiopischen Farben 
(Grün-Gold-Rot) wurden zu denen der Rastafarier, die ihren 
Namen aus dem Vornamen Makonnens herleiteten. 
Äthiopien wurde zum Identifikationspunkt, Haile Selassie 
zur Verkörperung des Messias, ,Jah " in der eigemümlichen 
Sprache der Rastafarier (nach dem hebräischen j ahwe für 
Gott) ungeachte t der sozialen und politischen Realitäten, 
ungeachtet der Tatsache, daß mit Haile Selassie ein Despot 
regien e, dessen Verantwortung für den Hungertod von 
Hunderttausenden Äthiopern 1974 Anlaß zu seinem Sturz 
war. 

~stafari: Blick aufs "gelobte" Afrika 

Die Gründe hierflir sind dennoch ersicht lich. Äthiopien ist 
das einzige schwanafri kanische Land, das niemals Koloni e 
war. Die Mehrheiurel igion des Landes ist das koptische 
Christentum, die Sippe der Makonnen leitet ihren Ursprung 
vom judaischen Herrscher Salomon und der Königin von 
Saba (Sheba) ab. Die Sklavennachfahren auf jamaika sind 
ihrerseits sei t etwa dem späten 18. jahrhundert großteils 
Anhänger von Missionskirchen und "afro-christlichen" Kul­
ten, die meist auf einer einfachen und fundamentalis tischen 
Bibelauslegung (vor a llem des Alten Testaments) beruhen. 
Unter diesen nimmt die Auffassung breiten Raum ein, an 
die Stelle des gegenwärtigen Elends werde das ,,(tausend­
jährige) Reich Gottes" treten , wie es in der Offenbarung 
J ohannis prophC'.teit wurde - weshalb derartige Bewegungen 
als "Millenarismus" (damit verwandt "Chiliasmus") bezeich­
net werden. Hauptgrund der Anziehungskraft des Mottos 
"zurück nach Afrika" freilich ist der Umstand, daß den ver­
sch leppten Sklaven und ihren Nachfahren erstmals eine 
Identifikationsmöglichkeit gegeben wurde, daß mit dem 
Hinweis auf die kulturelle Tradition Afrikas erstmals ein 
Gefühl des Stolzes und des Selbstbewußtseiru in den ihrer 
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Identität d urch den Kolonial ismus Beraubten entstehen 
konnte. Ei n Besuch Haile Selassies in jamaika 1966 wurde 
fo lgerichtig zu einem Triumphzug. 
Die "Ideologie" der Rastafari-Bewegung ist in wenigen Wor­
ten besehrieben. "Programmatische" Aussagen sind kaum 
vorhanden, in Liedtexten und individuellen Äußerungen fin­
det sich vielfach ein geradezu abenteuerlich-krauses Weit­
bild, dessen Fixpunkte freilich die te ils historischen, teils 
mythischen Themen namentlich des Alten Testaments sind. 
Gemäß ihrer Verheißung gilt den Anhängern der Rastafari­
Bewegung jamaika als "Babyion", sie selbst - die Schwar­
zen insgesamt - sind die dorthin verschleppten "Israeliten". 
Beide Begriffe tauchen auch immer wieder in Liedtexten 
auf. Meinte "Babyion" - ursprünglich die Gefangenschaft 
eines Teils des jüdischen Volkes dor t - in der ßibel später 
vor allem Rom, das Römische Reich, so steht es für die 
Rastafarier rur das "System" jamaikas (Bob Marley: "Baby­
Ion System"): Gewalt, Polizeiwillkür, Korruption, Elend, 
Unterdrückung. In dieser "Knechtschaft" harren die "Kin­
der Israels" ("chi ldren of jah") der Befreiung und 
Rückführung ins eigene, "unserer Väter Land", des "Exo­
dus" (2. Buc h Mosis) also zum "Berg Zion" (=Afrika) durch 
den ersehnten Messias. 
In der Verkündung dieser Botschaft sehen die Rastafarier 
eine Il auptaufgabe. Bob Marley in einem Interview: "Wir 
alle sind Christenmenschen; eine Botschaft zu verkünden 
haben wir alle, und das können wir nicht zurückhalte·n. "3 
Allerdings ist der Glaube an die reale Rückkehr nach Afrika 
im Rückgang begriffen,4 der Begriff "Afrika" wurde mehr 
zum Symbol ftir eine geistige Heimat. Obwohl eine politiseh 
kämpferische Praxis der Rastafari.Bewegung nicht e rkenn-



bar ist, nimmt neben der Thematik des "Exodus" usw. die 
Beschreibung der realen Situation auf jamaika und die For­
mulierung militanter Rebellionslosungen breiten Raum ein. 
Am berühmtesten wurde Peter Toshs Komposition (inter­
pretiert von Bob Marley) "Get up, stand up" ("Erhebt euch, 
steht auf"). Und auch bezüglich Afrikas werden Texte häufi­
ger, die konkrete Solidarität ausdrücken - z_B_ Bob Marleys 
.,Zimbabwe". 
In der Rastafari-"Ideologie" stehen neben der eher mysti. 
schen Religiosität Elemente politischen Engagements. Diese 
Zwiespältigkeit ergibt sich aus der Existenz einer Heilserwar­
tungsbewegung ("millenaristisch"), welche die Rastafari­
Bewegung ihrem Wesen nach ist, in einer spezifischen histo­
rischen Situation eines Dritte-Welt-Landes wie Jamaika. 
Heilserwartungsbewegungen - meist in Form von Sekten -
traten in aUen Klassengesellschaften Europas und des vorde· 
ren Orients (und in ihren Religionen) immer wieder auf. 
Typisch flir sie ist die religiöse Verkleidung zumeist sehr 
irdischer, weltlicher Beweggründe und Ziele, die in den 
materiellen/sozialen Verhältnissen, und zwar der Verelende­
ten, Versklavten und Unterdrückten zu suchen sind_ Insbe­
sondere in Situationen des sozialen Umbruchs - und damit 
der Zuspitzung von Klassengegensätzen - bildeten sich Be­
wegungen, die statt der Befreiung auf Erden diejenige im 
jenseits propagierten, vor allem aber die konkrete Lage der 
Erniedrigung und Armut mit der Utopie einer besseren Welt 
konfrontierten_ 

Als eine solche Sekte zunächst der Ärmsten entstand auch 
das Christentum unter der römischen Herrschaft. Daß es an 
die Stelle zahlloser anderer Kulte usw. treten konnte, ver­
dankte es der Tatsache, daß es zum einen keinerlei Kasten­
bildung bei der Ausübung der Religion kannte (im Unter­
schied zum Priestertum anderer, schließlich auch der jüdi­
schen Religion(en) ), zum anderen eben diese traditionellen 
Religionen usw_ durch die Eroberung durch Rom und durch 
die Zerstörung der sozialen Grundlagen ihre Basis verloren. 
Das Christentum entwickelte sich vor al lem als Religion in 
der .. Diaspora" (der Zerstreuung eines Volkes in alle Welt) 
und nach dem Scheitern mehrerer Aufstände des jüdischen 
Volkes gegen die römischen Eroberer. 

Eine vergleichbare Situation - Verschleppung und Zerstreu· 
ung, Zerstörung der traditionellen Gesellschaften - bestand 
und besteht fur die Afroamerikaner, also die Sklaven und 
ihre Nachfahren auch auf Jamaika. Unter ihnen nahm der 
Einnuß teilweise rückwärts gewandter, "romantischer" 
Theorien wie schließlich diejenige Garveys vor allem nach 
dem Scheitern großer Aufstände der Sklaven und ihrer for­
mell freien Nachfahren 1831 und 1865 zu. 

Der Aufstieg der Rastafari-Bewegung fallt 
Zeit nach dem 2. Weltkrieg, als jamaika 

vor allem in die 
bis dahin ein 

reiner Agrarstaat (Zuckerrohr, Rum, Bananen) - nach der 
Erschließung gewaltiger Bauxit-Vorkommen sich zu einem 
von der Bergbauindustrie dominierten Land entwickelte und 
die Landnucht rasant zunahm - mit den in der Dritten Welt 
vorherrschenden Folgen; Siumbildung, Massenarbeitslosig­
keit, Hoffnungslosigkeit, Gettokriminalität. Der Rastafari­
Kult heutiger Prägung ist teilweise die jamaika spezifische 
"Antwort" auf diese Bedingungen (verschärfend kommt 
hinzu die Enttäuschung der Massen nach der Unabhängig­
keit des Landes; vgl. Anmerkung I). 
jamaikas Rasta-men stehen damit keineswegs allein. Ver­
gleichbare Erscheinungen prägen auch das Bild sowohl der 
"Black Power·'.Bewegung in den USA in den 60er jahren 
(so taucht auch dort die Losung "zurück nach Afrika" auf, 
bildete diese aber auch einen wichtigen Markstein für die 
Entwicklung eines neuen Selbstbewußtseins der Schwar· 
zen,5 als auch bestimmter Teile der "Bewegung des schwar­
zen Selbstbewußtseins" ("Black Consciousness Movement") 
in Südafrika. 

.. Erhebt Euch, steht auf!" 

jamaikas Rastafari-Bewegung und ihre Musik, der überwie· 
gende Teil der Reggae, sind bei allen Zwiespältigkeiten und 
fragwürdigen Elementen Ausdruck einer Aunehnung, deren 
spezifische Ziige nicht zuletzt durch das Fehlen einer wirk­
lichen Alternative - einer revolutionären Bewegung - ge­
kennzeichnet sind. Dennoch finden sich in ihr Elemente 
revolutionärer Ideologie - und sei es in der Form der Uto­
pie, die stets auch Bestandteil revolutionärer Bewegungen 
sind. Zwar dominieren die Momente, die Ausdruck der Lage 
verelendeter, subproletarischer Bevölkerungsschichten sind, 
und vermischen sich mit kleinbürgerlich-nationalistischen 
Auffassungen, die anzeigen, daß auch Angehörige dieser und 
sogar der Schichten des Bürgertums inzwischen Anhänger 
des Rasta·Kultes sind. 
Dennoch stellt der Reggae nach wie vor in erster Linie eine 
Musik der Rebellion dar, ist er realistische Musik, wo er sich 
mit den Verhältnissen in Jamaika befaßt, geprägt vom Zorn. 
gegen die Verhältnisse und die Unterdrücker (letzteres 
kommt z.B. in Gedichten von Rastafari-Poeten wie Sam 
Brown zum Ausdruck). Die Widersprüchlichkeiten zu erken· 
nen und kritisch aufzunehmen darf nicht dazu fUhren, zu 
verkennen, daß der Reggae eine wichtige musikalische Form 
des Ausdrucks von Aunehnung und Hoffnung in großen Tei­
len der Dritten Welt darstellt. Als auf der Karibikinsel Gre· 
nada das reaktionäre Regime gestürzt wurde, spielte der von 
der Revolutionären eingenommene Rundfunksender den 
ganzen Tag lang Reggae.Musik. 
Bob Marleys Version von "Get up, stand up" ist in ihren 
Aussagen eindeutig; 
"Man kann einige Menschen einige Zeit täuschen 
aber nicht alle Menschen alle Zeit 
und nun, da wir das Licht sehen 
stehen wir auf und kämpfen. 
Erhebt euch, steht auf 
steht auf rur eure Rechte 
erhebt euch, steht auf 
gebt den Kampf nicht auf!" 

Anmerkungen: 
I) Zur Entwicklung Jamaikas in der jüngeren Zeit siehe: AlB 

1/1981, S. 12-14 
2) Nach: S. Davis/P. Simon, Regg<le Bloodlines. In Seareh Of The 

Music And Culture Of Jamaica, London 1979, S. 17 
S) Interview mit Bob Marley, Wcstdcutso::her Rundfunk, 3. Pro­

gramm, 22.8.1980 
4) Vgi.: L.E. Barren, The Rastafarians, Kingston - London 1979, S. 

'38 
S) Vgl. hienu AlB 2/1980, S. 23 
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Entwicklungsländer 
Vom 26.-30. April 1981 fand in Havarztll.l/Kuba det 2. Kongreß der" Verdn(gung der Okonomtn der Dritten Welt" stillt, dessen Eröffnul1I/m!de 
der kubaniJche Mini$lerpriisident Fidel Cl2.ltro hielt. Die VcrcimPt\l wt.<rde im FebrulJr 1976 in Aigiet auf Anregung des ueT$toroenen Houari 
BQumedienne gegriindet und hat n'ch seitlu!r Zu einem Zentrum des progreSSlvlIn wirtschafts- und SO,lialwüunschaftlichen DenJr.ens entwickelt. 
Während die TeilnehmerzQhI llCIeh auf dem 1. Kongrejl in Algier nur I'tw/ls mehr als 200 betrug, .tomen in HO!J(mM etwa 650 Oltonomen und 
Soziologen aus 102 LäruJern sowie weitere 400 WirtscluJltswissenschajtler zusammen. 
DfIS SelbstveTständnls der Vereil'lig'ung l!f'gibt $ich daraus. daß in ihr dem Statut zu/alge alt jene SOlu.l- und Wirttc""ftswissensclw.ft/er Mitglied 
werden können, "die sich /it:! und pvsönlid dem revolutionaren Pro~eß der Befreiung und Verteidigung ihrer Vö/lter sowie der Durchfuhrung der 
Strategie zur Erlangung ihrer politischen UMlblriingigkeil und zur Schllffu"/{ einer Neuen IntertllltioMlIno WirtJChaftsordnung - die die Negation 
der gegenwiirtigen impcriolistischen Arbeitsteilung ist - verpflichtet fohlen ". Dies macht 12uch fiir propessive Wissenschaftler <!'Ur entwickelte.! 
k12pitl2listischen und .roü12liJlischen Undern die Mit12rbeit in der OrganiSlltion mäglich . .. Wo immCT wir a'.lCh tlfbeilen ", formulierten die Kongreß· 
teilnehmer in ihrer Allgemeinen Erkliirung in HI2lHmna, "wir mussen die Wege a.nd Methoden zur w12hren Entwicklung a.nserer Vä/lt er 12usfindig 
m12chen und vor12ntreiben. Der einzige Weg dies zu erreichen, besteht d12rin, 12n den Kämpfen der Arbeiter und B12uern. der breiten Volksmassen 
teiü;unehmen, so d12ß sich unser wissenschaftlicMs Denken im Einkl12ng mit den wirtsch12ftlichen und gesellschaftlichen RealitiiUn der Dritten 
Welt befindet." Es versIeht sich. daß sich dieses Wissenschll.{lsdenken radik121 oon jenen bürgerlichen AnS<itzen unterscMidet, die sich mehr oder 
weniger 12n den kurz- oder lang/n'Sligen Erfordernissen neokoloni12listischer Hf.'TTschaflssicherung orientieren. "Sei es durch die Trugbilder der 
Interdependen;: oder durch die Konstruktion nicht oorhandener gegenseitiger Interessen zwischen den Ausbeutern u.1d den Ausgebeuteten ", so 
MißI es in der Erkliirung oon H12vanlla weiter, "der Imperialismus verfolgt lediglich seinen traditionellen Weg ... Gegenwiirtig gibt es Vern.<che­
die n'ch gTllduell unterscheiden, aber alle der gleichen Absicht folgen - der Dritlen Welt angeblich guignete Modelle zur ObCTwindung der 
Rückstiindigkeit und der Unterentwickla.ng an;:ubieten. Eines davon ist die Anwenda.ng a.ltraliberaler WirtJCJwfl$politik en monet12ristischcr A rl. 
die in der Prta.is die Unterordnung der Wirtschaften dieser Under unter die Dik tote der tranSlllltioMllen Konzerne bedeuten. .. 
Im Mittelpunkt der Diskussion standen in Havo.ntw die Auswirkungen der kopitalistiscMn Weltwirtschaftrkrise auf die Liindl'"T der Dn'tlen Welt. In 
Arbeilsif"'ppen und Rutldtischgespriichen wurden ferne die akulen Fragen der Entwicklung und des Kampfes 11m eine Neue Infertll/lloMle 
Wirtschaftsordnung diskutiert. Besonderes Gewicht wurde dDbei Duf den unauflöslichen Zusammenhang zwischen demokratischen Umgestaltun­
gen im weltwirtschaftlichen Bereich und rodilwlen Sln4kturverandtm4ngen im lnnern der Entwicklunglliinder gelegt. 
Der Nobelpreisträger und schwedische tlkonom GunMr Myrdol. wohl der prominenteste westliche Teilnehmer on dem Forum i" HavonM 
unterstn'ch dies neben uielen anderen.: .,Was die Dritte Welt tun muß, ist, fiir JtruktureUe Verändel1.lngen zu kämpfen, derer unterentwickeltc 
Lätlder heute bedürfen,. zu kiimpfen für die Hebung des BildungsstDnds, darum, d12s NotioMleinkommen gleicher zu verteikn, Agrarreformen 
durclullführen und die äffentliche Gesundheitsuersorgung ollnubollen; kurz: zu kiimpren fiir eine wahrhtJ{lige ökonomische, $ozillit und kulturel­
le Entwicklung utld gegen die Troll$tw/ionolen $Owie gegen die VorheTf'schaftspolitik der westlichen Miichte, ., Und G. Myrdol war auch nicht der 
Ein;:ige, der konkretisierte, wie dieses Kon;:ept zu verwirklichen sei: .. Wenn mich jemt.nld fragte, WD es Entwicklungserfolge gegeben hat, würde 
ich ihm sogen: Schauen Sie auf Ka.bo. " 

Rede Fidel Castros auf dem 
2. Kongreß der Vereinigung der Dritte-Welt- Ökonomen 

Das Dilemma unserer Zeit 
( ... ) Wir müssen die Erfahrungen aJler Völker, die sich selbst 
von imperialistischer Vorherrschaft und kolonialer Unter­
drückung befreit haben, berücksichtigen, unser eigenes Den­
ken entwickeln und uns frei machen von der pseudowissen­
schaftlichen Bevormundung durch direkte oder indirekte 
Vertreter der transnationalen Monopole. 
In der letzten Dekade entstand die Theorie des sog. Nord­
Süd-Dialogs. Ihr zufolge verhandelt der wohlhabende Nor­
den mit dem verelendeten, verarmten und rückständigen 
Süden. 

Die Nord-Süd-Theorie will verschleiern 

Es ist nicht schwer zu erkennen, daß geographische Begriffe 
das Wesen der Beziehungen zwischen jenen Ländern ver­
schleiern sollen, die große Reichtümer besitzen, und denen, 
die dieser beraubt wurden. All das dient dazu, die Vergan­
genheit vergessen zu machen, die Gegenwart zu entstellen 
und die Zukunft in rosigen Farben zu malen. 
Einige sind darum bemüht, den Begriff "Norden'l auf die 
sozialistischen Länder auszudehnen, die mit kolonialen, neo· 
kolonialen und imperialistischen Praktiken weder etwas zu 
tun hatten noch haben. Für uns ist "der Norden" voll­
kommen gleichbedeutend mit den früheren Kolonialländern, 
die - allgemein gesagt - zu neokolonialistischen und im· 
perialistischen Praktiken übergegangen sind und noch immer 
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die Wirtscharten vieler Staaten in Arrika, Asien und Latein­
amerika - dem symbolischen Silden natürlich - behel'T­
schen. 
Oie sozialistischen Länder verfUgen weder über transnati0-
nale Unternehmen noch besitzen sie RohstoHquellen, 01-
lager1läuen oder Fabriken jenseits ihrer Grenzen. Kein ein­
ziges sozialistisches Land beutet einen Arbeiter oder Bauern 
in einem anderen Land aus. Oie Wahrheit über den Nord­
Süd· Dialog besteht darin, daß der Norden über ökonomische 
Macht verfUgt, die sich in seiner entwickelten Industrie, sei­
nen großen finanziellen Reserven und seiner Kontrolle der 
fortgeschrittenen Technologien manirestiert, während der 
Süden - allgemein gesagt - über beträchtliche Mengen von 
Rohstoffen und billiger Arbcitskrart verfügt, aber außer· 
ordentlich stark bei den Finanzinstitutionen des Nordens 
verschuldet ist. 
Die Wirtschartskrise des Kapitalismus istjetu in eine chroni­
sche Phase getreten. Seit 1913 hat sich die Situation noch 
weiter verschlechtert, und es gibt kein Anzeichen dafür, daß 
die Probleme kleiner werden oder gar verschwinden. 
Die Wirtschaften der entwickelten kapitalistischen Länder 
bieten ein Bild der Stagnation. Ihre gesamtwiruchaftliche 
Wachstumsrate lag 1980, verglichen mit 1919, bei nur 1%. 
So geht ihr wirtschaftlicher Abschwung weiter. 
Oie Inflation, das andere a1lgegenwärtige Phänomen, stieg 
nach den Angaben der Organisation ftir Wirtschaftliche Zu· 
sammenarbeit und Entwicklung (OEeD) 1980 aur 13,9%. 
Die gleichen Symptome dauern gegenwärtig an. Die Arbeits­
losigkeit _ eine wirtschaftliche Tatsache und ein soziales 
Gebrechen gleichermaßen - wurde zu einem Massenphäno­
men. Ober 5% der Arbeitskräfte in diesen Ländern sind 
ohne Arbeit, und ein großer Teil, der in den offiziellen Stati­
stiken nicht auftaucht, arbeitet nur zeitweilig oder saiso­
nal. ( ... ) 
In scharrem Kontrast dazu erwirtschaften die transnatio­
nmn Monopole wachsende Dividenden und akkumulieren 
beeindruckende Finanzmittel. Lassen Sie uns einige Zahlen 
aus der offiziellen internationalen Literatur, in diesem Fall 
der UNCTAD, nennen. 
Z.B. betrug die Gesamtsumme der Direktinvenitionen dieser 
Monopole in der Periode 1910-1842.000 Mio Dollar. Im 
selben Zeitraum führten die transnationalen Unternehmen 
100.218 Mio Dollar als repatriierte Profite in ihre Heimat­
länder zurück. Das bedeutet, daß während der betreffenden 
Periode für jeden neuen Dollar, der in den unterentwickel­
ten Ländern investiert wurde. im Durchschnitt 2,4 Dollar in 
Form repatrüerter Profite herausgezogen wurde. 

Raub der Transnationalen an der Dritten Welt 

Während derselben Periode stiegen die US-Investitionen in 
der Dritten Welt auf 8.701 Mio Dollar. und nach ihren An­
gaben wurden 39.685 Mio Dollar ab Profite retransferiert. 
Das bedeutet rur die US-Zahlungsbilanz durchschnittlich ein 
Plus von 4,5 Dollar ftir jeden in den unterentwickelten 
Ländern neuinvestierten Dollar. 
Es kann festgestellt werden, daß der Löwenanteil, der an die 
US-Konzeme geht, 40% der gesamten Monopolprofite be­
trägt. Mehr noch, die Rentabilität des US-Kapitals war nahe­
zu doppelt so hoch wie die du Kapitals ähnlicher Unter­
nehmen anderer Länder. 
Transnationale üben eine beeindruckende Kontrolle über 
den Rohstoffbandel aus. Sie vermarkten 50·60% bei Zucker 
und Phosphaten, 70-15% bei Bananen, Reis, Gummi und 
Rohöl, 15-80% bei Zinn, 85·90% bei Kakao, Tee, Kaffee, 
Tabak, Weizen, Baumwolle, Jute. Nutzhol:./: und Kupfer, 
90-95% bei Eisenel"l und Bauxit. 
Eine korrekte Wirtschafts· Wld Sozialpolitik muß den Men· 

schen in den Mittelpunkt stellen und sich auf ihn konzen­
trieren. Wenn die Politik diese Prinzipien nicht beachtet, 
wird es keine Entwicklung, ja nicht einmal Frieden geben. 
In vielen uruerer Länder ist es wesentlich, daß die Verhält­
nisse auf dem Land umgestaltet werden. Vielerorts blieben 
archaisch-feudale Fesseln und imperialistische Vorhel'Tschaft 
erhalten, und die bandgüter sind im Besit:./: nationaler oder 
transnationaler Monopole. Das Land muß denen gehören, 
die es bebauen, seien sie Landarbeiter in Staatsfarmen, Ge­
nossenschaftsbauern oder Einzelbauern, die die Arbeit ande­
rer nicht ausbeuten. In vielen unserer Länder. wo die Mehr­
heit der Bevölkerung auf dem Land lebt, bedeutet eine 
Agral'Tdorm oder -revolution. Millionen von Menschen ein 
neue, Leben zu geben, die IlOtwendigen NahrWlgsmittei und 
Rohstofre zu produzieren und den einheimischem Markt zu 
erweitern, was seinerseits den industriellen Fortschritt vor· 
anbringt. Es kann keine wirtschaftliche und soziale Berrei· 
ung geben ohne die Befreiung der ländlichen Massen und 
ohne die Beseitigung der traditionellen Produktionsverhält­
nisse auf dem Land. 
Entwicklung bedeutet auch Industrialisierung. Aber wir 
miissc:n uns fragen, welche Art der Industrialisierung? Es ist 
überflüssig zu erwähnen, daß die Errichtung von Industrien 
lange Zeit in Anspruch nimmt, besonders wenn es diversifi­
zierte Industrien sind. Jedes Land hat und wird seine eigene 
Industrialisierungspolitik verrolgen. Das hängt von wirt­
schaftlichen, sozialen und Bildungsraktoren ab. 

Nein zur neokolonialen Schcinindustrialisierung! 

Wenn wir von Industrialisierung in EntwicklungsHindern 
sprechen, kommt die Rede sofort auf "industrielle Verlage­
rungen". Dies ist ein raffinierter Schachzug und bedeutet, 
daß große Transnationale darüber zu befinden haben, wo die 
Industrialisierung vorangetrieben wird, während die neo­
kolonialen Bindungen in den Ländern, in die verlagert wird, 
noch enger und aur diese Weise die "Privatinitiative" ge­
stärkt wird. 
Ober Verlagerungen wird eine bestimmte Art neuer inter· 
nationaler Arbeitsteilung errichtet, die den riickständigen 
Süden in einen Standort von Industrien verwandelt. die von 
relativ niedrigem technologischen Niveau und besonders 
arbeitsintensiv sind, sowie von Industrien, deren Schäden rur 
die Umwelt von den Völkern der betreffenden Metropolen 
nicht länger toleriert werden. Auf diese Art und Weise wird 
vor allem die im Obernuß vorhandene billige Arbeitskraft 
ausgebeutet. Hongkong, Singapur. Südkorea, Taiwan usw. 
sind konkrete Beispiele dieser ddormierten Scheinindustria· 
lisierung. Das ist natürlich nicht die Industrialisierung. die 
wir anstreben. 
Um Zugang zu den modernen Methoden der Produktion 
und zu den wichtigsten fortgeschrittenen Technologien zu 
bekommen, ist es unvel"l;ichtbar, Männer und Frauen auszu· 
bilden, die mit ihnen arbeiten können, ihr Wissen auf eben 
diesen Gebieten zu heben und sie mit der nötigen sozialen, 
patriotischen und intemationalistischen Bewußtheit auszu­
statten. Diese muß sie sowohl dazu befahigen, nationale 
wirtschaftliche und soziale Projekte auszurühren, als auch 
dazu, zur Entwicklung der Unterprivilegierten, die an den 
Folgen der kolonialen Vergangenheit noeh akuter zu leiden 
haben, beizutragen. ( ... ) 
Wenn die Entscheidungsgewall eines Staates und einer Ge­
sellschaft nicht in der Hand der großen Mehrheit der Werk· 
tätigen liegt, wird keine dieser Voraussetzungen für die Ent­
wicklung zu verwirklichen sein. Die Art der sozialökonomi­
schen Politik, die wir brauchen, kann nur von einer politi­
schen Führung verfolgt werden, die die tatsächlichen Inte­
ressen des arbeitenden Volkes vertritt. 
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Es ist illusorisch :tU glauben, daß die lokalen politischen 
Vertreter der transnationalen Oligarchien und der feudalen 
Ausbeuterminderheiten diese Schritte in Richtung auf eine 
Veränderung unternehmen würden. Deshalb ist die Demo­
kratisierung die Hauptvoraussetzung rur j eden Wandel und 
die Entfaltung des Entwicklungswillens. Oie politische 
Macht muß aus der Hand einiger weniger in die Hände der 
schöpferischen Mehrheiten übergehen. Und dies beinhaltet 
offensichtlich auch, der Diskriminierung der Frauen und 
dem nicht zu tolerierenden Übel der Rassendiskriminierung 
ein Ende zu setzen. ( ... ) 
jahrzehntelang und besonders in den letzten Monaten stra­
pazieren die Vertreter der internationalen Reaktion die 
Theorie, daß Revolutionen das Resultat hinterlistiger Manö­
ver gewisser internationaler Agenturen seien. Schenkt man 
diesen Vertretern Glauben, so sind diese Agenturen so ge­
schickt, daß ihnen das Wunder gelungen ist, Millionen zur 
Revolte zu bringen und ganze Völker davon zu überzeugen, 
gegen Unterdrückung Widerstand zu leisten, und zwar ent­
gegen ihrer ureigensten nationalen und sozialen Bestre­
bungen, gegen Hunger, Arbeitslosigkeit, Armut, Krankheit 
und Unwissenheit zu kämpfen. Diese lächerlichen Erklärun­
gen werden endlos wiederholt. 
Aber wer von Ihnen, den ökonomen und Soziologen der 
Dritten Welt, die Sie so gut informiert sind über Ihre Länder 
und Regionen, könnte diesen imperialistischen Fabeln über 
die Ursachen nationaler Befreiungskriege und Revolutionen 
Glauben schenken und würde diese nicht als gerechte Ant­
wort unserer Völker auf die permanente Verletzung der 
elementarsten und geheiligsten Rechte der menschlichen Ge· 
seilschaften ansehen? 
Wenn wir ein klares Bild von der harten Realität in den sog. 
Dritte-Welt-Ländern bekommen wollen, reicht es, darauf 
hinzuweisen, daß die \yeltbevölkerung jetzt fast 4,4 Mrd 
Menschen zählt, wovon 75% in den unterentwickelten 
Ländern leben. 

Die Kluft wird immer größer 

Gleichwohl verfUgen die entwickelten Länder, in denen 25% 
der Weltbevölkerung leben, über 83% des Bruttosozialpro­
dukts der Welt. Sie verbrauchen 75% der Energie und 70% 
des Getreides. In diesen Ländern sind 92% des gesamten 
Industriepotentials und 95% der technologischen Mittel der 
Erde konzentriert. Sie verbrauchen bis zu 89% der insgesamt 
auf der Weh für Zwecke der Erziehung ausgegebenen Geld­
mitteL 
Der Pro-Kopf-Verbrauch an tierischen Proteinen ist in den 
entwickelten Ländern achtmal höher als in den Entwick­
lungslände.rn. Zwischen 400 und 500 Mio Menschen in den 
unterentwickelten Ländern leiden an Hunger. Und wir 
dürfen nicht vergessen, daß die Weltbevölkerung bis in 20 
jahren - in anderen Worten: bis zum Endes dieses jahr­
hunderts - auf 6,5 Mrd angewachsen sein wird, von denen 
dann 80% in den heute unterentwickelten Ländern leben 
werden. Und die Kluft ist weit davon entfernt geringer zu 
werden, sie wird immer größer. 

Die Vermarktung dieser Produkte bringt immense Profite; 
Zehntausende von Millionen fließen in die Taschen der 
Transnationalen, während die unterentwickelten Länder nur 
noch mehr beraubt und dekapitalisiert werden. 
Die Intensivierung der Konzentration, Zentralisation und 
Internationa lisierung des transnationalen Kapitals in den 
letzten 20 j ahren hatte eine außerordentliche Stärkung des 
staaumonopolistischen Kapital ismus zur Folge, d.h. der 
Vereinigung der großen Monopole m it dem Staatsapparat 
der kapitalistischen Länder. Oie allgemeine Politik dieser 
Staaten, und besonders die Wirtschaftspoli tik, wird auf der 
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Basis der Interessen dieser Monopole formuliert. 
Ein herausragendes Beispiel ist die Festsetzung der Preise fur 
Rohstoffe durch diese Monopole in den unterentwickelten 
Ländern, die den ungleichen Handel, die Hauptursache fur 
die Verschuldung dieser Länder, weiter vertiefen. Die unter· 
entwickelten Länder werden durch diesen ungerechten Han­
del weiterhin ausgeplündert. Auf der anderen Seite bürden 
die entwickeitell kapitalistischen Länder durch den Verkauf 
ihrer Industrieprodukte zu inflationären Preisen der Dritten 
Welt auch die steigenden Energiekosten auf. Solche Handels­
beziehungen stellen einen Teufelskreis dar, aus dem es unter 
den gegenwärtigen Bedingungen kein Entkommen gibt. ( ... ) 

In den letzten jahren ist das Bedürfnis nach einer Neuen 
Internationalen Wirtschaftsordnung noch dringlicher gewor­
den, wenn auch die Meinungen nicht in allen EinzeifrageIl 
einheitlich sind. Gleichwohl sollte das Wesen dieser neuen 
Ordnung darin bestehen, unsere Länder in die Lage zu ver· 
setzcn, echte ökonomische Unabhängigkeit zu erreichen und 
solche materiellen und geistigen Voraussetzungen zu schaf­
fen, unter denen der Lebensstandard der Bevölkerung ent­
sprechend den gegenwärtigen wissenschaftlichen und tech­
nologischen Errungenschaften angehoben werden könnte. 

Weil wir das Modell der überentwickelten GesellschafteIl, 
der sog. Konsumgesellschaften, zurückweisen - das im 
Grunde genommen oberflächlich, verschwenderisch und ab­
solut ungeeignet für die Dritte Welt ist - müssen wir zu dem 
Schluß ko mmen, unsere eigenen Gesellscha ften auf der Basis 
der Arbeit und der sozialen Gleichheit zu schaffen. 
Ich glaube, wir alle stimmen darin überein, daß - zuallererst 
- die natürlichen Ressourcen unserer Länder der Nation 
gehören und dem Volk dienen müssen. 
Zweitens muß der Handel mit den entwickelten kapitalisti­
schen Ländern oder der Austausch dieser Ressourcen gegen 
ihre Industrieprodukte zu fairen Bedingungen, die u~leiche 
Behandlung und ungleichen Handel ausschließen, erfolgen, 
damit die gegenwärtige Verschlechterung der Terms of Tra­
de (Mißverhältnis von Export- und Importgiiterpreisen; d_ 
Red.) gestoppt wird. 
Bei einer früheren Gelegenheit sagte ich, daß es keinen Frie­
den ohne Entwicklung geben könnte. Das bedeutet, daß der 



Kampf rur Frieden Kampf fUr die Entwicklung ist und daß 
es keinen Frieden und keine Entwicklung geben kann ohne 
die breiteste Zusammenarbeit zwischen allen Nationen, auf 
der Basis der Achtung fUr die freie Entscheidung eines jeden 
Volkes bei der Wahl des Gesellschaftssystems, in dem es 
leben möchte. ( ... ) 
Wenn die Völker in den unterentwickelten Ländern nicht 
fUr die Entwicklung arbeiten, wird es keine Entwicklung 
geben. Entwicklung ist nicht nur e ine wirtschaftliche, son­
dern auch eine soziale Angelegenheil. Es kann eine verz.errte 
oder abhängige Entwicklung geben, aber sie dient weder die­
sem Ziel, noch führt sie zu den gewünschten Ergebnissen. 

Entwicklungsmodelle - eme soziale Angelegenheit 

Das sind die Konsequenzen aus J ahrhunderten kolonialer, 
imperialistischer und neokolonialistischer Ausbeutung. ( ... ) 
Viele schätzen die nächsten beiden Dekaden als den Zeit­
raum ein, der fUr die Zukunft der Menschheit von lebens­
wichtiger Bedeutung ist. Ohne zu dramatisieren oder in 
Katast rophenprophezeiungen zu verfallen, können wir an­
gesichts der Tatsachen und der Zahlen sagen, daß d ie Zu­
kunft höchst ungewiß ist und uns Katastrophen dro hen 
könnten, sollte der gegenwärtige Kurs beibehalten werden .. 
Diese Katastrophen würden sicherlich rur die Armen am 
schlimmsten werden, aber auch die Lände r des wohlhaben· 
den Nordens würden ganz sicher ihre schrecklichen Folgen 
zu spüren bekommen. 

Die Welt von heute hat ihr Gesicht verändert. Die internatio· 
nalen Verbindungen sind unauflösbar geworden. Kein Land 
kann sich dem entziehen; kein Problem auf diesem Gebiet 
kann mehr von einem ausschließlich nationalen Standpunkt 
untersucht werden. Die Wirtschaft wurde internationalisiert, 
und dieser Trend schreitet in schnellem Tc-mpo voran. In der 
unmittelbar vor uns Iic-genden Zukunft und auch später wird 
man keine Lösungen finden, wenn man diese Voraussetzun· 
gen nicht beachtet. Das ist die Wahrheit, und diese wird 
mehr und mehr von jenen aner kannt, die sich mit sozial­
ökonomisehen und politischen Problemen beschäftigen. 
Wir leben in einer ' Zeit des demokratischen Kampfes im 
Kontext der weltweiten Zusammenarbeit zwischen den 
Nationen. E.s gibt keine andere gültige oder rationale Alter­
native. J ede dem entgegengesetzte Politik führt zu einem 
Weltkrieg, dessen vorhersehbarer Ausgang in der Vernich­
tung tausc-nder von Millionen Bewohner dieses Planeten und 
in der Zerstörung der meisten Zentren der Zivilisation und 
der heutigen Produktivkräfte bestehen würde. Sience­
Fiction-Schriftueller könnten vielleicht vorhersehen , wie 
das Leben der Menschheit nach einer solchen Entwicklung 
aussähe. Deshalb glauben wir , daß eine Lösung der gegen· 
wärtigen Ubel der Dritten Weh nicht aus Halbheiten 
bestehen kann. Geeignete und umfassende Maßnahmen 
müssen ergriffen werden. Es handelt sich nicht nur um 
Währungs-, finanzielle, kommerz.ielle Probleme oder Pro· 
bleme im Zusammenhang mit energetischen, bevölkerungs· 
mäßigen, ökologischen oder Umwehfaktoren; noch sind die­
se ausschließlich durch sozialökonomische und politische 
Veränderungen verursacht. Sie bilden ein integrienes Gan· 
les, das in seiner Gesamtheit eingeschätzt werden sollte. 
Dieses Ganze muß darüber hinaus innerhalb des Rahmens 
der wirtschaftlichen und politischen Beziehungen mit dem 
Rest der Welt gesehen werden. 
Das ist das Dilemma unserer Zeit, bei dessen Lösung wir alle 
helfen müssen. WeiterfUhrende Konzepte , diskussionswürdi· 
ge Ideen, die Formulierung angemessener Thesen und Theo· 
ricn stellen einen sehr e.ffektiven Beitrag zur öffnung des 
Weges zum Fortschritt dar. ( ... ) 
(Quelle: G ranma. Weekly Review, Havanna, 10.5. 1981) 
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Rückblick 

Vor 10 Jahren: Numeiris "Abrechnung" im Sudan 

Kon't.lI<nlen H .. turn aI·Alt> CI. ) """Gofaar oI-Numrm 

Khartum, Hauptstadt dCI Sudan, 19. Juli 1971: Eint Gruppe links­
gerichteter Offizien: unter Führung von Major Hashim e1·Atta be­
ginnt einen unblutigen PulKh gegen das Regime General Gafa.ar cl· 
Numeiris. Die Leichtigkeit der Verhaftung Numciris, die spontane 
Manenuntertliitzung in der Hauptstadt wiegen die Aufständischen in 
allzu großer Sicherheit. Numeiri kann sich 3m 22. Juli 1971 befreien. 
Libysche Jagdflugzeuge kapern ein britisches Linienflugzeug, und 
Obc"! Ghaddafi läßt zwei Passagiere, die Mitglieder des neuen Rcvo­
lutionrate, Babiker an-Nur und O,man Hamadalla, an Numeiri aus· 
lidern.. ÄgypliKhc Transportmuchincn befördern 2000 sudane­
sische Fallschirmjäger vom Suezkanal nach Khanum. 
Am Abend des 22. Juli 1971 ist die Erhebung niede~schlagen. 
Numeiri ruft über Radio Omdurman zur ,Jagd auf alle Kommuni· 
sten" (Der Spiegel, Nr. 31/ 1971 ), die angeblichen Urheber des Put· 
sches auf. 
Numeiris Abrechnung ist ein Blutbad. Innerhalb weniger Tage wer· 
den die Putschführer sowie die prominenten Kommunisten Abck:l 
Khalik Mahgoub (Generalsekretär der KP Sudans), Shafia Ahmad 
al·Sheik (Vorsitzender des Sudanesischen Gewerkschaftsbundes) und 
Joseph Garang (Minister rur die südlichen Landesteile) und minde· 
stens 20 weite re angebliche Verschwörer in unwürdigen Blilt.verfah· 
ren zum Tode verurteilt und hingerichtet, etwa 1.500 Personen, 
namentlich Kommuninen und Gewerkschafter, verhaftet. 
Teile der Bevölkerung machen blutige ,Jagd" auf Kommunisten und 
wen sie dafür halten. Die genaue Zahl der Opfer des Terrors ist bis 
heute unbekannt. Die vier Tage des Aufstandes und seiner Erstickung 
erhalten die Bezeichnung "Khartumer Kommune". 
War der Putsch vom 19. Juli ein ,,kommunistischer Aufstand"? 
Die politische Macht im Sudan lag nach der Unabhängigkeit am I. 
Januar 1956 zunäch91 in den Händen reaktionärer Gruppen der 
Bourgeoisie und feudaler Kräfte. Zudem etablierte die britische 
Koloniahnacht mit dem krassen Entwicklungsgefälle zwischen dem 
arabisch·moslemischen Norden und dem von afrikanischen Völkern 
besieddten Süden einen Dauerkonflikt, der die Form eines Bü~r· 
krieges annahm, den das rechte Regime ausschließlich militärisch zu 
"befrieden" versuchte. 1964 wurde das Regime durch den Druck von 
Ma5lenaktionen zumal der starken \inksorientierten Gewerkschaften 
und progressiver Off;,;;ere (Gruppe "Freier Offiziere") gutür:u. Das 
provisorisch gebildete nationaldemokratische Regime konnte jedoch 
der Gegenbewegung der Rechten nicht widerstehen; 1965 war diese' 
wieder allein an der Macht, die KP Sudans wurde verboten, ihre ll 
Parlamenumandate wurden eingezogen. 
Wirtschaftliche Stagnation, zunehmender Einfluß des Ncokolonia· 
\ismus, ständige Machtkämpfe der Fraktionen der Rechten und die 
fortgesetzte militärische "Befriedungspolitik" des Südens verschärf· 
ten die Situation erneut , so daß am 25. Mai 1969 unter Führung der 
"Freien Offiziere" das Aboud·Regime gestürzt wurde. Die Regierung 
übernahm ein Revolutionärer Kommandorat (RKR) umer General 
Numeiri. Die traditioneUen Parteien wurden "erboten, das Parlament 
aufgelöst, Anhängern des gestürzten Regimes Machtbefugnisse ent· 
zogen. Erste Maßnahmen zur Oberwindung der Stammesordnung 
wurden eingeleitet, die regionale Autonomie für die Südprovinzen 
verkündet, außenpolitisch en~ Verbindungen ;r;u den sozialistischen 
Ländern aufgenommen. 1970 folgten umfangreiche Nationalisie· 
rungen ausländischen und teilweise auch einheimischen Firmenbe· 
sitzes; ein Fünfjahrplan sah die Entwicklung einer unabhängigen na· 
tionalen Volkswinschaft vor. Die regionale Autonomie des Südens 
sollte durch ein Programm seiner wirtschaftlichen und sozialen Ent· 
wicklung ergänzt werden. VerantworLlicher Minister wurde J oseph 
Garang. 
Das neue Regime bestand vornehmlich aus Vertretern des .. progtes· 
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siven, an tiimperialistischen Kleinbürgenums, das eine der Klassen 
darstellt, die an der Erreichung der Ziele der nationaldemokratischen 
Revolution intereniert sind", steUte die KP Sudans (KPS) in einer 
Resolution im August 1970 fest. Bereits 1969 hatte die Partei darauf 
hingewiesen. daß sich unter den höheren Offizieren nach wie vor 
reaktionäre Elemente befanden, w1illrend die radikalen jüngeren Of· 
fiziere nationalistische, arabisch'!IOziaiinische (in der Tradition Nas· 
lers) und kommunistische Orientierongen repräsentierten. Der unver· 
meidliche Differenzierongsproze6 innerhalb dieser Kräftegruppierung 
setzte rasch ein. Zum Scheidepunkt wurde die Kernfrage des revolu· 
tionären Prozesses selbst: Würde die demokratische Revolution fort· 
gesetzt und der Weg zum Sozialismus geöffnet? Oder würde sie ~. 
bremst und die Entwicklung des Sudan auf eine ltapitalistische Orien­
tierung fixiert Oack Woddis, Arm,es and Politica, S. IIO/I I)? 
Die Linke im RKR verlangte die konsequente Durchf'lihrung der vor· 
gesehenen Maßnahmen. Der nationalistische Flü~1 um Numeiri be· 
hielt indessen die Oberhand und steuerte einen zunehmend autoritä· 
ren Kurs. Im November 1970 wurden an·Nur, Hamadalla und al·AHa 
aus dem RKR ausgeschlossen, 13 weitere Offiziere aus der Arm« 
entfernt; KPS-Genernlsekretiir Mahgoub zeitweilig fest~nommen. 
Die Weigerung der KPS, sich - ohnehin immer noch illegal - völlig 
;r;ugunsten einer von Numeiri (nach ägyptischem Vorbild) geplanten 
Sudanesischen Sozialistischen Union aufzulösen, wurde zum Haupt· 
hindernis für Numeiris Formierungskurs. Im Februar 1971 kündigte 
er an, er werde die KPS ,,zermalmen und zenchlagoen" (Frankfurter 
Rundschau, 13.2. 19 71). Die Gdegenheit kam am 22. Juli 1971. 
Zweifd an der Urheberschaft der KPS am Putsch mddeten bereiu 
1971 z.B. konservative Organe wie der Pariser Figaro (27.7.1971) an. 
Vor allem stützt die Politik der KPS eine solche These nicht. 
Dreimal _ bei der Erhebung von 1964. dem Putsch von 19 69 und 
eben 1971 - stand die Partei vor der Frage. wie sie sich zu "erhalten 
habe. 1964 hatte sie den Aufstand, der "On den Mauen getnr.gen war 
und in dem die Armee großteils auf dessen Seite stand, von Anbeginn 
unterstützt. 1969 hatte sie das Ersuchen der "Freien Offiziere" um 
UnterstütZung mit dem Hinweis auf die negativen Seiten der Gesamt· 
situation. vor allem das Fehlen einer re"o lu tionären Massemtim· 
mung, zunächst abgelehn t. Als diese dennoch losschlugen und ihre 
antiimperialistischen Ziele klar gemacht hatten, setzte sich die KPS 
fUr sie ein. da das neue Regime neue Möglichkeiten flir eine fort· 
schrittliche Enrwicklung eröffnete. Sie behielt aber ihre Skepsis ge· 
goenüber der Gesamtgruppt: der jüngeren Offiziere bei - zu Recht, wie 
sich zeigen sollte. 

Numeiris Schwe nk in restaurative Bahnen 

Vor einer ähnlicben Situation stand die KP 1971. Vom Putsch über· 
rascht, konnte sie schkcht allgemeine Erklärungen zu ihren Prinzi· 
pien abgeben und sonst passiv bleiben. Vor dem Hintergrund der 
Repressionspolitik Numeiris bewogen die verbreitete spontane Unter­
stützung der Offiziere und a1·Attas programmatische Versicherungen, 
einen konsequent demokratischen Kurs einzuschlagen, die Partei zur 
Unterstützung der Offiziere. Von ihrem Vorbehalt gegen Putschismus 
ging sie damit nicht ab, das Scheitern des Aufstandes vom 19. Juli 
widerlegt gleichzeitig nicht die Richtigkeit ihrer nachträglichen Betei· 
ligung. 
Der Restaurationskurs Nflmeiris, der mit der progromartigen Ver· 
nichtung der KP Sudanl - der stärksten in Afrilta - seines Haupt· 
gegners ledig war, erhält seine volle Dimeruion durcb die Parallelen 
mit j~ner Wende, die in Ägypten der von Gamal Abdd Nassers Tod 
an (vgl. Rückblick AlB, Nr. 9 / 1980) durch dessen Nachfolger Anwar 
a1·Sadat eingeleiteten Wende. Die im Mai 1971 erfolgte endgültige 
Ausschaltung der nasseristischen Linken - am 22. Juli wurde in 
Kairo das Gericht bestellt, das mit Sadats Hauptgegner Ali Sabri 
abrechnete - leitete die sog. "Korreklurbewegung" ein, die Ägypten 
wieder auf einen kapitalinischen Kurs zurückfUhrte: Reprivatisie· 
rung, "Politik der offenen Tür" für das Auslandskapitai und damit 
auch Anlehnung an die USA und deren Verbündete. innenpolitische 
Repreuion. 
Eine fast identitcbe Rückentwicklung oktroyierte Numeiri dem Su· 
dan auf. Sie gipfelte außenpolitisch in der Unterstützung für du 
Sadat·Begin·Komplott und im Angebot von Stützpunkten riir das 
US·Mili tär. Innenpolitisch "versöhnte" Nume;ri sich ab 1977 mit den 
Kräften der bourgeoisen und mu~limitchen Rechten - mit jenen 
bü~rlich·feudalen Mächten, die im Mai 1969 geniint worden wa· 
ren. J.Ourow5ky 



Rezensionen I Filme 

Herrschaftsstrukturen in Afrika 
An dieser Stelle sollen zwei Bücher kurz besprochen werden, die 
zwar bereits im Herbst letzten Jahres anläßlich der Internationalen 
Buchmesse in Frankfurt/Main (sie stand unter dem Motto "Afrika") 
ew:;hienen sind, die aber die Afrika-Diskussion in der Bundesrepublik 
über diesel konkret<: Datum hinaus mitprägen dürften: 
Franz Nuscheler und Klaus Ziemer in Zusammenarbeit mit Eriricd 
Adam und Lconhard Hardilll. Politische Hernchaft in Scbwanafika. 
Geschichte und Gegenwart, Verlas C.H. Buk, München 1980, 200 
Seilen, 18,80 DM 
Jean Ziegler, Afrika: Die neue Kolonilation, Hennann Luchterhand 
Verlag. Darmsudt und Neuwicd 1980, 288 Seiten, 28 DM 

Der Band von F. Nuscheler lI.&. ist ziemlich repräsentativ flir eine 
bestimmt<: Richtung der bundesdeutschen Politikwissenlchaft, die 
sicb in den letzten 10·15 Jahren in kritischer Auseinandersetzung mit 
der US·amerikanischen Modemisierungstheorie und allzu oberfläch· 
Licher Kolonililpologetik an den Universitäten herausbildete und -
gleichsam als Pendant zur Durcluetzung reformistischer Positionen in 
der nutlichen Entwicklungspolitik - in verschiedenen Forschungs· 
einrichtungen Fuß gefaßt hat. 
Im Bemühen um eine aufgeldütere Sicht der politischen Prozesse in 
Afrika vor, während und nach der Periode der imperialistischen 
Kolonialherrschaft wird ein ~alistischeres Afrikabild gezeichnet, das 
- vor allem angesichts der in der Phase des Hinüberwachsens der 
nationalen in die soziale Bef~iung veulärkt auf Afrika übergreifen­
den Systemkonk.urrenz - gleichwohl mit mannigfaltigen Inkonse­
quenzen behaftet bleibt. Andererseits ermöglicht dieses Afrikabild 
doch die Formulierull8 politischer Forderungen, die, jedenfalls in der 
vorgetragc:nen Allgemeinheit, mit dem Grundanliegen der fortschritt­
lichen Kräfte Afrikas in der gegenwärtigen Etappe des Kampfes über· 
eirutimmen. So schreiben die Autoren: "Politische Stabilität und 
legitime Herrschaft beruhen eben nicht auf der Stärke von Polizei 
und Armee, sondern zuvörderst auf sozialen Fortschritten ... 'Frie· 
denspolitik' bedeutet auch ruf Afrika eine Entwicklungspolitik, die 
unmittelhar die Strukturen und Mechanismen sowohl des Neokolo­
nialismus als auch des internen Kolonialismus, also die sich vermen­
genden und ventärkenden Ursachen von Unfrieden zu beseitigen ver­
sucht," (5,161/162) 
Das Buch behandelt die politischen Entwicklungsprobleme des afri­
kanischen Kontinents so umfassend wie dies auf knapp 160 Texuei, 
ten möglich in. Als ein "in den Herrschafu- und Ge$ell«:haftsuruk­
tu~n verwurzelter und fortwirkender BeHandteil des nachkolonialen 
Afrika" (5, 10) werden zunächst Herrschafu- und Gesellschaftsfor­
men des vorkolonialen Afrika dargestellt_ Dann geben die Autoren 
einen Abriß der Kolonialpolitik Frankreichs und Großbritanniens, 
um in An'schluß die Formierung politischer Befreiungsorganiutionen 
und aktuelle Gegenwaruprobleme zu behandeln. Analysiert werden 
die Hypotheken der kolonialen Klassen- und WirtschafuSirukturen, 
Startprobleme der "afrikanischen Demokratie", politische Herr­
schaftsformen wie Einpaneiensyneme und Militüdiktaturen, um 
schließlich den Versuch einer theoretischen Bestimmung des Staates 
in Afrika zu unternehmen. 
Die Lektüre der einzelnen Kapitel vermittelt den Eindruck, daß die 
größten SchwachsteLLen der Analyse immer noch in der klassentheo-

retischen Bestimmung der unterschiedlichsten Hern<:h.aftsformen lie­
gen_ Die Autoren verwerfen sowohl den elitethcoretischen (bürger. 
lichen) Aruatz, als auch die marxistische Klasscntheorie (der eine 
"grobmaschige Gegeniiberstellung von Bourgeoisie und Proletariat" 
unterstellt wird), und nehmen dann Zunucht zu jener in letzterZeit 
in Mode gekommenen Staauklanenthese, eine "Klasse", die in fast 
absoluter Loslösung von den sonstigc:n KlasscoYerhättnissen in einen 
nicht enden wollenden Verteilungskampf um Beuteanleile verstrickt 
sei und alles der Stabilisierung ihrer Herrschaft unterordne. 
Nur konsequent ist es, wenn dann die einzelnen Regimes des post­
kolonialen Afrika - unabhängig von ihrer konk~len politischen und 
gesellschaftlichen Orientierung - über einen Kamm gescho~n wer· 
den: "Für die Leidtragenden war es bislang ziemlich belang- und 
folgenlo" wer in die$em Kampf siegte: zivile oder militärische, kon· 
servative oder 'prO~lSive' Oligarchien." (S. 160) mus ionen über die 
Handlungsspielräume dieser "Oligarchien" und auch gc:genüber der 
westlichen neokolonialistischcn Strategie (übrigens auch Inkonse· 
quenzen im eigenen Denkmodell) werden sichthar, wenn an die Stel­
le der Bedeutung der Kämpfe der Volksmassen der bloße Appell an 
den "guten Willen" der HeITschenden tritt: "Bei allen kolonialen 
Struklurvorgaben und neokolonialen Zwänge hätten sie die Chance, 
ande~ Entwicklungsprioritäten zu setzen und Organisationsformen 
zu entwickeln, die mehr politische Teilnahme und soziale Teilhabe 
ermöglichen_ (Genau dies widerspricht doch den Interenen der 
"Staatsklauen", wie sie von den Autoren definiert werden! D_ Verf.) 
Sie könnten sogar die westlichen OEeD-Länder bei Wort und Inhalt 
der 1977 proklamierten 'Grundbedürfnis.strategie' nehmen .. _" (5. 58) 
Wahrlich eine naive Sicht, wenn man den neuen Kon{rontationskurs 
der Reagan-Administration gegenüber der Dritten Welt betrachtet I 

In diesem Zusammenhang sind die Thesen von J ean Zieglcr inte~s­
,ant, der bereits in den 60cr Jahren die Afrikawisseruchaften mit 
radikalen Thesen heeinnußt hat. Sein neues, in französischer Sprache 
bereits 1978 erschienenes Buch fußt vom Material her zu groBen 
Teilen auf seiner 1966 publizierten "Politischen Soziologie des Neu­
en Afrika", das aber im Lichte der aktuellen Entwicklungen, vor 
allem vor dem Hinlergrund de, wachsenden neokolonialistischen 
Interventionismus in Afrika (Zaire) und des Fehlschlags progreuiver 
Venuche (Nkrumahs Ghana, Lumumbas Kongo und Nassers Ägyp­
ten), neu interpretiert wird. 

J. Zieglers Ldtthese, die gleich zu Anfang entwickelt und dann spä­
ter vertieft wird, lautet: " In den meisten emkolonialisierten Staaten 
herrschen entweder Militärdiktaturen oder gekaufte Zivilregierungcn. 
Die Unabhii.ngigkeit dieser Staaten ist im groBen und ganzen fiktiv. 
Ich nenne die Gesellschaftsform, die heute Dreiviertel des Kontinents 
beherrscht, Prolonation_ Mit dem Wort Prolonation bezeichne ich ... 
eine 'nationale', rudimentäre, in ihrem Aufbau begrenzte Gesell· 
schaft, die nur von denen abhängt, die sie von außen organisieren 
(griechisch prOlOS: primitiv, rudimentär). Sie ist vor allem eine 
Schöpfung des Imperialismus. Ihre Souvel"änität ist nur fiktiv, die 
Abhängigkeit ihrer Wirtschaft vom Mutterland fast total. An den 
lokalen Schalthebeln sitzen Stalthalter, die ,mit Geschick einen 
'nat ionalistischen und desorientierenden' T .... n anschlagen (Frantz 
Fanon), der den Bestand der Protonation sichen .. _" (5_ 9). 

Wenngleich ich mich des Eindrucks nicht erwehren kann, daß J. 
Ziegler mit dieser Begriffsbildung jenem Modetrend verfallen bt, 
nach dem die Reputation eines Wissenschaftlers davon abhängt, ob er 
rahig ist möglichst viele neue Wörter zu erfinden, ja., bei dem zuwei­
len aus einem neuen Begriff gleich eine neue Theorie gemacht wird, 
und wenll8leich mir die Darstellung der politischen Entwicklung 
Afrikas in der Tendenz zu pessimistisch geraten ist, habe ich Kin 
Buch mit Spannung gelesen. Es i5\ ein Buch, das trotz aller 
Schwächen im Einzelnen getragen ist von der leidenschaftlichen Soli­
darität mit der Sache der Unterdrückten. R_ Falk 

Adressenänderungen 

bitte IIIChIzeltlg bei der Redaktion 

und bei der Pott beklnntgebenl 
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Infodienst 
Pharmakampagoe 

Schon lange fordert die Wcltgcsundheitsorga­
nisation (WHO). die Ptoarmakon~cme soll ten 
insbesondere in der Dritten Welt nur reine 
Subnanu.n mi t einem cilU.elnen Wirkstoff 
vertreiben. Nur in AusnahmefalIen (Schüttel· 
lähmung u.ä.) sei die Verabrekhung von 
Ko mbinationspräparatcn angebracht. Anstelle 
der von de r WHO aufgdi.ihrten 230·250 Basis­
wirtsloffe se lze n die Unternehmen aber 
ZehnUluscndc von Präparaten ab , davon gera­
de in der Dritten Weh andernorn längst ver· 
bo tene oder Versuchspräparalc. Die bundes­
deutschen Pharmakonzerne, die immerhin 
über einen Wehmarktante il vOn 1/4 verfUgen 
(Bayer, BASF, Knoll/Hoechst, Bochringer. 
Schering, Merck usw.), mischen kräftig mit. 
FUr den BundcskongrcB entwicklungspoliti­
feber Aktionsgruppen (BUKO) war dies An­
laß genug, um sich im jahr 1981 schwer­
punktmäßig mit dem Thema "J;!harmakonzer­
ne in der Dritten Welt" zu beslhäftigen. Mit 
der Kampagne soll exemplarisch das Verhal­
ten multinationaler Unternehme n aufgeuigt 
werden - dort und hierzulande. 
Interessenten bzw. Aktionsgruppcn mögen 
sich wende n an: Pharma-Aktion, c/o Dritte 
Welt Haus, AuguSl-Bebel-5tr. 62, 4800 Biele­
feld I, Tel.: 0521 /62802 Uörg Schaaber). 
Sei t April dJ. erscheint monatlich ein Phar­
ma-Brief mit Artikeln, Aktionshinweisen und 
Material-Besprechungen. Er ist dem FORUM, 
der Monatszeiuchrift (Rundbrief) des BUKO 
heigeheftet. Ein Probctxe mplar des FORUM 
ist kostenlos, ein jahresabonnement kouet 
36 DM. Bestellungen bille an: FORUM, clo 
Magazin-Verlag, Königsweg 7, 2500 Kiel!. 

Unterschriften für EI Salvador 

Am 20. Mai dJ. gab der SPD·Bußdestagsabge· 
ordnete Klaus Th ijsing auf einer Pressekonfe­
renz in Bonn bekannt, daß die initiative für 
das Selbstbestimmungsreeht des Volkes von 
EI Salvador seit jahresbeginn 7.000 Unter­
schriften für die Beendigung des Interve nti0-
nismus in EI Salvador gesam meh hat. 
In der Solidaritätserklärung der Initiat ive 
wird die Bonner Regierung aufgefordert, in 
diesem Sinne auf Washington eill2:uwirken. 
Die USA, Honduras und Guatemala sind des 
Militärinte rventionismus bezichtigt. Der 
Demokratisch-Revo lutionären Front (FDR) 
und der Nationalen Befreiungsfront Farabun­
do Marti (FMLN) wi rd die UntertlÜtzung im 
Kampf für das Selbstbestimmungsrecht des 
salvadorianischen Volkes zuges iehert. 

Indianerlage in ~uatemala/Paraguav 

in leUte r Zeit sind verschiedentlich interes­
sante ~faterialien zur Lebenslage, Verfolgung 
und zum Widerstand der Indianer LaIein­
amerikas erschienen. Auf zwei exemplarische 
Länderstudien sei hier verwiesen. 
Mit der Situa.tion der indianischen Bevölke­
rungsmehrheit Guatemalas beschäftigt sich 
ausftihrli ch Heft 3/1981 der Guatemala Nach· 
richten (InformationssteUe Guatemala e. V., 
Maistr. 29, 8000 München 2). Neben Infor­
mationen zur Geschichte der Mayas in der 
vorkolonialen als auch Kolonialzeit und de r 
Lage der indianer b is zum Ubico-Regime in 
den 30er jahre n unseres jahrhunderts behan_ 
delt die Broschüre auf 60 S. auch den gegen· 
wärtigen Widers tand der indianer Gualema-
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las, ihre Eingliederung in den Befreiungs­
kampf. 
Oie Bischofsko nferenz Paraguays verurteilte 
jüngst die Völkermordprakliken des Ströss­
ner-Regimes an den noch lebenden Indianer-
5täm~n des Landes. Worum es dabei im ein­
zelnen geht , ist einer spanischsprachigen Do­
kumenta tion, die bei der IGLA, P05lfach 
697 , A- I061 Wien erhältlich ist. tu entne h· 

=". 

Z. B. südkoreanische Arbeiter 

Die jüngst publizierte Dokumentation Korea· 
nische Bergarbeite r Gruppe ftir Menschen­
reehte in der BRD (Hrsg.), Menschenreo;hte. 
Südkoreaner im Ruhrbergbau, Essen 1981 
(65 Seiten, 3 DM) gib t Aufschluß über die 
Lage der von 1965·77 angeworbenen 6.000 
südkoreanischen Bergarbeitern in der BRD. 
Bestellungen an : ESG " Universitätsstr. 2, 
4300 Essen 1. 

Aktuelle Buchhinweise 

AktueU gehaltene Hintergrundinformationen 
zur aurkei , zum Putsch der türkbchen Gene­
ralität im September 1980, zu dessen struk­
turellen Ursachen und den Verwicklungen der 
BRD, USA und de r NATO, schließlich zu de n 
Auseinandersetzungen mit den Grauen Wöl­
fen und sonstigen ultraT«hten Kräften bietet 
das Buch von 
Jiirgen Roth/Kamit Taylan. Die Jurkei - Re­
publik unter WöIren, Lamuv-Verlag, Born. 
heim-Merlen, Marz 1981. 224 Seiten, 
9,80 DM. 
Als politischer Mittelamerib-Rader versteht 
sich das im Mai dJ. erschienene Tasehenbuo;h 

" " R. J o kisch (Hrsg.), EI Satvador. freiheiu-
kämpfe in Mittelamerika, Reihe rororo ak­
tuell, Hamburg 1981 , 250 S., 7,80 DM . 
Dargeste llt werden in diesem Band die politi ­
schen Organisationen, die Stellung der Kir­
che, der Widerstand der salvadorianischen Be­
völkerung, die Wir tschaft und die US-Politik 
in den Ländern EI Salvador, Guatemala und 
Hondur.u. 

Die AAB- nicht einzuschüchtern 

Vom 8.-10. Mai dJ. führte die Anti-Apan­
heid-Bewegung in der BRD und Berlin-West 
(AAB) ihre 8. ordentliche Milglicderversamm­
lung in Bonn durch. Das gtwachsene Gewicht 
der AAB und die Anerkennung ihrer Arbeit 
fanden Ausdruck in Grußansprachen dei 
künft igen Vertreters des Afrikanischen Natio­
nalkongresses (ANC) in Bonn. T ony Seedat, 
sowie des Bouchafters der Republik Zimbah­
we, Ariston Chambati, an die Veru.mme1ten. 
Der Rechenschaftsbericht konnte neben etli· 
chen erfolgreichen Aktione n darauf verwei· 
sen, daß die Mitgliederzahl inzwischen auf 
über 450 angewachsen ist, ste llte aber zu­
gleich selbstkritisch noch vorhandene 
Schwächen in der Arbeit fest. Die Hauptar­
beit der b is zu 80 anwesenden Mitglieder ko n· 
zentrierte sich auf die Arbeitsgruppen, in de­
nen zu Themen wie wirtschaftliche bzw. mili­
tärische Zusammenarbeit zwischen der BRD 
und Südafrika, politische Gefangene, Namibia 
oder zur weiteren Arbeit mit dem Info rma­
tionsdienst Südliches Afrika diskutiert und 
praktische Schrille erarbeite t wurden. 
Die Mitgliederversammlung beschloß, die 
Kampagnen rur die Freilassung alter ~liti· 
schen Gefangenen in Südafrika (gegen die 
jüngsten Todesurtei le in Namibia und Südafri­
ka sammelte die AAB illl.wischen jeweils rund 
3.500 Unterschriften) und für de n Boykott 
so lcher Banken, die de n Krüge r-Rand verkau­
fen, fortzuse tzen. Die Solidarität mit dem 
Freiheitskampf der SWAPO in Namibia soll 
verstärkt, die AAB-Wirkungsmöglichkeite n 
auf publizistischer und gewerkschaftlicher 
Ebene soUe n verbessert werden. 

Protestaktionen flihrten Mitglieder der AAB 
anläßlich des 20.jahrestageli der Gründung 
der "Republik Südafrika" am I. juni dJ. vor 
der südafrikanischen Botschaft in Bonn 
durch. Die Polizei agierte im Sinne der Apan­
heid-Republik-Repräsentanten. Als sich die 
Geschäftsftihrerin der AAB, Ingeborg Wiek, 
weigerte ihr Transparent "Keine Zusammen­
arbeit mit den Mö rdern von Mahlangu" (an­
geblich beleidigenden Inhalts) auszuliefern, 
wurde sie von Polizisten zu Boden gez.errt 
und zur Poliuiw .. che gebracht. Ein Strafver­
fahren ist angedroht. Die AAR ha t dazu auf· 
gerufen, gegen dieses Vorgehen der Bonner 
Polizei zu protestieren. 



Unser Ziel 1981/82: 
Tausend neue Abonnenten! 

Gegenwärtig hat das AlB etwa 4500 Abonnenten. Die Standardauflage liegt - je nach der Brisanz des 
Schwerpunktthemas der Hefte - bei 5000 bis 8000 Exemplaren. Wir sind damit die meistgelesene 
Monatszeitschrift zur Dritten Welt in der BundesrepublIk. Ein gutes Ergebnis, meinen wir, aber dennoch kein 
Grund zur Selbstzufriedenheit. Wir wollen mehr. Mehr Leser. Und vor allem: Mehr Abonnenten! Oenn ein 
kontinuierlicher Abonnentenzuwachs Ist die wichtigste Grundlage für die Fortsetzung der erfolgreichen 
Aufwärtsentwicklung unserer Zeitschrift. Die positive Entwicklung der Abonnentenzahlen in den ersten 
Monaten 1981 hat uns veranlaßt, unsein ganz konkretes Ziel zu stecken: Tausend neue AlB-Abonnenten bis 
zum Sommer 19821 

Appell an unsere Leser: Helft mit 
- werbt neue AlB-Abonnenten! 

Wir wissen : Ohne die tatkräftige Mithilfe unserer Leser 
werden wir dieses hochgesteckte Ziel nicht erreichen 
können. Denn wir verfügen weder über einen umfang­
reichen Werbeetat noch über einen Stamm finanzkräfti­
ger Inserenten. Auch einen kostspieligen Vertrieb über 
die kommerziellen' KIosknetze könnten wir uns nicht 
leisten, ohne den Verkaufspreis drastisch zu erhöhen. 
Deshalb unser Appell: Helft mit! Verbreitet das AlB in 
Eurem Bekanntenkreis! Bringt das AlB bel-Aktionen im 
Freiverkauf unter die Leute! Werbt neue Abonnenten 
für das AlB! 

Es lohnt sich, AlB zu lesen 
Was das AlB taugt, können unsere Leser am besten 
beurteilen. Sie ~ind folglich auch am besten dazu in der 
Lage, andere davon zu überzeugen: Es lohnt sich, AlB 
zu lesen! Viele unserer Leser sind dieser Meinung. Wir 
wissen das aus den Ergebnissen unserer Leserum­
frage von Ende 1980. 

Wer AlB liest, 
• weiß, was los Ist an den Brennpunkten der WeItpo­
litik ; 
• verfügt über authentische Hintergrundinformationen 
und Dokumente zum Befreiungskampf in Afrika, Asien 
und Lateinamerika; 
• ist informiert über die neokolonialIstische Politik der 
Westmächte, Fragen der UnterentwiCklung usw. 

Unser Angebot: 

Gratishefte für Neuabonnenten! 

Ab sofort erhält jeder, der das AlB für mindestens ein 
Jahr abonniert, unser Sonderheft 1/1981 " Arbeiter­
und Befreiungsbewegung im antllmperialistischen 
Kampf" zur Berliner Konferenz gratis. Damit spart er 
4 DMI Das Sonderheft gibt anhand von Originalbeiträ­
gen einen zusammenhängenden OberblIck über die 
Positionen nationaler Befreiungsbewegungen und 
revolutionärer Parteien in Entwicklungsländern. 

Buch- und Schallplattenprämien für die Werber! 

Gleichzeitig läuft unsere Aktion " Abonnenten werben 
Abonnenten" (siehe Beiheftung in der Mitte dieses 
Heftes) weiter. Das heißt: Jedem AlB-Leser, der einen 
neuen Abonnenten für unsere Zeitschrift wirbt, stellen 
wir kostenlos eine Buch- oder Schallplattenprämie 
nach eigener Wahl zur Verfügung. Oder auch das 
Sonderheft 1/1981. Wir können dies, weU die meisten 
bei uns inserierenden Verlage einen Teil der ihnen 
entstehenden Anzeigenkosten durch die Lieferung von 
Büchern bzw. Schallplatten aus Ihrem Angebot beglei­
chen. 

Den Yankees Saures geben 
- das AlB stärken! 
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Kurzinformationen 
WHO - Nestle 

Für ein Werbcvemot für Baby trockenmilch in 
Ländern der Drillen Welt entschied sich an! 

20.5.1981 in Genf die Wcltgesundhciuorgani­
suion (WHO) mit 93:3 Stimmen. Der Kodex 
verbietet den in ternationalen Konzernen (an­
gemhr! von Nesde/Schweiz, Jahresumsatz 24 
Mrd DM) Werbung und Verkauf von Baby­
trockenmilch, Verteilung von Gratismustcm, 
Mißbrauch von Spitälern flir Werbung und Ar­
beit von Säuglingsschwestern der Konzerne 
im Gesundheitssyuem der Entwicklungslän­
der. 
Seit 1975 weist die Seme. Arbcit:lgruplK' 
3. Weh darauf hin, daß jährlich 1 Mio Babys 
an tödlichen Infektionen infolge mall8dnder 
Hygiene bei der Verwendung von Trocken­
milch oder an M~lemährung uerbcn. Im 
Urteil in einem Prozeß wegen übler Nachrede, 
den der Multi Nesde gegen die AG3.Wtlt~· 
gesncngt hatte, mußte sich dieser scharfe Kn­
tik an seinen Werbemethoden gefallen lassen. 
Sei 1977 betreibt in den USA eine Gruppe 
mit Unterstüuung des Nationalen Kirchel"\J':l.ts 
und der größten Autogewerkschaft den Boy­
kott von Nestle·Produkten. Auch immer 
mehr Regierungen mißtrauen offensicbtlich 
den Konzernen: Algerien, Papua·Neuguinea, 
Peru, Spanien und Brasilien haben Kampag· 
nen gegen Trockenmilch gestartet und zum 
Teil die Werbung völlig verboten. 

Pakistan 

Waffenbriiderschaft schlossen FJ. Strauß und 
Pakistans Diktator Zia uJ·Haq Anfang Mai 
dJ., als der bayerische Ministerpräsident in 
diesem - 50 seine Hauspostille Bayemkurier 
vom 9.5.1981 - "SchliisseIland der Weltpoli­
tik" gastierte: Die beiden "Wehpolitiker" 
tauschten Revolver aus. 
Daß FJ. Strauß am 3.5.1981 gegenüber Bild 
am Sonntag das Zia-Regime einen "Freund" 
nannte, dem auch mit Waffen geholfen wer­
den müsse, hat noch andere Gründe. FJ. 
Strauß, der sich u.a. dem Nürnberger 
Rünungsfabrikanten DiehJ freundschaftlich 
verbunden fUhlt, sondierte nämlich für bun­
desdcutsche Waffenexporte nach Pakistan. 
Zur Disposition stehen offenbar über Argen­
tinien angelieferte TAN-panzer sowie 
OTRAG-Raketen nebst Gefechuköpfen (Lie­
ferant Diehl). 
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Im übrigen bemühen FJ. Strauß und die 
Reagan-Administration deckungsgleich die 
besondere "geopolitische Bedeutung Paki­
stans", um die Ausweitung der westlich· 
chinesischen Hilfe flir das Zia-Regime zu legi­
timieren. "Hilfe ist", so der Bayemkurier wei­
ter, "unter diesen Umständen auch immer 
poLitisch·militärische Hilfe. Das weiß Peking_ 
Die Chinesen gehören logischerweise ebenfalls 
zu jenen, für die der Staat Pakistan gegen so­
wjetisches Expansionsstreben is t." Folgerich­
tig sagte Ronald Reagan Anfang Mai dJ. dem 
pakistanischen Außenminister Agha Schahi 
2,5 Mrd Dollar an Wirtschafts- und Militär­
hilfe für die nächSlen 5 Jahre zu. Die nächste 
Runde gegen Afghanistan ist eingeläutet. .. 

Ban.gradesh 

Im Zusammenhang mit einem gescheiterten 
Putscbversuch unter Leitung des General­
majors Manzur Ahmed wurde am 30. Mai dJ. 
der Präsident Bangladeshs, Ziaur Rahman, er­
mordet. Kurze Zeit später kam unter bis heu· 
te nicht geklärten Umständen auch der Put­
schistenführer ums Leben. 
Zia kam "1975 nach der Ermordung des 
Führer der Unabhängigkeitsbewcgung, Muji­
bur Rahman, an die Macht. Er hat das zu den 
6 ärmsten Ländern zählende Bangladesh seit­
her verstäri<t aur den kapitalistischen Ent­
wicklungswcg orientiert. KernstÜCk $eines 
technokratisch angegangenen sozialökonomi­
schen Programms ("friedliche Revolution") 
waren drei Zielsetzungen: die Verdoppelung 
der Nahrungsmittelproduktion, Gcburten­
kontrolle und eine Reduzierung des Anal­
phabetentums, verbunden mit einer außen­
politischen Offnung gegenübcr den West­
mächtcn und der Weltbank. Zwar hat die Re­
gierung Ziu so eine gewisse Steigerung der 
Nahrungsmittelproduktion erreicht, nicht 
aber an den Ursachen der Massenarmut ge­
rührt; eine Agr.uTCform fand nicht statt. 
Bei den bevorstehendcn Wahlen werden die 
alte Awami·Liga Mujibur Rahmans und die 
vOn seinem Nachfolger geschaffene, program· 
matisch wcnig proftlierte Nationalistische Par­
tei Bangladeshs (BNP) favorisiert. 

Sn Lanka 

Am den Anfang Juni dJ. veranstalteten 
Kommunalwahlen ging die regierende groß.. 
bourgeoisc Vereinigte Nationalpartei (UNP) 
zwar ab Sieger hervor. Aber die Tamalische 
Bcfreiungsfront (TULF), die größtc Opposi­
tionspartei im Parlament, konnte immerhin 5 
der 24 Bezirke fu.. sich entscheiden. Die So-­
zialistische Freiheiupartei, die unter Führung 
S. Bandaranaikes 1970-77 die Regierung stell· 
te (siehe AlB 7-8/1979, S. 31·33), hatte die 
Wahlen boykottiert. 
Motiv des Wahlboykotu ist die Fortdauer des 
Ausnahmezustandes und rigider Verfolgungs­
praktiken seitell$ der RegierungJ.R.Jayawar­
dene. Nach einer Wahlkundgebung de r TULF 
in der Provinz Jaffna haue es Tode gegeben. 
Die Bewegung fu.. d ie Verteidigung der demo-­
kratischen Rechte in Sri Lanka berichtet von 
im März dJ. ooch!ossenen Einschränkungen 
des Pressaechts und fordert die Regierung 
auf, gewählten Parlamcnumitgliedem ihre 
Sitze einzuräumen. 

Kampuchea 

Nachdem bereits im März dJ. die ersten Wah· 
len (von Dorf- und Distriktkomitccs) nach 
dem SWI"% des Pol-Pot-Regimes stattgefunden 
hatten, gingen am 1. Mai dJ. rund 3,5 Mio 
Kampucheancr erstmal ig zu einer landeswei­
ten Abstimmung zu den Urnen. Diesmal ging 
es um die Zusammensetzung e iner neuen 
Nationalversammlung ( 117 Sitze). Schon die 
Tatsache, daß 97 ,82% der Wahlberecbtigten 
an der Abstimmung tcilnahmen, zeigt an, wie 
"echt" die Freiwilligkeit und vielfache "Be· 
geisterung" der Bevölkerung warcn (so dic 
Financial Times, 8.5.1981), wie weit ihr Ver· 
trauen in die Nationale Einheitsfront zur Ret­
tung Kampucheas - auf ihrer Einheitslistc 
kandidierten 147 Personen - gediehen ist. 
Das gilt namentlich für die Führungsmitglie­
der des Revolutionären VQlksrates, die in 
Phoom PeM mit 99,75% (VQr,itzender Heng 
Samrin) bzw. 99,63% (Vizevorsiuender Pen 
Sovan) gewähl t wurden. 
Als die Führungskraft der Volksrepublik 
Kampuchca trat vom 26.-29. Mai dJ. in 
Phnom Penh die Revolutionäre Volkspartei 
Kampucheas (RVPK, gegr. 1951) hervor. Ihr 
4. Parteitag bestätigte Pen Sovan als Erstcn 
Sekretär des RVPK-Zentralkomitees (es zählt 
19 Mitglieder, darunter Heng Samrin und Au· 
Bcnminister Hun Sen). In einem programma­
tischen Beschluß des Parteitages heißt es: 
"Die gemeinsame Aufgabe dc r ganzen Partei 
und des gesamten Volkes in der gegenwärti· 
gen Phuc der Revolution ist es, die nationalc 
Unabhängigkeit cntschlossen zu vcrteidigen, 
das Vate rland in einer Obergangsperiode wie· 
deraufzubauen und Schritt tur Schritt dcm 
Sozialismus entgegenzugehen." 

Vietnam- ChIna 

"China hält die Initiative", charakterisierte 
die Hongkonger Far tastern Economic Re­
view am 29.5.1981 die zugespitzte Lage an 
der chinesisch-vietnamesischcn Grenze. Ge­
meint waren anhaltende Artillerie- und Inbn­
terieüberfalle Chinas, das entlang der 250 km 
langen Grenze zu Vietnam 390.000 Soldaten 
einmarschbereit hält. Im Mai. dJ. fanden da­
bei übe r 300 vietrur.mesische Soldaten den 
Tod 



Nordjemen 

In den [eilten Monaten klebte dem saudi­
sehtn Königshaus im Bemühen, seinen tradi­
tionell mächtigen l-:influß auf die nordjemen­
tische Exekutive wiedcrherzustelJen, das Pech 
an den Stiefdn. 
Im Frühjahr 1981 hattt Riad zunädut seine 
heiden "Trojanischen Pferde" in de r Regie­
rung in SalllUl eingebüßt: Nachdem der pro­
$audische Innenministcr Mohammcd Kllam;s 
einem Mordanschlag "rlag. wurde 3m 2S. 
März 1981 der vormalige Außenministe r Ab­
dallah c::l-Asnag verhaftet. Ihm werden enge 
Kontakte Zu den wahabitischen Rechtsmili­
un nachgesagt. die zum Jahreswechsel in der 
Grenzregion Zu Saudi Arabien die militäri­
schen AU5cinandersclZungen eskaliert hallen. 
Ihr Ziel: Sie wollen den Vl)ß Staatspräsident 
Ali AbdaUah Salco verfolgten Kurs der Wie­
derve reinigung mit dem Südjemen uud der 
Aussöhnung mit der nordjemelutischeu pro­
gressiven Nationaldemokratischen Front (sie­
he AIB 6/1981, S. 48-49) mit allen Mitteln 
hinterlreiben_ 
Ali Abdallah Salch ging im April dJ. noeh 
einen Schritt weiter, als er in einer Rede 
Saudi Arabien anklagte, es habe dem Nord­
jemen angedroht, ihn sich einzuverleiben (vgl. 
Afrique Asie, Paris, Nr. 239/1 1.5. 1981). Um 
der damit erhöhten Geralrr eines 53.udischen 
Gegencoups, d.h. eines offenen Krieges oder 
erneuten Präsidentenmordes (Salehs Vor· 
gänger waren 1977 bzw. 1978 beide myste· 
riösen Altenlaten erlegen, als sie sich zu Wie· 
delVereinigungsverhandlungen mit dem Süd­
jemen anschickten) entgegenzuwirken, soll 
der nordjemenitisehe Präsident den Irak um 
politisch·militärische Rückendeckung und um 
eine ausgleichende Finanzhilfe el'1ueht und 
eine positive Antwort erhalten haben. 

Zypern 

Aus den Pa1lamentswahlen der griechisch­
zypriotischen Bevölkerung vom 24.5. 1981 
ging als Sieger die Partei des Werktätigen Vol­
kes ZyPf:rns (AKF.L) mit 32,8% der Stimmen 
und damit 32 Parlamentsitzen helVor. Die 
Demokratische Partei (DEKO) des Präsiden­
ten der Republik Zypern, Spyros Kyprianou, 
erhiell 19,5% (8 Siue) und die Sozialistische 
Partei (EDEK) unter Lyssarides 8,2% (3 Sit· 
Ze). Bei einer Wablbeteiligung von 93% 
stimmte so die große Mehrheit für die Forde­
rung<:n dieser Parteien nach Unabhängigkeit, 
Souveränität, teTTitorialer Integrität und 
Nichtpaktgebundenheit der scit 1974 geteil· 
ten lmd, für die Fortsetzung der innenypri· 
sehen Gespräche, für die Entmilitarisierung 
und die Einberufung einer repräscntativen 
internationalen UN·Zypernkonferenz. 
Auf der Gegenseite dazu verbuchte die rechts­
kOßlielVative Demokratische Sammlung 
31,9% (12 Sitze) unter Glafkos Klerides, die 
rur die militärischen "Lösu!lglipläne" der 
NATO steht. Seit dem Putsch griechisch­
zypriKher Nationalgardisten, den 1974 die 
damalige Athener Militärjunta und NA TO­
Kreise inspiriert hatten, und der darauf fol· 
genden Invasion der Türkei halten 25.000 
türkische Soldaten und 15.000 türkisch·zyp­
rische Milizionäre 40% der Insel besetzt. Und 
sie.sorgen für Kouflikutoff. 
Die Anfang Juni dJ. erfolgte Mandativerlän­
gerung der 2.381 Mann starken UN-Sicher­
heiutruppen bis zum 15.12. 1981 hingegen 
trägt zur EntKhärfung der Lage bei. 

Angola-USA 

Mille Mai dJ. war dem südafrikanischen Au· 
tknminister "Pik" Botha ein demonstrativ 
freundlicher E.mpfang durch R. Reagan, A. 
Haig usw. in Washington beschied!!n. Dtm 
Antrag der Reagan·Administration auf Auf· 
hebung des sog. Clark·Amendments aus dem 
Jahr 1974, das de r US·Regierung jede offene 
oder ver5\eckte militärische Aktivitäten gegen 
Angola untersagte, aber war zuvor kein Erfolg 
bt:schieden. 
Nach einmonatigen Beratungen hatte am 
27.4. dJ. der zuständige Untersuchungsaus­
Khuß des Repräsentantenhauses für Afrika· 
nische Angelegenheiten ohne Gegenstimme 
die Aufhebung des Clark·Amendments abge· 
lehnt. Noch während der Beratungen hatte 
die Reagan·Regierung dreist erklärt, das 
Oark'Amcndment habe beispielsweise ohne­
hin keine Gültigkeit fur Mo~ambique und 
s.chließe geheime Unterstützungspraktiken der 
angolanischen Banden UNIT A und FNLA 
nicht aus. 
Immerhin mußte ein geplanter Washington­
Besuch von UNlTA-Chef R. Savimbi erst ein­
mal verschoben werden. Andere Geheim· 
dienst-Operationen aber wurden wieder auf· 
genommen: Der CIA·Agent und FNLA-Ottf 
Holden Robeno wurde in Paris durch einen 
Agenten der dortigen US·Botschaft zwecks 
Verstärkung seiner Aktivitäten kontaktiert. 
Anfang Mai dJ. wurde schließlich bekannt, 
daß die angolanischen Streitkräfte den USo 
Bürger und elA-Agenten liarrison Taylor ab 
Piloten eines CIA-Flugzeuges ve rhaftet hat­
ten, und zwar während eines von Namibia 
ausgehenden Einsatzes zur Lieferung von 
Waffen an die UNITA. 

Südafrika 

An die 750 Delegierte - darunter allein von 
124 Regierungsabordnungen - tagten vom 
20. bis 27. Mai im UNESCO--Gebäude in Paris 
anläßlich einer Internationalen Konferenz 
über Sanktionen gegen Südafrika. Sie verab· 
schiedeten eine Deklaration, in der erneut 
zum internationalen Boykott des Rassisten· 
regimes und zu entsprechenden Maßnahmen 
der internationalen Gemeinschaft, von Regie­
rungen, staatlichen und nichutaatlichen Orga· 
nisationen aufgerufen wird. 

IHTIRIWJONAI. COHFERENCE 
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Kurzinformationen 
Grenada 

Auf den Druck de r Reagan-Administration 
hin wurden von einem 5 1·Mio-Dollar-Krcdil, 
den der Int!!rnationalen Währungsfondes 
(IMF) rur umfassende Entwicklungspläne der 
karibischen Republik bereits zugesagt halle, 
bislang nur 18 Mio DoUar ausgezahlt. Was­
hington blockte mit dem abgelutschtem Ar­
gument, hier entstünde ein "kubanisches 
Sprunghrett nach AlTika". 
Hintergrund ist das Projekt eines inte rnatio-­
nalen Flughafens, de r als Basis für ein alter­
natives (auf einheimische Kräfte und Ressour­
cen sowie auf nationale Kontrolle geSlü tztes) 
Tourismus·Konzept ist. Nach zehnjähriger 
Kreditriickzahlung soll der Tourismussektor 
Grenada jährlich mindestens 17 Mio Dollar 
Gewinn einbringen. 
41 Mio Dollar vOn den fur den Flughafenbau 
insgesamt erforderlichen 71 Mio Dollar haben 
mittlerweile Kuba, Venezuela, Syrien, Li­
byen, Algerien und der Irak der Regierung 
Maurice Bishop zugesichert. Nigeria und skan· 
dinavische Länder haben weitere 27 Mio Dol­
lar zuge53.gt, so daß die Bauarbeiten fortge­
setzt werden können. 

Chile 

Sechs der insge53.mt acht Gewerluchaftsver· 
einigungen der staatlichen Kupfermine von EI 
Teniente hrachen am I. Juni dJ. einen 
41tägigen Su-cik ab; die anderen Gewerk· 
schaften mußten am 3.Juni nachziehen. Statt 
der urspriinglich von den 10.500 Arbeitern 
und Angestellten geforderten 18%-Lohncr­
höhung und Verbesserung ihrer sozialen Ab· 
sicherung kam jetzl lediglich eine Lohnanhe­
bung von 2% zuzüglich einer einmaligen Zah· 
lung von umgerechnet rund 875 DM heraUII. 
Am 31. Mai dJ. verweigerten dic 11.000 Be­
schäft igten der Kupfermine Chuquicamata 
dem Angebot des Managements, die Löhne 
um O,42%anzuheben, die Zustimmung. Aller­
dings verbietet ihnen das Pinochet·Regime 
ausdriicklich Streikaktionen, da Otuquicama­
ta als strategisch wichtig deklariert wird. 
In Santiago traten aus Protelt gegen diese 
Druckpolitik der Junta drei Patrioten in den 
Hungerstreik. 

Uruguay 

Im Gefolge der Referend.um·Schlappe der 
uruguayischen Militärs Ende November 1980 
(2/3 Gegenstimmen) mehren sich die Krisen­
anzeichen innerhalb der Armeespitze. Im Zu· 
sammenhang mit der Versetzung zweier ho­
her Offiziere in den vorzeitigen Ruhestand 
gab Heeresbefehbhaber Queirolo im Mai dJ. 
Unstimmigkeiten innerhalb de r SU"Citkräfte 
über den neuen Fahrplan zur verfassungs· 
mäßigen "Normalisierung" zu. UmstriUen ist 
weiter, wie mit der Nachfolge des am 
1.9.198 1 aus dem Amt scheidenden zivilen 
Staatspräsidenten Apancio Mendez verfahren 
werden soll. Die Ultras im Militär fordern, ein 
General müsse neuer Präsident werden. 
Unterdessen verdichtet sich der internal ionale 
Druck auf die uruguayische Diktatur. Ende 
Mai dJ. forderten die Generalsekretäre der 
Sozialis tischen Internationale, der Liberalen 
Internationale und der Weltunion der Christ­
lichen Demokraten in einem gemeinsamen 
Aufruf in Mexiko-Stadt die Rückkehr zur De­
mokratie in Uruguay. 
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Friedrich- Ebert-Stiftung: 
Südafrikaboykott nicht empfehlenswert 

Boykoll nicht empfehlenswert, so könnte die QuinteucllZ eines 
Positionspapiers der so~iaJdemokratischcn Friedrkh·Eben-5tiftung 
~um Verhalten gegenüber dem südafrikaniseben Apartheidregime 
lauten. Das Papier, du in der Frankrurter Rundschau vom 
27.5.1981 dokumentien in, wurde erstmals auf einem im Mai dJ. 
veranstalteten intemationalcn Symposium VQ rgelegt. Binnen Jah­
fesfrin war dies ",",reits das drille Symposium der Friedrich-Ebert· 
Stiftung (FES) zu Südafrika. Nach der jahrelangen Funkstille wo­
her dieses plötzliche Interessd 
Man kam in der FES und damit wohl auch in der bundesdeutschen 
Sozialdemokratie, wenn auch verspatet, Zu der Einsicht, daß sich in 
Süd afrika revolutionäre Dinge zuummenbrauen. Solcherart aufge­
schreckt war dies den Sozialdemokraten immer Anlaß genug, da rm 
zu gehen, im letzten Moment noch das "Schlimmste" zu verhüten. 
Und wenn hier VQm Schlimmsten gesprochen wird, denkt man in 
der FES zunächst einmal belriebswirtschaftlich: "Die Kosten einer 
Konniktlösung nach einem Bürgerkrieg sind enuprechend höher." 
Da aber scheint aufgrund der unnacbgiebigen Hallung der Weißen 
in Südafrika fast unausweichlich_ 
Doch sind es nicht allein die höheren Kosten eines BÜlgcrkrieges, 
die das Schlimmste ",",f'tirchten las$Cn. Die Interessen der Bundes­
republik sind betroffen und die sind allemal gewichtiger_ Vor allem 
ist eine "nachhaltige Störung" oder gar die "völlige Unterbre­
chung" der Handels",",ziehungen und der Roh$lofflicferungen zu 
erwarten. Möglicherweise droht ein Ölboykoll von Ländern wie 
Nigeria, Algerien und Libyen. Und "ein in der Politik nicht eben 
häufiger Fall": die Realisierung der konkreten ökonomischen In­
teressen ist mit dem JlQ litbchen Verhalten der BRD aufs engste 
verknüpft. 
Die Bundesrepublik in demnach in einem Dilemma. "Setzt sie sich 
nicht für Rassengleichheit ein, stü tzt sie automatisch die Apart · 
heid." Eine wirtschaftlich wie politisch verhängnisVQlIe Entwick­
lung, hätte sie doch die Verringerung deo bundesrepublikanischen 
EinfluS$C$ im gesamten Afrika zur Folge. Stattdessen würdt die 
Sowjetunion triumphieren, zumal - man höre und staune - der 
KommunismWl .,den Wideutmd gegen das Apanheid5ynem ein­
deutig unterstützt". Das stimmt nachdenklich_ 

Weißer Mann, wer braucht Deine doppeltt Moral? 

Unter diesen Umständen gilt es für die Friedrich-Ebert-Stiftung 
rasch zu handeln, will man nicht wichtige außenpolitische und 
außenwinschaft liche Interessen der BRD gerahrden (wessen Inter­
essen sind das eigentlich?). Freilich von konsequenten Wirtschafts­
sanktionen oder einer Blockade möchte die FES Ab.tand nehmen. 
Praktische Gründe spriichen dagegen. Diese Praxis ist bekannt. 
Schließlich war es noch imma die BRD im Bündnis mit den ande­
ren Westmächten. die verbindliche Wiruchaftssanktionen im UN­
Sicherheil5rat blockienen_ 
Aber was i5t gegen das Arg\lment einzuwenden, ein weite res VQlks­
winschaftliches Wachstum Südafrikas gäbe den nötigen Spielraum 
rur Reformen und Umverteilung ab, ja dies schaffe erst die Voraus· 
seuung f'lir das Entstehen einer bewußten artikulationsfähigen 
Schicht von Schwarzen. Also "Wandel durch Handel"? 
Man fragt sich unmittelbar, $0 sieb die Schwarzen in Soweto, in 
den letzten Streik_lien oder im Anschlag auf die Kohleverßiissi­
gungunlage SASOL nicht genügend artikulien haben, oder ist viel­
leicht eine andere Form der Anikulation erwünscht? Fest steht 
jedenfalls, daS die von der FES propagierte Konzeption des .. fried-

V.nk«. ,lall un, "" .. ,. B~_.ng<, ~n"pr.n 

lieben Wandels" seit ihrer Verkündung Mitte der 70er Jahre nichts 
an Veränderung bewirkt hat. Dabei wird es auch bleiben, denn die 
QueUe der Extraprofile ist dIe Apanheid und nicht ihre Verhinde­
rung. Die empfohlene Anhebung des externen Drucks auf das Re­
gime m Pretori.a. wird vor dieser Tatsache bestchen müssen. 
Ganz gewiß hat sich der Verhaltenskodex der EG für ausländische 
Unternehmen in Südafrika, dessen konsequente Weiterf'tihrung die 
FES an enter Stelle fordert, nicht als geeignetes Mittel erwiesen. Er 
ist wohl eher in den Bereich der Besänftigungsstrategie und der 
Venögcrungstaktik einzuordnen. Sicherheitshalber hält das Po.i­
tionspapier selbst weitere Maßnahmen bereit. Oie Skala vom Stopp 
der Hermes-Bürgschaften bis zum V«bot VQn Neuinvestitionen und 
der Unterstüuung eine. Ölboykotu, VQn der Kündigung des Kultur­
abkommens bis zur Oberprüfung der gegenwärtigen Abstimmungs­
praxis der Bundesrcpublik in der UNO_ 
Die Crux dieser Vorschläge liegt einfach darin, daß ihre Anwen­
dung nicht unmittelbar gcforden wird, sondern lediglich "vorstell· 
bar" iSi und dann auch nur schrittweise. Sind Sanktionen nach 
allen Erfahrungen teilbar? Das seit 1977 bestehende verbindliche 
Waffenembargo gegen die Republik Südafrika spricht Bände, nicht 
nur was Boykottverstößc angeht. Solange industrielle Anlagen nach 
Südafrika exponien werden durfen, "ird die Waffenproduktion 
einfach verlagen. Dann können nur umfa.ssende und bindende 
S<lnktionen aller Mitgliedsstaaten der UNO etwas ändern. Gcnau 
das möchte das FES-Posilionspapier aber vermeiden. 
Vermeiden möchte man im übrigen auch, daß die vielfattigen Ver­
wicklungen der Bundesrepublik (siehe AlB 611981, S. 40-43) allzu 
deutlich zur Sprache kommen. Die militärisch-nukleare Zusammen­
arbeit findet an keiner Stelle des Papiers Erwähnung. Das stimmt 
mit der .. ",",tonten Zurückhaltung im politisch-diplomatischen Kon­
takt mit Südafrika" übcrein. Betont inkonsequent ist man bei der 
Aufnahme von Beziehungen zu Befreiungsbewegungen. Anerken· 
nung ihrer legitimen Inte ressen: ja; Gewaltanwendung: nein. So, 
meint man in sozialdemokratischen Kreisen, könnte man die Unter­
drückten zufriedeß5tellen und den Herrschenden nicht zu sehr weh 
tun. Das ist ein Irrtum_ Wie sagt doch der Südafrikaner JaIDCS 
Matthews in einem seiner Gedichte: Weißer Mann. wer braucht 
~ine doppelte Moral? 




